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Sanktionspolitik gegen Russland
Die Geschehnisse in der Ostukraine haben die internationalen wirtschaftlichen und politi-
schen Konfrontationen zwischen Russland und den westlichen Industrieländern seit 2014 
massiv verschärft. Um Druck auf Russland auszuüben und eine Verhaltensänderung her-
beizuführen, verhängten auf Bestreben der USA und EU mehrere westliche Länder seit 
dem Frühjahr 2014 stufenweise wirtschaftliche und politische Sanktionen gegenüber Russ-
land. Russland konterte mit Gegenmaßnahmen und Importbeschränkungen auf Agrar-
erzeugnisse und Nahrungsmittel von diesen Ländern. Nun drohen die westlichen Länder 
bei einer weiteren militärischen Aggression Russlands gegen die Ukraine, die Sanktionen 
zu verschärfen. Neben einer Erweiterung des bestehenden Instrumentariums stehen Fi-
nanzsanktionen sowie Restriktionen gegen die staatsnahe Industrie, vor allem die Öl- und 
Gasindustrie sowie Bergbauunternehmen, im Raum. Beide Optionen wären mit massiven 
wirtschaftlichen Folgen für alle Beteiligten verbunden. Folgende Fragen drängen sich auf:

Wie wirksam sind Sanktionen? Es ist gut belegt, dass umfassende und von breiten Koalitio-
nen getragene Handelssanktionen starke Effekte auf den Handel zwischen den Konfliktpar-
teien haben (Felbermayr et al., 2021). Diese handelszerstörenden Effekte sind gut quantifi-
zierbar, da die empirische Gravitationsgleichung es erlaubt, glaubwürdige Kontrollgruppen 
zu identifizieren. Ob Sanktionen auch die politischen Ziele eines Politikwechsels erreichen, 
ist empirisch nicht abschließend gezeigt. Einerseits sind Drohungen mit Sanktionen nicht 
gut beobachtbar (Morgan et al., 2009), andererseits fehlt das Kontrafaktum. Klar ist, dass 
die starke Zunahme von Wirtschaftssanktionen seit 1950 per se einen Beleg für den Misser-
folg dieser Politik darstellt, denn theoretisch sollte die Drohung ausreichen, die angestreb-
ten Ziele zu erreichen. Müssen tatsächlich Sanktionen verhängt werden, dann war die Dro-
hung offenbar nicht glaubwürdig oder stark genug. Wenn es so weit kommt, zeigt die Global 
Sanctions Data Base (Felbermayr et al., 2020), dass nur rund ein Drittel der von 1950 bis 
2019 erfassten Sanktionsperioden als erfolgreich dokumentiert wird. Daher ist es paradox, 
dass sich dieses politische Instrumentarium zunehmender Beliebtheit erfreut. Den von der 
EU angestrebten Regimewandel in Russland zu bewirken, erscheint bei der wirtschaftlichen 
Größe und Beziehungen zu anderen Ländern sowie angesichts hoher Devisenreserven und 
Rohstoffvorkommen äußerst schwer. Darüber hinaus ist auch die ungleiche wirtschaftliche 
Betroffenheit durch die Sanktionen innerhalb der EU-Länder ein politisches Dilemma. Die 
untergeordnete Bedeutung der USA im Handel mit Russland und die damit kaum vorliegen-
den ökonomischen Nachteile aus den bisherigen Sanktionen stellen ein politisches Problem 
dar. Im Fall Russlands müssten auch China und Indien als wichtige Handelspartner mitwir-
ken, um wirtschaftlichen Druck auszuüben. Zugleich ist das Maß an smarten Sanktionen 
gegen Russland weitgehend ausgeschöpft und damit das Drohpotenzial weit kleiner.

Welche Werkzeuge liegen vor? Um im Fall einer Militäroperation in der Ukraine eine rote Linie 
aufzuzeigen, bedarf es kraftvoller, gezielter Sanktionen, die auch in Russland ihre Wirkung 
entfalten. Derzeit werden von der EU und den USA vor allem der Ausschluss Russlands 
vom internationalen Zahlungsverkehr SWIFT sowie ein weitgehender Verzicht der EU auf 
russische Gas- und Öllieferungen diskutiert. Ebenso hat die USA angekündigt, Russland an 
der Verwendung des US-Dollars zu hindern und den Technologieexport zu beschränken, 
wodurch Russland weitgehend von der Versorgung mit Elektronikprodukten abgeschnit-
ten wäre. Auch eine weitere Einschränkung des Zugangs zu russischen Anleihen steht als 
Druckmittel im Raum. Alle Optionen sind für die Beteiligten sehr kostspielig, vor allem für 
Russland und die EU, die intensivere Handels- und Wirtschaftsbeziehungen pflegen. Mit 
dem Ausschluss aus SWIFT wäre für die von Rohstoffexporten abhängige russische Wirt-
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schaft der Waren- und Zahlungsverkehr mit dem Ausland deutlich erschwert. Auch für die 
EU wäre es fast unmöglich, ohne Umwege über andere Länder Handel mit Russland zu 
treiben bzw. Gasimporte abzuwickeln. Ein Stopp der Gaslieferungen in die EU würde ver-
mutlich Produktionsunterbrechungen in Industrieunternehmen sowie weitaus höhere Ener-
giepreise zur Folge haben. Die Kosten wären schmerzhaft, aber wirtschaftlich verkraftbar.

Wie hoch ist die gegenseitige Abhängigkeit? Gerade im Hinblick auf die Energieversorgung 
ist die EU verwundbar. 2020 stammten rund 44 % der EU-Gasimporte aus Russland, und 
alternative Gaslieferanten, wie z. B. Flüssiggaslieferungen aus den USA, könnten einen 
kompletten Einfuhrstopp nicht kompensieren. Gleichzeitig basiert die russische Wirtschaft 
weitgehend auf dem Export von Öl und Gas und ist stark von ausländischem Kapital ab-
hängig. Etwa ein Drittel des russischen Staatshauhalts beruht auf den Gasexporten. Eine 
Unterbrechung der Gaslieferungen in die EU hätte massive Auswirkungen auf die russi-
sche Wirtschaft. Im Banken- und Finanzsektor sind die relativen Abhängigkeiten asymme-
trischer. Während die direkte Abhängigkeit der führenden Industrienationen von Russland 
hier keine Systemrelevanz aufweist, ist Russland relativ stark auf die globalen Finanzmärkte 
und reibungslos funktionierende Bank- und Zahlungsverbindungen angewiesen. Die Pläne 
Chinas und Russlands, ein alternatives Zahlungssystem aufzubauen, sind zwar bereits teil-
weise umgesetzt, erlauben aber im Fall des russischen Systems (System for Transfer of 
Financial Messages, SPFS) derzeit nur Transaktionen innerhalb Russlands.

Wie viel kosten Sanktionen? Kaum eine politische Maßnahme ist nicht mit Kosten verbun-
den. Doch auch die Alternative – geopolitische Spannungen – ist mit Kosten verbunden und 
eine potenzielle Militärintervention Russlands in die Ukraine würde den Handel der EU mit 
Russland nahezu zum Erliegen bringen. Wenngleich der russische Markt groß ist, gingen 
2020 nur rund 1,65 % der EU-Exporte nach Russland. Ebenso stammten auch nur 2,1 % der 
EU-Importe aus Russland. Gleichzeitig ist die EU für Russland der wichtigste Markt. Infolge 
der 2014 verhängten Sanktionen sowie des generellen Wirtschaftseinbruchs in Russland, 
bedingt durch einen massiven Rohölpreisverfall und eine starke Abwertung des Rubels, ver-
zeichneten alle EU-Länder und auch Russland massive Exporteinbußen. Für die EU können 
rund 40 % des beobachteten Exportrückgangs auf die Sanktionen und Gegensanktionen 
zurückgeführt werden (Christen et al., 2016). Die volkswirtschaftlichen Kosten betragen in 
Russland etwa 35 Mrd. Euro (ca. 2 % des BIP) und in der EU knapp 20 Mrd. Euro (ca. 0,2 % 
des BIP; Fritz et al. 2017), wenngleich die regionale Betroffenheit innerhalb der EU-Länder 
sehr heterogen ist (Chowdhry et al., 2020). Im Gegensatz dazu sind die ökonomischen Fol-
gen für die USA deutlich milder. Diese ungleiche Betroffenheit ist ein politisches Problem, 
vor allem in der Frage um breite Koalitionen, gemeinsame Ziele und eine wirksame Drohung.

Zusammenfassend haben Sanktionsdrohungen gegenüber Russland wohl nur eine 
Chance auf Erfolg, wenn die EU glaubwürdig signalisiert, dass sie im Ernstfall bereit wä-
re, mit hohen wirtschaftlichen Kosten die Gaslieferungen zu unterbrechen. Dazu ist die 
EU, die in Fragen der Außenpolitik Einstimmigkeit erfordert, vermutlich nicht in der Lage.
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in das Rentenniveau ein. Dieses fällt allein dadurch rech-
nerisch rund einen Prozentpunkt höher aus, ohne dass 
sich die Löhne oder Renten verändert hätten – weder ab-
solut noch relativ zueinander. Viertens: Bei der Rentenan-
passung 2021 ergab der Nachhaltigkeitsfaktor eine wei-
tere Minderung von 0,9 %. Ohne Schutzklausel wären die 
Renten um diese 0,9 % zusätzlich gekürzt worden. Genau 
diese Rentenkürzung soll nach Werding auch nachgeholt 
werden, wenn er ausführt, dass mit dem Ausgleichsfaktor 
wieder der in den „einschlägigen Standardregeln veran-
kerte Status quo wiederhergestellt“ würde.

Vordergründig argumentiert Werding mit der Lohnentwick-
lung. Der Vorschlag zielt aber darauf, die Niveausiche-
rungsklausel von 48 % (Haltelinie) zu unterlaufen, in dem 
die „eigentlich“ erwünschten Rentenkürzungen spätestens 
nach 2025 nachgeholt werden. Aber auch, da er sich auf 
das durch den Sondereffekt überhöhte Niveau bezieht und 
die Haltelinie damit faktisch auf 46,9 % absenkt.

Die Debatte um den Ausgleichsfaktor entbehrt aber nicht 
einem Kern an Wahrheit, über den zu streiten sich lohnen 
dürfte: Aus technischen Gründen der Datenverfügbarkeit 
wird bei der Rentenanpassung sowohl auf die Entwicklung 
der Löhne nach VGR im Vorjahr (t-1) als auch für das vorver-
gangene Jahr (t-2) auf die Differenz der Löhne nach VGR zu 
den beitragspflichtigen Löhnen rekurriert. Die Löhne nach 
VGR sanken 2020 um 0,28 %. Daher betrug der Lohnfaktor 
bei der Rentenanpassung 2021 ohne Sondereffekt minus 
0,26 %. Dies kürzte die Renten wegen der Schutzklausel 
nicht. 2022 wird das Minus der VGR-Löhne über die Dif-
ferenzbildung die Renten stärker erhöhen als die Löhne 
stiegen. Diese 0,26 % nachzuholen wäre somit tatsächlich 
begründbar. Angesichts unzureichender Renten und hoher 
Inflation könnte man es aber auch sein lassen.

In jedem Fall sollte die Debatte zum Anlass genommen 
werden, endlich die bestehenden Anpassungsmechanis-
men von Grund auf neu festzulegen. Als wenig zielführend 
haben sich Konzepte eines quasi überhistorischen, kyber-
netischen Anpassungsmechanismus bewiesen. Politische 
Wertvorstellungen in komplexe mathematische Formeln 
und Regeln zu gießen, löst die Verteilungskonflikte nicht. Im 
Speziellen aber müssen der Lohn- und Nachhaltigkeitsfak-
tor auf den Prüfstand. Sie tragen ganz wesentlich zu den in-
kohärenten Schwankungen bei der Rentenanpassung bei.

Ingo Schäfer

Deutscher Gewerkschaftsbund (DGB)
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Nachholfaktor

Irrungen und Verwirrungen

In seinem Kommentar „Nachholfaktor ist zurück – gut so?“ 
befürwortet Martin Werding (2022) die Wiedereinsetzung 
des Nachholfaktors – eigentlich Ausgleichsfaktor. Ohne 
diesen, so seine Begründung, würden die Renten schneller 
steigen als die Löhne. Mit der Losung, „die Rente folgt den 
Löhnen“, wird die Reaktivierung des Ausgleichsfaktors ge-
fordert. Diese Argumentation tragen einige Ökonomen seit 
rund anderthalb Jahren wiederholt vor, ohne dass diese 
richtiger wird. Viel mehr führt sie – bewusst oder nicht – in 
die Irre. Letztlich sollen die Rentenerhöhungen wieder dem 
Beitragssatzdogma untergeordnet werden. Reaktiviert wür-
de in Wahrheit also die Politik des sinkenden Rentenniveaus. 

Die Materie ist komplex und begünstigt die Irrungen und Ver-
wirrungen. Die Fakten sprechen jedenfalls eine klare Spra-
che: von 2018 bis 2025 steigen die Renten um 19,3 % und 
die Löhne um 19,6 % laut Rentenversicherungsbericht 2021. 
Wird beachtet, dass die Renten mit zwei Jahren Verzögerung 
der Lohnentwicklung folgen, dann steigen die Löhne von 
2018 bis 2023 um 12,8 %, die Renten von 2020 bis 2025 aber 
nur um 11,8 %. Denn bis 2035 steigen die Löhne um rund 
60,8 %, die Renten aber nur um 46,7 %. Die Renten steigen 
also schon im geltenden Recht langsamer als die Löhne. Den 
Ausgleichsfaktor zu reaktivieren vergrößert diese Lücke.

Werding behauptet, dass aufgrund des Rückgangs der 
maßgeblichen Versichertenlöhne 2020 und der Wirkung 
der Schutzklausel ohne Ausgleichsfaktor das Rentenni-
veau dauerhaft deutlich höher liegen würde. Hier lässt er 
wesentliche Fakten unerwähnt: Erstens: Die für die Ren-
tenanpassung letztlich maßgeblichen Versichertenlöh-
ne – die beitragspflichtigen Entgelte – sind 2020 um rund 
1,7 % gestiegen. Gesunken sind 2020 die Entgelte nach 
VGR-Statistik und auch diese nur um 0,28 % – im Wesent-
lichen durch die Kurzarbeit. Zweitens: In der Anpassungs-
formel wies der Lohnfaktor ein Minus von 2,34 % auf. Dies 
besteht aber zu rund 2,1 Prozentpunkten aus einem sta-
tistischen Sondereffekt, da ab 2019 in die Berechnung 
des Lohns rund 900.000 Minijobber zusätzlich einbezo-
gen würden – ohne diesen verzerrenden Effekt würde der 
Lohnfaktor ein Minus von 0,26 % ausweisen. Die Schutz-
klausel hat verhindert, dass die Renten um diesen Statis-
tikeffekt gekürzt würden – ihn nun nachzuholen würde die 
Renten dauerhaft um über 2 % unter die Lohnentwicklung 
drücken. Drittens: Der statistische Sondereffekt geht auch 
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gelegt. Tatsächlich sind 2020 die Renten um 3,3 % gestie-
gen, die Löhne jedoch – je nach Datenbasis – um 0,3 % 
gesunken oder um 1,7 % gestiegen. Zeitreihen für das Si-
cherungsniveau geraten so in eine Parallelwelt, in der sich 
Entwicklungen, die Grundlage rentenpolitischer Entschei-
dungen sein sollten, nicht mehr zutreffend nachvollziehen 
lassen. Debatten über die Rente werden auch erschwert, 
wenn alle Teilnehmer:innen in ihren eigenen Welten leben. 
Ich habe zwar eine Vorstellung, was Schäfer meint, wenn 
er sich gegen ein „Beitragssatzdogma“ oder einen „quasi 
überhistorischen, kybernetischen Anpassungsmechanis-
mus“ wendet, verstehe seine Motive aber höchstens halb. 
Sind steigende Beitragssätze für jüngere Versicherte und 
mögliche Rückwirkungen auf deren Beschäftigungs-
chancen aus Sicht der Gewerkschaften gar kein The-
ma? Sorgen Rentenanpassungen auf Basis längerfristig 
gültiger Regeln, die in Deutschland eine lange Tradition 
haben, nicht auch für Schutz? Abgewichen wurde von 
solchen Formeln in der Vergangenheit jedenfalls auch oft 
zum Nachteil der Rentner:innen. In der geltenden Anpas-
sungsformel gehören für Ingo Schäfer speziell der Lohn- 
und der Nachhaltigkeitsfaktor auf den Prüfstand. Plädiert 
er wirklich für eine endgültige Abkehr von der 1957 ge-
schaffenen „dynamischen Rente“? Oder stören ihn am 
Lohnfaktor nur die praktischen Probleme bei seiner zeit-
nahen Bestimmung?

Vermisst habe ich in Schäfers Beitrag das Stichwort „De-
mografie“. Zwischen 2000 und 2035 verdoppelt sich in 
Deutschland der Altenquotient, mit sehr geringer Unsicher-
heit über das volle Ausmaß dieser Entwicklung (Statisti-
sches Bundesamt 2019). Anschließend bleibt er günstigs-
tenfalls konstant hoch. Ein Drittel des Anstiegs ist bis 2020 
bereits geschehen, zwei Drittel stehen noch aus. Von 2005 
bis 2019 wurde dies durch eine unerwartet lange, günstige 
Entwicklung am Arbeitsmarkt aufgefangen, mit einem Rück-
gang der Arbeitslosenquote von 11,7 % auf 5 %, der sich so 
nicht fortsetzen kann. Wir stehen vor der Frage, wie die ge-
setzliche Rente und das gesamte System der Altersvorsorge 
auf den bevorstehenden Alterungsschub eingestellt werden 
können. Diese Frage ist dringlich und wichtiger als gewisse 
Schwankungen bei den nächsten Rentenanpassungen.

Martin Werding

Ruhr-Universität Bochum
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Nachholfaktor

In verschiedenen Welten

Ein Kommentar, der eher ein Erklärstück war – zur Funk-
tion des Ausgleichs- oder Nachholfaktors in der Renten-
anpassungsformel, der laut Koalitionsvertrag der neuen 
Bundesregierung wieder eingesetzt werden soll (Werding, 
2022) – hat den für Rentenpolitik zuständigen Referats-
leiter beim DGB-Bundesvorstand zu einer Replik heraus-
gefordert (Schäfer, 2022). Wird dieser Schritt umgesetzt, 
verringert sich die im Juli 2022 fällige Rentenerhöhung in 
Westdeutschland von 5,2 % auf 4,4 %, wie Bundesarbeits-
minister Heil im Januar verlauten ließ. Für Ostdeutschland 
ergeben sich jeweils um 0,7 Prozentpunkte höhere Wer-
te. Muss man über diese Korrektur wirklich streiten? Ingo 
Schäfer geht es um Grundsätzlicheres. Er unterstellt, dass 
die von mir als „kleine, im Rahmen des geltenden Rechts 
bestens vertretbare Korrektur“ eingestufte Änderung ei-
gentlich darauf zielt, die bis 2025 gültige Haltelinie für das 
Sicherungsniveau der Renten bei 48 % zu unterlaufen. Er 
weist auf Feinheiten der Berechnungen zu den Rentenan-
passungen hin und kommt am Ende zu dem Schluss, dass 
die geltenden Rentenanpassungsregeln überdacht werden 
sollten. In diesem letzten Punkt stimme ich ihm zu, auch und 
gerade weil diese Diskussion schwierig wird. Aber der Rei-
he nach: In meinem Kommentar habe ich ausgeführt, dass 
eine Anwendung des Nachholfaktors die Haltelinie voraus-
sichtlich nicht verletzt. Falls es damit doch eng wird, hätte 
letztere nach geltendem Recht Vorfahrt. Komplikationen 
bei den Rentenpassungen habe ich in der Tat lediglich mit 
dem Stichwort „statistische Korrekturen“ angesprochen. 
Damit mein Text lesbar auf eine Seite passt, hatte ich dar-
aus in letzter Minute den Hinweis gestrichen, dass sich bei 
der Bestimmung einzelner, in der Anpassungsformel enthal-
tener Größen „Abgründe auftun können“, weil sich einige 
Entwicklungen dort zeitnah nur auf Basis von Ersatzgrößen 
und vorläufigen Werten für das Vorjahr und das Vorvorjahr 
berücksichtigen lassen. Das ist nicht völlig vermeidbar.

Seltsam wird es aber, wenn solche vorläufigen Berech-
nungen dauerhaft als Kennziffern für die Entwicklung der 
Renten stehen bleiben, weil fällige Korrekturen nur für 
die Folgejahre vorgenommen werden. Dies ist etwa seit 
2018 beim durchschnittlichen Nettoentgelt der aktiv Ver-
sicherten und den darauf basierenden Angaben zum Si-
cherungsniveau der Fall. Für 2020 wird dieses mit 48,2 % 
ausgewiesen, wie im April 2020 auf Basis unterstellter 
Lohnsteigerungen um 3,3 % qua Rechtsverordnung fest-
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vertretbarem Aufwand erkennbar sein. Auch wäre zu ver-
sichern, dass eine solche aktuell nicht vorliegt, sodass 
eklatanten Fällen auch im Nachhinein bei Leistungsbe-
antragung noch nachgegangen werden könnte. Weiterhin 
könnte man bei nachträglichem Eintritt in die Arbeitslo-
senversicherung eine relativ lange Anwartschaftszeit vor-
sehen. Diese würde es unwahrscheinlich machen, dass 
eine Geschäftsverschlechterung schon absehbar ist. Die 
Beiträge könnten währenddessen entsprechend niedri-
ger liegen. Eine zweite Gefahr bestünde darin, dass die 
Arbeitslosenversicherung abgeschlossen wird, um einen 
baldigen Vorruhestand finanziell abzusichern. Dem könn-
te aber mit Altersgrenzen begegnet werden. Schließlich 
ist davon auszugehen, dass etwa jenseits der 60 kaum ein 
Selbstständiger ohnehin noch ernsthaft in die Arbeitslo-
senversicherung eintreten wollte.

In einer eingeschränkteren Variante wäre es auch denk-
bar, die Möglichkeit des jederzeitigen Eintritts nur in einer 
z. B. zweijährigen Anfangsphase nach Gesetzesänderung 
zu gewähren. Damit hätten alle jetzigen Selbstständi-
gen die Chance, sich zu versichern, und alle zukünftigen 
Selbstständigen könnten dies innerhalb einer deutlich er-
weiterten Frist zu Beginn ihrer Selbstständigkeit tun.

Die Leistungshöhe der freiwilligen Arbeitslosenversiche-
rung ist am früheren Gehalt in sozialversicherungspflichti-
ger Beschäftigung orientiert, bzw. wenn diese schon län-
ger zurückliegt, steigt sie mit der formalen Qualifikation. 
Letzteres würde auf alle nachträglichen Einsteiger:innen 
zutreffen. Ein Grund mehr, Leistungen und Beiträge ent-
sprechend dem Äquivalenzprinzip am laufenden Einkom-
men zu orientieren (Schoukens und Weber, 2020). Denn 
momentan sind die Beiträge für alle gleich hoch – Solida-
rität einmal andersherum. Zudem würden aussichtslose 
Gründungen mit dem Ziel, Leistungen der Arbeitslosen-
versicherung zu beziehen, so unattraktiv.

Die hier vorgestellten Vorschläge wären geeignet, im Rah-
men des Koalitionsvertrags möglichst große Effekte zu 
erzielen. Für eine wirklich breite Beteiligung dürften darü-
ber hinaus weitere Schritte notwendig sein, wie zahlreiche 
internationale Beispiele zeigen.

Enzo Weber

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB)
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Arbeitslosenversicherung

Zugang für alle Selbstständigen

Die Coronakrise führt den Wert sozialer Sicherung dra-
matisch vor Augen. Während sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigte durch den Anspruch auf Kurzarbeitergeld 
und Arbeitslosengeld abgesichert sind, ist das bei Selbst-
ständigen in aller Regel nicht der Fall. Daher sind viele 
Selbstständige in finanzielle Schwierigkeiten geraten. Aus 
dem Stegreif mussten Unterstützungspakete geschnürt 
werden, die aber oft als zu eingeschränkt wahrgenom-
men werden. Gerade Lebenshaltungskosten – also die 
Unternehmerlöhne – waren nicht abgesichert, sieht man 
von der Grundsicherung ab, die jedoch trotz der in der 
Coronakrise vereinfachten Bezugsbedingungen für viele 
Selbstständige nicht infrage kommt. Notwendig ist also 
eine planbare Absicherung von Selbstständigen gegen 
gravierende Einkommensrisiken.

Derzeit können sich Selbstständige in den ersten drei 
Monaten ihrer selbstständigen Tätigkeit für die freiwilli-
ge Arbeitslosenversicherung entscheiden. Diese Mög-
lichkeit wird auch aufgrund der restriktiven Bedingun-
gen allerdings kaum in Anspruch genommen (Jahn und 
Oberfichtner, 2020). Auf dem Weg zu einer umfassen-
deren und effektiveren Absicherung gibt es ein großes 
Potenzial an Reformen (Schoukens und Weber, 2020). 
Im Koalitionsvertrag der Ampel wird die Absicht erklärt, 
den Zugang zur freiwilligen Arbeitslosenversicherung zu 
erleichtern und zu prüfen, „ob und wie ein Zugang oh-
ne Vorversicherungszeit möglich ist“. In der Tat: Für den 
Eintritt in die freiwillige Arbeitslosenversicherung sind 
Vorversicherungszeiten erforderlich. Faktisch handelt 
es sich also nicht um eine Arbeitslosenversicherung für 
Selbstständige, sondern um eine für ehemalige sozial-
versicherungspflichtig Beschäftigte.

Im Sinne eines besseren Zugangs wäre es wünschens-
wert, wenn sich einfach alle Selbstständigen zu einem 
beliebigen Zeitpunkt versichern könnten. Was könnte 
problematisch sein? Es bestünde wohl die Gefahr, dass 
diese Möglichkeit dann gerade diejenigen anzieht, für die 
eine Geschäftsaufgabe schon absehbar ist. Dem könn-
te man mit einer grundsätzlichen Prüfung beim Eintritt 
entgegenwirken. Natürlich verfügt der Selbstständige 
gegenüber der Arbeitslosenversicherung über asymme-
trische Information. Aber eine grobe Verschlechterung 
der Geschäftslage bzw. -aussicht dürfte dennoch oft mit 
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Die Differenz zwischen Bestand und Bedarf (rund 30 
GW) ist hoch, das Sicherheitspolster war bislang kom-
fortabel. Die Leistung sämtlicher thermischer Großkraft-
werke alleine übertraf bereits den Bedarf an steuerbarer 
„Kraftwerks“-Leistung um 5 GW. Das wird nun anders. 
Der Abgang von Atom- und Kohlekraftwerken um 55 GW 
alleine reißt, bei einem Sicherheitspolster von 30 GW, eine 
Lücke von rund 25 GW. Hinzu kommt der zu erwartende 
Bedarfszuwachs aus der Umsetzung des klimapolitisch 
Erforderlichen in anderen Verbrauchssektoren, vor allem 
Gebäuden und Verkehr. Zwangsläufig wächst damit die 
Nachfrage nach Elektrizität. Elektrizität ist schließlich die 
Primärenergie des kommenden Zeitalters. Der Strombe-
darf wächst qua Substitution – und zwar in dem Ausmaß, 
das ist zu ergänzen, wie die bisherige fast hundertprozen-
tige Importquote für die Endenergieträger Ölprodukte und 
Erdgas (für Heizung und Transport) gemindert wird.

Für beide Elemente ist die Quantität, um die es geht, vom 
EWI geklärt worden: Erstens erwächst aus dem Wendevor-
gang in den Sektoren Gebäude und Verkehr bis 2030 ein 
Zusatzbedarf an ausgleichsfähiger Leistung in der Größen-
ordnung von 15 GW – das resultiert weitgehend aus dem 
Aufwuchs des Bestands vollelektrischer PKW um 15 Mio. 
Dieser Bedarf von 15 GW wird durch anderweitige Quellen 
als Großkraftwerke gedeckt werden. Zweitens bleibt die 
Lücke von rund 25 GW im Kraftwerksbereich. Die ist – so 
das EWI-Ergebnis – bis 2030 durch den Neubau von nun 
präzise 23 GW an Leistung von Gaskraftwerken zu schlie-
ßen. Für die reine Reservefunktion sind neue Gaskraftwer-
ke etwas übers Ziel geschossen. Diese Funktion können 
auch Steinkohlekraftwerke auf Anweisung der BNetzA 
gegen Kostenerstattung übernehmen. Für die im Koaliti-
onsvertrag geforderte zuzubauende Kapazität von Gas-
kraftwerken hat das EWI die durchschnittliche Nutzungs-
zeit quantifiziert. Einem Kapazitätsanstieg um 80 % kor-
respondiert ein Produktionsanstieg um lediglich 47 %. Für 
neue Gaskraftwerke, die am Strommarkt mitbieten dürfen, 
existiert kein Business Case, sie sind absehbar Stranded 
Assets. Ihre Errichtung ist realistisch nur mit einem Kapazi-
tätsmarktdesign zu erwarten. Die Regulierung der systemi-
schen Risikovorsorge ist bislang nach Elektrizität und Gas 
getrennt. Die Verantwortlichen, ÜNB und BNetzA, können 
allein die Kraftwerksbetreiber auf Regeln der Vorsorge ver-
pflichten. Mit dem Übergang auf Gas liegt die Gewährleis-
tung der Speicherverfügbarkeit in einer Extremsituation 
nicht mehr beim Regulierer des Stromsystems. Das kann 
nicht gut gehen. Schließlich gab es bereits einmal einen 
Warnschuss in Deutschland, einen Beinahe-Blackout. Das 
Regulierungsmodell der Zukunft wird die Versäulung nach 
Strom und Gas auflösen.

Hans-Jochen Luhmann

Wuppertal Institut für Klima, Umwelt, Energie

Ampelvertrag

Neue Gaskraftwerke!?

Das Stromsystem in Deutschland ist im Prozess der Wen-
de und deshalb eine Dauerbaustelle. Der zuständige Mi-
nister der Großen Koalition hatte versucht, möglichst viele 
Kleinbaustellen einzurichten, um die fällige Grundsanie-
rung hinauszuschieben. Die EEG-Reform Ende 2020 at-
mete noch diesen Geist der „Aufschieberitis“. Nun end-
lich kann es losgehen. Der Vertrag der Ampelkoalition 
besagt: „Das verschärfte 2030-Klimaziel (...) verlangt (...) 
(auch) die Errichtung moderner Gaskraftwerke (...). Die bis 
zur Versorgungssicherheit durch Erneuerbare Energien 
notwendigen Gaskraftwerke sollen (...) auch an bisherigen 
Kraftwerksstandorten gebaut werden.“ Fragt sich, wie 
viele Gaskraftwerke neu zugebaut werden müssen und 
was das regulatorisch erfordert. Sie sind ja – zumindest 
zunehmend – nur für den (Spitzen-)Ausgleich bei Kälte 
bzw. der berüchtigten „Dunkelflaute“ gedacht und das 
auch nur für eine begrenzte Übergangszeit. Somit sind sie 
aus dem primären Strommarkt allein nicht refinanzierbar. 
Auch Leistungen auf dem sekundären Strommarkt, dem 
für Reserveleistungen, werden sie kaum über die Profi-
tabilitätsschwelle heben. Zudem darf nicht länger unter-
stellt werden, dass ihr Brennstoff, das Erdgas, in Krisen 
und Spitzenzeiten einfach so „da“ ist – das Texas-Strom/
Gas-Desaster vom Februar 2021 steht als Zeichen an der 
Wand. Erdgas ist, anders als Kohle, kein auf dem Hof ge-
lagerter Vorrat – er ist ein leitungsgebundener Energie-
träger, der dafür prädestiniert ist, in Zeiten der wetterbe-
dingten Knappheit im Stromsystem ebenfalls knapp zu 
werden. Kovarianz ist das Stichwort.

Schritte zur Reform des Stromsystems in Deutschland 
sind wir gewohnt. Bislang waren die simpel: Thermische 
Kraftwerke wurden durch Erneuerbaren-Kraftwerke 
substitutiert. Der üppige Bestand von steuerbaren Kraft-
werken, der aus der Vergangenheit überkommen war, 
neutralisierte deren volatile Einspeisecharakteristik. In 
gerundeten Zahlen: Der Bestand an „gesicherter Leis-
tung“ lag 2019 bei etwa 110 GW. Davon rund 85 GW an 
thermischen Großkraftwerken (55 GW Atom und Kohle; 
30 GW Gas). Der Bedarf an steuerbarer, d. h. willkürlich 
einsetzbarer Kraftwerksleistung liegt derzeit bei knapp 
80 GW – so eine Schätzung der „maximalen inflexiblen 
Nachfrage“ des Energiewirtschaftlichen Instituts (EWI) 
an der Universität Köln.
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durchgeführt wurden. In diesen der Lkw-Maut zugrunde 
gelegten Gutachten wurde erstmals die Methode der di-
rekten Bestandsbewertung (synthetische Methode) für 
die Bestimmung des Bruttoanlagevermögen des Bundes-
fernstraßennetzes verwendet. Dahinter stand damals die 
Annahme, dass „ein öffentliches oder teilprivatisiertes Un-
ternehmen die Bewirtschaftung der Bundesautobahnen 
durchführt“. Die Betriebsführung durch ein öffentliches 
oder öffentlich kontrolliertes privates Unternehmen war 
zwar seinerzeit nicht gegeben, hatte aber weitreichende 
Folgen für die Rechnung, denn unter einer solchen „Be-
triebsfiktion“ wären im Sinne der Substanzerhaltung Ab-
schreibungen nach Wiederbeschaffungswerten vorzuneh-
men und kalkulatorische Zinsen zu verrechnen.

Insbesondere der Ansatz kalkulatorischer Zinsen ist aber 
durchaus infrage zu stellen. Der Staat als Bereitsteller der 
Infrastruktur handelt nicht unternehmerisch und nicht ge-
winnmaximierend; er stellt insbesondere hinsichtlich alter-
nativer Verwendungen seines Steueraufkommens keine 
Renditeüberlegungen an. Dem Bund als Eigentümer der 
Bundesautobahnen und Bundesstraßen fehlen auch prin-
zipiell alternative Verwendungsmöglichkeiten für das im 
Fernstraßennetz bereits gebundene Kapital. Zinsen spielen 
nur eine Rolle bei den Planungs- und Bewertungskalkülen. 
Daher steht den ermittelten kalkulatorischen Zinsen ökono-
misch keine reale Ressourcenbeanspruchung gegenüber.

Faktisch führen die Vorgehensweise der Gutachter und 
deren Annahmen zum Zinssatz dazu, dass rund die Hälfte 
der verrechneten Wegekosten auf dem Ansatz kalkula-
torischer Zinsen beruhen. Diese Problematik wird in den 
neueren Wegekostenrechnungen nicht entschärft, son-
dern angesichts des über Jahre anhaltenden Nullzinsum-
felds sogar noch zugespitzt. So nimmt das der aktuellen 
Mauterhebung zugrundeliegende Wegekostengutachten 
von 2018 einen Zinssatz von 3,3 % für den gesamten Be-
rechnungszeitraum an. Der Anteil der kalkulatorischen 
Zinsen liegt dann mit mehr als 8 Mrd. Euro durchgehend 
über 50 % der gesamten Wegekosten des Bundesfern-
straßennetzes.

Während der Schienengüterverkehr, der bereits 2007 
(letzte verfügbare Daten) nur einen volkswirtschaftlichen 
Wegekostendeckungsgrad von 11 % realisieren konn-
te, von erheblichen Trassenpreisabsenkungen profitiert, 
bleibt der Lkw also eine Cash Cow der Verkehrspolitik. 
In der aufgeheizten Diskussion um externe Kosten und 
Klimawirkungen des Schwerlastverkehrs ist das auch 
ein Teil der Kostenwahrheit – auch wenn das OVG dieses 
Thema nicht grundsätzlich hinterfragt hat.

Alexander Eisenkopf

Zeppelin Universität

Verkehrspolitik

Deutsche Lkw-Maut und die EU

David gegen Goliath – könnte man sagen: Ein kleine pol-
nische Speditionsfirma klagt gegen die Bundesrepublik 
Deutschland auf Rückerstattung von Lkw-Maut aus den 
Jahren 2010 und 2011(!). Eine Ein-Mann-Kanzlei aus Gör-
litz kreuzt vor dem Oberverwaltungsgericht in Münster mit 
den Staranwälten von Freshfields Bruckhaus Deringer die 
Klinge. Und zur großen Überraschung vieler Prozessbeob-
achter erringt die Klägerin dann auch noch einen (weiteren) 
Erfolg, nachdem bereits im Oktober 2021 der EuGH auf 
eine entsprechende Vorabentscheidungsvorlage des OVG 
Münster hin die in der Maut enthaltenen Kosten der Ver-
kehrspolizei als nicht EU-rechtskonform angesehen hatte. 
Unter dem Aktenzeichen 9 A 118/16 kam der 9. Senat des 
OVG am 30.11.2021 zu dem Urteil, dass die seinerzeit er-
hobenen Mautsätze auch in anderer Beziehung auf fehler-
haften Kalkulationen beruhten. Die Mautgebühren dürften 
nach den Vorgaben der EU-Wegekostenrichtlinie nicht die 
Infrastrukturkosten überschreiten. Deshalb sei es nicht 
zulässig, dass eine Bewertung der Autobahngrundstücke 
auf der Basis von Tagesneuwerten bzw. Wiederbeschaf-
fungswerten und nicht von historischen Anschaffungswer-
ten erfolge. Das kann man nur als erneute Klatsche für die 
Mautpolitik des Bundesverkehrsministeriums bezeichnen.

Auch wenn das Urteil Deutschland im vorliegenden Fall 
konkret nur verpflichtet, weitere 565 Euro an Mautgebüh-
ren zu erstatten, ergeben sich weitreichende Folgen. So 
werden aus diesem Musterprozess in zahlreichen weite-
ren anhängigen Verfahren hohe Erstattungsansprüche 
geltend gemacht werden. Hinzu kommt der vom Gericht 
bejahte EU-rechtliche Zinsanspruch von 5 Prozentpunkten 
über dem Basiszinssatz. Wahrscheinlich hat insbesonde-
re dieser Zinsanspruch die Prozessvertreter Deutschlands 
dazu motiviert, keine Nichtzulassungsbeschwerde beim 
Bundesverwaltungsgericht einzulegen, nachdem das 
OVG bereits eine Revision ausgeschlossen hatte. Somit 
ist das Urteil mittlerweile rechtskräftig. Die Freude, dass 
den Güterkraftverkehrsunternehmern rechtswidrig erho-
bene Maut nunmehr zurückerstattet wird, wird allerdings 
dadurch getrübt, dass das Gericht weitere grundsätzliche 
Fragen der Mautberechnung nicht angefasst hat. Diese 
hängen mit den methodischen Ansätzen der Wegekos-
tenstudien aus den Jahren 2002 und 2007 zusammen, 
die von Prognos bzw. dem Institut für Wirtschaftspolitik 
und Wirtschaftsforschung an der Universität Karlsruhe 
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Von Hartz IV zum Bürgergeld – mehr als ein 
neuer Name?
Die Ampelkoalition plant eine Reform von Hartz IV hin zu einem Bürgergeld. Der 
Koalitionsvertrag sieht vor, dass es ein Sanktionsmoratorium geben wird, die Regelsätze 
nicht gesondert erhöht werden, die Anrechnung des Zuverdienstes reduziert wird und 
der Vermittlungsvorrang abgeschafft wird. Damit würden sich die Bedingungen der 
Grundsicherung an mehreren Stellen ändern. Die Autor:innen fragen, wie sich diese 
Veränderungen auf die Arbeitssuche und den Arbeitsmarkt auswirken. Bestehen für 
Arbeitssuchende noch genug Anreize, eine Arbeit anzunehmen? Welche weiteren 
Anpassungen sollte es im Zuge der Reform geben?

Title: From Hartz IV to Citizen’s Income (“Bürgergeld”) – more than a new name?

Abstract: The new German government coalition is planning a reform of the social welfare programme Hartz IV towards a Citizen’s 

Income. The coalition agreement provides that there will be a moratorium on sanctions on job seekers, that the regular rates of welfare 

will not be increased separately, that the crediting of additional earnings will be reduced and that the priority for placement in a job will 

be abolished. This would change the conditions of basic income in several places. The authors ask how these changes will affect job 

searches and the labour market. Are there still enough incentives for jobseekers to take a job? What other adjustments should there be 

in the course of the reform?

Aus Hartz IV wird Bürgergeld – nur alter Wein in neuen Schläuchen?
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Neuregelung der Hinzuverdienstmöglichkeiten für Transferbeziehende: keine leichte 
Aufgabe
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Beim Übergang zum Bürgergeld mutig große Veränderungen wagen
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konkurrierende Transfers wie Wohngeld oder Kinderzu-
schlag, die Teil des Transfersystems und dieser Diskussi-
on sind. Für betroffene Haushalte ist es rein ökonomisch 
betrachtet letztlich unerheblich, ob Sie einen Transfer mit 
einem neuen, wohlklingenden Namen beziehen können, 
wenn es nur wenige Euro mehr sind und der bürokrati-
sche Aufwand der gleiche ist oder er sogar größer aus-
fällt. Andererseits kann ein Name doch eine gewisse Rolle 
spielen, denn die Bezeichnung „Hartz IV“ ist mit einem 
Stigma belastet. Dieses Stigma lässt sich jedoch nicht 
allein dadurch beseitigen, dass die Sozialleistung umbe-
nannt (und gegebenenfalls nur leicht geändert) wird.

Notwendige Reformelemente

Welche Reformelemente sind zwingend notwendig und 
wann ist ein neuer Name für einen Sozialtransfer gerecht-
fertigt? Unserer Auffassung nach dann, wenn bei einer 
Reform des gegenwärtigen Systems mindestens folgen-
de Elemente umgesetzt werden:

1.	 Das Zusammenlegen der Leistungen Arbeitslosen-
geld II mit dem Wohngeld und dem Kinderzuschlag.

2.	 Die Verbesserung der Hinzuverdienstmöglichkeiten, 
indem die effektive Grenzbelastung beim Transferent-
zug verringert wird sowie gleichzeitig ein Abbau der 
Bevorzugung von Kleinstjobs für Personen, die unein-
geschränkt dem Arbeitsmarkt zur Verfügung stehen.

3.	 Die Vereinfachung der Anspruchsprüfung und der Vo-
raussetzungen.

Unsere Forderungen setzen an der Hartz-IV-Reformde-
batte der letzten Jahre an, die wir in Blömer, Fuest und 
Peichl (2019a, 2019c) schon ausführlich diskutiert haben.1 
In Blömer, Litsche, und Peichl (2019) haben wir darüber 
hinaus unterschiedliche Parameterkonstellationen ver-

1	 In dieser Debatte werden verschiedene Aspekte des bestehenden 
Systems kontrovers diskutiert. Dazu zählen: die Leistungshöhe, die 
Unabhängigkeit der gewährten Leistungen von der bisherigen Er-
werbsbiografie der Empfangenden, mangelnde Erwerbsanreize we-
gen hoher Transferentzugsraten, geringes „Schonvermögen“, die 
Angemessenheit von Sanktionen bzw. Leistungskürzungen in be-
stimmten Fällen, Stigmatisierung durch Gang zum Amt (mit der Folge 
der Nichtinanspruchnahme durch anspruchsberechtigte Bedürftige) 
sowie die Komplexität des Sozialsystems insgesamt. Über jeden die-
ser Punkte kann man unterschiedlicher Auffassung sein. In Blömer, 
Fuest und Peichl (2019a, 2019c) geben wir einen Überblick über diese 
Reformdiskussion.

Zu Hartz IV wurde in den vergangenen Jahren schon viel 
gesagt: sowohl seitens der Wissenschaft (siehe z. B. Wal-
wei et al., 2019 oder Blömer, Fuest und Peichl, 2019c) als 
auch seitens der Politik, zuletzt im Koalitionsvertrag (SPD 
et al., 2021). Wie soll es mit Hartz IV, also dem Arbeits-
losengeld  II und letztlich dem gesamten Transfersystem 
in Deutschland weitergehen? Laut Koalitionsvertrag steht 
zumindest fest, dass es einen neuen Namen geben soll 
– aus Hartz IV wird jetzt das Bürgergeld. Darüber hinaus 
sollen, weniger konkret festgelegt, die Hinzuverdienst-
regeln verbessert werden und ein Sanktionsmoratorium 
eingeführt werden. Die Regelsätze sollen aber nicht ge-
sondert erhöht werden.

Die Bedingungen der Grundsicherung sollen sich also an 
mehreren Stellen ändern. Doch rechtfertigt dies auch ei-
nen neuen Namen? Oder ist es alles nur Marketing? Ei-
nerseits sollte der Name eines Sozialtransfers eigentlich 
unwichtig sein. Wichtig ist, was bei den betroffenen Men-
schen ankommt, wie ein Transfer ausgestaltet ist und wie 
er mit Wegfall der Bedürftigkeit entzogen wird. Dies gilt 
auch für bereits bestehende, mit dem Arbeitslosengeld II 
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empfangenden ist deshalb bei einer Reform des Systems 
keine ökonomisch sinnvolle Zielgröße. Dies sieht man an 
folgendem (nicht ernst gemeinten) Extrembeispiel: Wenn 
man die Zahl der Transferempfänger:innen minimie-
ren wollte, müsste man nur die Regelsätze auf Null set-
zen – niemand hat Anspruch und damit haben wir keine 
Transferempfänger:innen mehr, aber das kann offensicht-
lich nicht beabsichtigt sein.

Auch wenn dieses Beispiel überspitzt ist, so ist es doch 
Realität, dass im deutschen Sozialsystem verschiedene 
Transferleistungen (wie z. B. Kinderzuschlag und Wohn-
geld) auch die Wirkung haben, die Zahl an Hartz-IV-
Empfangenden in den Statistiken zu reduzieren, während 
sich die tatsächliche Einkommenssituation der betroffe-
nen Haushalte kaum verbessert und die empfangsbe-
rechtigten Personen weiterhin zu einem (anderen) Amt 
gehen müssen. Der einzige einleuchtende Grund hierfür 
ist das Stigma von Hartz IV und der daraus resultieren-
de politische Wunsch, die Zahl der Arbeitslosengeld-II-
Beziehenden zu minimieren. Wenn dies jedoch nur da-
durch geschieht, dass die betroffenen Haushalte statt 
Hartz IV eine andere Transferleistung wie Wohngeld und 
den Kinderzuschlag beziehen, dann lässt das die Statistik 
freundlicher aussehen, aber den betroffenen Haushalten 
ist nicht geholfen. Denn diese vorgelagerten Leistungen 
sind geradezu redundant (und nicht wirklich besser) im 
Vergleich zum Arbeitslosengeld  II und der Übernahme 
der Kosten der Unterkunft (KdU). Dennoch wird häufig als 
Argument für den Beibehalt der teilweise sehr komplexen 
Leistungen Kinderzuschlag und Wohngeld angebracht, 
dass sie gerade Familien „aus dem Arbeitslosengeld  II 
herausholen“ würden.

Einen überzeugenden Grund, den Kinderzuschlag und 
das Wohngeld als separate Leistung beizubehalten gibt 
es jedoch nicht. Ein Bürgergeld könnte so ausgestaltet 
werden, dass die Haushalte, die derzeit Kinderzuschlag 
und Wohngeld statt ALG  II und KdU beziehen, zudem 
nicht schlechter, sondern bessergestellt werden. Im gel-
tenden System stützen Kinderzuschlag und Wohngeld 
einen Einkommensbereich, in dem Arbeitslosengeld  II 
durch die hundertprozentige Anrechnung von Einkom-
men besonders unattraktiv ist. Wird die Anrechnung von 
Einkommen milder ausgestaltet, relativiert sich diese Ei-
genschaft, und in vielen Fällen wären diese Leistungen 
gar nicht mehr vorrangig, selbst wenn Sie beibehalten 
blieben. Dann kann man diese auch gleich abschaffen 
bzw. in das Bürgergeld integrieren.

Ein Zusammenlegen von Leistungen wäre auch deshalb 
sinnvoll, weil das aktuelle System insgesamt unnötig 
kompliziert und teilweise inkonsistent ist. Derzeit gibt 
es in Deutschland eine Vielzahl von Behörden, die mehr 

schiedener möglicher Reformelemente systematisch 
analysiert und in Blömer et al. (2021) einen systemati-
schen Überblick über die Literatur und die Auswirkungen 
der bedarfsorientierten Grundsicherung auf das Verhal-
ten der Haushalte gegeben. Aufgrund dieser Ergebnisse 
sind wir der Auffassung, dass eine Reform von Hartz IV 
und weiteren Elementen des deutschen Sozialsystems 
dringend erforderlich ist.

Bereits im Februar 2019 haben wir daher einen eigenen 
Reformvorschlag für das deutsche Sozialsystem unter-
breitet, der sich darauf konzentriert, die Beschäftigungs-
anreize des Grundsicherungssystems zu verbessern (Blö-
mer, Fuest und Peichl, 2019b, 2019a). Ziel des Vorschlags 
ist es, Fehlanreize abzubauen, die Empfänger:innen 
von Grundsicherung derzeit daran hindern, höhere ei-
gene Einkommen zu erzielen und die Abhängigkeit von 
Transfers zu überwinden oder wenigstens zu reduzie-
ren.2 Eine solche Reduktion der Transferentzugsraten 
und damit eine Erhöhung der Beschäftigungsanreize für 
Transferempfänger:innen ist auch aus wohlfahrtsöko-
nomischer und politökonomischer Sicht erstrebenswert 
(siehe hierzu Bierbrauer et al., 2021).

Als ein Kritikpunkt an einer solchen Reform von Hartz IV 
und insbesondere der von uns vorgeschlagenen Senkung 
der Transferentzugsraten wird immer wieder die Auswei-
tung der Zahl der Transferempfangenden angeführt. Es 
ist richtig, dass im bestehenden System ein Anstieg der 
Transferempfangenden ein Problem steigender Armut 
bedeuten kann, wenn mehr Personen in die Bedürftig-
keit „abrutschen“. Gleichzeitig könnte es aber auch einen 
Erfolg des Sozialstaats signalisieren, wenn der Anstieg 
der Transferempfänger:innen durch eine Reduktion der 
Nichtinanspruchnahmequote erfolgt und dadurch „ver-
deckte Armut“ zurückgeht. Bei einer Reform des Sys-
tems kann ebenfalls der Empfängerkreis steigen (oder 
sinken). So führen beispielsweise sowohl eine Erhöhung 
der Transferleistung als auch eine Reduktion der Trans-
ferentzugsraten zu einer Ausweitung des Einkommens-
bereichs, in dem man Hartz IV erhalten kann. Dies wäre 
ein gewünschter Effekt einer solchen Reform und für sich 
genommen nicht problematisch. Die Zahl der Transfer-

2	 Damit die Betroffenen der Niedrigeinkommensfalle entkommen kön-
nen, muss sich Arbeit lohnen. Aus unserer Sicht liegt genau hier das 
Hauptproblem: Die bestehenden Hartz-IV-Hinzuverdienstregelungen 
bevorzugen Kleinstjobs bis 100 Euro, während es darüber hinaus 
selten lohnenswert ist, die Arbeitszeit auszuweiten (Peichl, Buhl-
mann und Löffler, 2017; Bruckmeier, Mühlhan und Wiemers, 2018). 
Ein solches System ist schädlich, denn es bestraft Leistung dort, 
wo sie sich besonders lohnt: Wenn man durch eigene Anstrengung 
der Abhängigkeit von Transfers entkommen will. Obwohl gerade die 
Hartz-Reformen das Ziel hatten, die Anreize zur Arbeitsaufnahme zu 
verbessern, ist das Problem hoher impliziter Grenzsteuerbelastung 
von niedrigen Einkommen nach wie vor nicht befriedigend gelöst.



Wirtschaftsdienst 2022 | 2
80

Zeitgespräch

Ausblick auf die kommende Reformdiskussion

Bei der Reform in Richtung eines Bürgergelds mit den hier 
skizzierten Elementen wird die Zahl an transferempfangen-
den Haushalten deutlich höher ausfallen als gegenwärtig 
beim Arbeitslosengeld II. Dies ist zum einen auf den Weg-
fall der vorrangigen Leistungen zurückzuführen und zum 
anderen durch einen milderen Transferentzug bedingt. 
Diese Ausweitung der Zahl der Transferempfänger:innen 
ist kein Hinderungsgrund, sondern im Gegenteil ein ge-
wünschtes Element dieser Reform.

Wie teuer eine hier skizzierte neu gestaltete Transferleis-
tung namens Bürgergeld wird, hängt stark von verschie-
denen Faktoren ab: von der Zahl und Höhe der zusätz-
lichen Ansprüche, von der Quote der Inanspruchnahme 
der Leistung und von den Arbeitsmarktreaktionen. Laut 
Simulationsrechnungen liegen positive Arbeitsangebots-
effekte insbesondere dann vor, wenn Kleinstjobs weniger 
bevorzugt werden und eine geringere Anrechnung von ei-
genem Arbeitseinkommen als bisher im niedrig-mittleren 
Bruttoeinkommensbereich geschieht, das heißt die Ar-
beitsausweitung jenseits der Kleinstjobs dadurch geför-
dert wird. Hierbei muss jedoch darauf geachtet werden, 
dass keine Anreize entstehen, von noch höheren Brutto
einkommensregionen ausgehend die Arbeitszeit wie-
derum zu reduzieren. Wie stark diese Effekte bei einem 
Bürgergeld ausfallen können, hängt vom Gesamtpaket 
der Reform und insbesondere den gewählten Parameter-
konstellationen ab – siehe dazu auch Blömer, Litsche und 
Peichl (2019).

In diesem Zusammenhang sei auch darauf hingewiesen, 
dass Simulationsrechnungen häufig genutzt werden, um 
Reformvarianten zu vergleichen. Besonders gut geeignet 
sind solche Methoden, um verschiedene Reformvarian-
ten mit dem gleichen Status quo innerhalb des gleichen 
Modells zu vergleichen. Hierbei ist zu beachten, dass der 
Vergleich von Simulationsergebnissen über verschiedene 
Modelle, sowie Daten- und Rechtsstände hinweg nicht tri-
vial ist. Es kann im direkten Vergleich einzelner Varianten 
mit unterschiedlichen Modellen durchaus zu unterschied-
lichen Aussagen bezüglich der Ergebnisse und der Beur-
teilung kommen. Ein systematischer Vergleich möglicher 
Unterschiede über Modelle hinweg unterbleibt jedoch in 
der Regel. Aus diesem Grund ist es sehr zu begrüßen, 
dass laut Koalitionsvertrag eine Kommission aus mehre-
ren Instituten mit der Entwicklung eines Reformkonzepts 
beauftragt werden soll. Wir begrüßen den Ansatz der evi-
denzbasierten Entwicklung einer Reform sehr. Die Idee 
einer Konsenslösung ähnlich dem Vorbild der Gemein-
schaftsdiagnose halten wir für sehr vielversprechend, um 
die dringend notwendige Reform des deutschen Sozial-
systems vorzubereiten.

als 150 steuer- und beitragsfinanzierte Sozialleistungen 
verwalten. Grundsätzlich sollten die Leistungen admi-
nistrativ so gestaltet werden, dass eine Stigmatisierung 
möglichst vermieden wird. Wünschenswert in diesem 
Zusammenhang ist auch eine weitere Digitalisierung 
der öffentlichen Verwaltung und Verknüpfung der Daten 
aus unterschiedlichen Ämtern und Registern (Nationa-
ler Normenkontrollrat, 2017). Dies würde eine automa-
tische Auszahlung der Ansprüche an alle Berechtigten 
und eine erhebliche Vereinfachung des gesamten büro-
kratischen Prozesses ermöglichen (siehe z. B. Blömer 
und Peichl, 2018) mit der Folge einer Reduktion der un-
vollständigen Inanspruchnahme von Leistungen durch 
berechtige Haushalte.

Alle Transferzahlungen und insbesondere Arbeitslosen-
geld II sowie auch Kinderzuschlag und Wohngeld haben 
eine unvollständige Inanspruchnahme.3 Insbesondere bei 
Aufstockenden ist die Inanspruchnahme gering, wenn 
eine Leistung nur wenig monetären Mehrwert bietet und 
etwa ein Stigma oder bürokratischer Aufwand die Leis-
tung unattraktiv machen. Dies mindert erheblich die 
Kosten der Transferzahlung im Status quo und bei unver-
ändertem Verhalten auch die Kosten einer Ausweitung 
des Kreises der Empfangsberechtigten. Wenn jedoch 
eine Erhöhung der Inanspruchnahme eines berechtigten 
Transfers angestrebt wird bzw. wenn man eine höhere 
Inanspruchnahme eines attraktiveren Bürgergelds unter-
stellt oder gar durch automatische Auszahlung garantiert 
– empirische Befunde oder Erfahrungswerte liegen nicht 
vor –, fallen die Kosten für die Transferleistung entspre-
chend höher aus (Blömer und Peichl, 2018; Bruckmeier, 
Mühlhan und Wiemers, 2021). Dies wäre zwar sozialpoli-
tisch und mit dem Ziel der Bekämpfung verdeckter Armut 
erstrebenswert, muss allerdings bei der Finanzierung der 
Reform berücksichtigt werden.

Hinzu kommt, dass viele der neu entstehenden Ansprü-
che, die grundsätzlich im mittleren Bruttoeinkommens-
bereich sowie im mittleren Vermögensbereich zu finden 
sind, nach den Regeln der bestehenden Vermögens- und 
Bedürftigkeitsprüfung gar keinen Anspruch hätten. Re-
formiert man im Rahmen eines Bürgergelds auch diese 
Anspruchsvoraussetzungen, dürften der Kreis der emp-
fangsberechtigten Personen und damit die Kosten ent-
sprechend weiter steigen.

3	 Zahlreiche Studien weisen teilweise eine recht hohe Quote der Nicht-
Inanspruchnahme (QNI) bei ALG II aus. So simulieren Bruckmeier et 
al. (2013) eine QNI der Haushalte von 33,8 % (das entspricht 1,75 Mio. 
Haushalten) und Bruckmeier and Wiemers (2012) für die Jahre 2005 
bis 2007 eine QNI von 41 % bis 49 %.
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fung, sondern es wird vermutet, dass kein erhebliches 
Vermögen vorliegt, wenn es Antragstellende so erklären 
(§ 67 SGB II). Diesem erleichterten Zugang zu Grundsi-
cherungsleistungen lag die Idee zugrunde, dass im Zuge 
der Pandemie viele Menschen – insbesondere Kleinun-
ternehmen und Soloselbstständige – erstmals und aus-
schließlich pandemiebedingt auf die Grundsicherung 
zurückgreifen müssen. Diesen wollte man „schnell und 
unbürokratisch“ helfen. Eine wesentliche Rolle spielte 
zudem der Erhalt der Arbeitsfähigkeit der Job-Center, da 
man mit einer erheblichen Steigerung der Zahl der Neu-
anträge rechnete (Deutscher Bundestag, 2020). Der glei-
che Hintergrund besteht für die derzeit ebenfalls bis 31. 
März 2022 begrenzte Aussetzung der Prüfung der Ange-
messenheit der Kosten der Unterkunft.

Schon für die mehrfache Verlängerung der ursprünglich 
nur auf drei Monate begrenzten Erleichterungen erwies 
sich die Begründung nach kurzer Zeit als nicht mehr trag-
fähig. So stieg zwar im April 2020 die Zahl der Zugänge 
von erwerbsfähigen Leistungsbeziehenden in den Regel
leistungsbezug sprunghaft von 105.000 auf 230.000. 
Doch war bereits im Juli 2020 wieder das Vorkrisenniveau 
erreicht. Im Winter 2020/2021 stiegen im Zuge der zwei-
ten und dritten Pandemiewelle die Zugangszahlen zwar 
erneut stark an, verebbten aber ebenso schnell wieder 
und unterschritten im Mai 2021 das Niveau vom Mai 2019. 
Die Zahl der Neuanträge war mithin nur für einen sehr be-
grenzten Zeitraum erhöht. In den Bestandszahlen schlug 
sich die Pandemie kaum nieder. Im Dezember 2021 lag 
die Zahl der erwerbsfähigen Leistungsbeziehenden auf 
einem historischen Tiefstand (Statistik der Bundesagen-
tur für Arbeit, 2022a).

Somit kann die Entlastung der Job-Center allenfalls in 
struktureller Hinsicht als Begründung für die avisierte 
zweijährige Aussetzung der Vermögensprüfung bzw. Prü-
fung der Kosten der Unterkunft herangezogen werden. 
Eine grundsätzliche Entlastung von derart aufwendigen 
und konfliktträchtigen Prüfungen kann vertretbar erschei-
nen, wenn die freiwerdenden Ressourcen für die indivi-
duelle Betreuung der Hilfebedürftigen eingesetzt werden. 
Es muss allerdings gegen die Frage abgewogen werden, 
ob die Grundsicherung ihren Charakter als nachrangige 
Leistung behält. Der Akzeptanz des Bürgergeldes würde 
es wenig helfen, wenn die Begünstigten im Zweifel über ein 
höheres Vermögen verfügen als diejenigen, die diese Leis-
tung mit ihren Steuern finanzieren. Gleichsam wäre es der 
Akzeptanz abträglich, wenn Transferempfangenden Kos-
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Mit dem „Bürgergeld“ unternimmt die Ampelkoalition ei-
nen erneuten Versuch, die Grundsicherung für Arbeits-
suchende vom ungeliebten inoffiziellen Namen „Hartz IV“ 
zu lösen. Angesichts des negativen Images erscheint 
dies nachvollziehbar. Aber die Grundsicherung soll nicht 
nur einen neuen Namen bekommen. Im Koalitionsvertrag 
werden auch inhaltliche Änderungen in Aussicht gestellt – 
wenngleich vieles noch im Ungefähren bleibt.

Schonvermögen

Eine dieser Änderungen betrifft die Anrechnung vorhan-
denen Vermögens und die Prüfung der Angemessenheit 
der Kosten der Unterkunft. Grundsätzlich ist im SGB II 
vorhandenes Vermögen für die Bemessung der Bedürf-
tigkeit zu berücksichtigen. Dies soll verhindern, dass 
gegebenenfalls Menschen ohne laufendes Einkommen, 
aber mit großem Vermögen einen Anspruch auf Fürsorge
leistungen erhalten und reflektiert somit das Subsidiari-
tätsprinzip (Blömer et al., 2019a, 22): Hilfe sollen nur dieje-
nigen erhalten, die sich nicht selbst helfen können.

Im Koalitionsvertrag wird in Aussicht gestellt, erstens in 
den ersten beiden Jahren des Bezugs von Bürgergeld 
keine Anrechnung des Vermögens und der Angemessen-
heit der Kosten der Unterkunft vorzunehmen und zwei-
tens das Schonvermögen dauerhaft zu erhöhen. Die erste 
Maßnahme knüpft an eine Regelung an, die zu Beginn der 
Coronapandemie eingeführt wurde und die nach derzei-
tigem Stand noch bis zum 31. März 2022 gilt. Demnach 
wird für die Bewilligung der Grundsicherung Vermögen 
nicht berücksichtigt, sofern es nicht „erheblich“ ist, d. h. 
über einer Grenze von 60.000 Euro für das erste Mitglied 
einer Bedarfsgemeinschaft zuzüglich weiterer 30.000 Eu-
ro je zusätzlichem Mitglied liegt. Dabei erfolgt keine Prü-

Holger Schäfer ist Senior Economist am Institut der 

deutschen Wirtschaft Köln e. V. in Berlin.
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che Neuregelung der Sanktionen, die durch das Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts vom November 2019 erfor-
derlich wurde, wird für dieses Jahr in Aussicht gestellt. Bis 
dahin solle ein einjähriges „Moratorium“ für Sanktionen 
gelten, wobei die genauen Umstände unklar bleiben. Der-
zeit werden Sanktionen im Vergleich zu den gesetzlichen 
Formulierungen in einer abgeschwächten Form verhängt. 
Im Hinblick auf das Urteil werden Meldeversäumnisse mit 
einer Kürzung des Regelsatzes um 10 % und darüber hi-
naus gehende Pflichtverletzungen mit einer Kürzung von 
30 % des Regelsatzes sanktioniert. Selbst Fälle, in denen 
eine Mitwirkung vom Hilfebedürftigen in jeglicher Hinsicht 
verweigert wird, können somit derzeit mit einer Kürzung 
in Höhe von maximal 135 Euro sanktioniert werden – das 
entspricht einem Anteil von rund 15 % an der gesamten 
Transferleistung inklusive Kosten der Unterkunft eines Al-
leinstehenden.

Verschiedene Evaluationsstudien konnten Indizien für die 
Wirksamkeit von Sanktionen hinsichtlich des Übergangs 
in Beschäftigung finden. Bernhard et al. (2021, 11) fas-
sen den Forschungsstand folgendermaßen zusammen: 
„Sanktionen entfalten bei den Betroffenen durch eine im 
Schnitt beschleunigte Aufnahme einer Erwerbstätigkeit 
intendierte Wirkungen.“ Allerdings ergeben sich auch 
Nebenwirkungen. So finden van den Berg et al. (2022) 
für junge Männer neben einer erhöhten Übergangswahr-
scheinlichkeit in Arbeit auch eine erhöhte Wahrschein-
lichkeit für das Ausscheiden aus dem Arbeitsmarkt so-
wie einen Lohnabschlag. Wolf (2021) kann zudem zeigen, 
dass Sanktionen in der kurzen und mittleren Frist zwar 
einen positiven Effekt auf die Eingliederung in Beschäf-
tigung haben, dieser sich aber in der längeren Frist ab 
etwa 30 Monaten umkehrt. Insofern ergebe sich ein Ziel-

ten der Unterkunft erstattet werden, die sich die Steuer-
zahlenden nicht leisten könnten. Im Falle der Unterkunfts-
kosten erscheint – wenn es um eine Entlastung der Job-
Center geht – die Pauschalierung von Leistungen als eine 
bessere Lösung gegenüber der temporären Abschaffung 
jeglicher Zugangsvoraussetzungen.

Die temporäre Aussetzung der Vermögensprüfung könnte 
für 9 % der Neuanträge eine andernfalls versagte Bewilli-
gung eines Antrags auf Grundsicherung bedeuten. Hinzu 
kämen gegebenenfalls Personen, die wegen vorhandenen 
Vermögens erst gar keinen Antrag stellen. Profitieren wür-
den vorrangig ältere Menschen mit beruflicher Qualifikati-
on und langer Erwerbserfahrung (Beste et al., 2021). Somit 
könnte die Aussetzung der Vermögensanrechnung in Kom-
bination mit der verlängerten Bezugsdauer von Arbeitslo-
sengeld auf der einen Seite einen neuen Pfad zum vorzei-
tigen Ausscheiden aus dem Erwerbsleben eröffnen. Ande-
rerseits könnte durch die Maßnahme der Anreiz gestärkt 
werden, privat Vermögen zur Altersvorsorge zu bilden.

Die im Koalitionsvertrag darüber hinaus vorgesehene 
dauerhafte Erhöhung des Schonvermögens wird nicht 
dezidiert begründet. Offenbar liegt dem Vorschlag die 
Vorstellung zugrunde, es sei derzeit zu niedrig. Das nicht 
anzurechnende Vermögen setzt sich aus mehreren Kom-
ponenten zusammen: Grundfreibeträge und Freibeträge 
zur Altersvorsorge sind nach Geburtsjahr gestaffelt und 
sehen Mindest- und Höchstwerte vor. Hinzu kommt ein 
Freibetrag für Anschaffungen. Geförderte Altersvorsorge 
wie eine Riester-Rente bleibt komplett anrechnungsfrei. 
Ebenso werden eine selbst genutzte Immobilie und ein 
Kraftfahrzeug nicht angerechnet, wobei beide „angemes-
sen“ sein müssen. Die Rechtsprechung veranschlagt im 
Regelfall dafür beim Kfz einen Verkehrswert von 7.500 
Euro und bei der Immobilie eine Wohnfläche, die von der 
Haushaltsgröße abhängt und z. B. 80 qm für einen Ein-
personenhaushalt oder 130 qm für einen Vierpersonen-
haushalt beträgt. Daraus ergeben sich für verschiedene 
exemplarische Haushaltstypen die in Tabelle 1 dargestell-
ten Schonvermögen. Inwieweit diese als „zu niedrig“ er-
scheinen, ist eine normative Frage. Das mittlere Nettover-
mögen einschließlich Immobilien beträgt für Haushalte, 
in denen der oder die Haupteinkommensbeziehende 50 
bis 54 Jahre alt ist, 115.000 Euro (Niehues und Stockhau-
sen, 2020). Mithin liegt das Schonvermögen zumindest 
für Mehrpersonenhaushalte in höherem Alter durchaus im 
Bereich mittlerer Vermögen.

Sanktionen

Eine weitere Änderung betrifft die Sanktionen. Der Koa-
litionsvertrag betont, dass an Mitwirkungspflichten von 
Hilfebedürftigen festgehalten werden solle. Eine gesetzli-

Allein
stehend,
40 Jahre

Paar ohne 
Kinder, 
jeweils 

50 Jahre

Paar mit 2 
Kindern, 
jeweils 

35 Jahre

Grundfreibetrag 6.000 15.000 16.700

Altersvorsorgevermögen 30.000 75.000 52.500

Freibetrag für 	
Anschaffungen 750 1.500 1.500

Summe 36.750 91.500 70.700

Zuzüglich geförderte Altersvorsorge in unbegrenzter Höhe

Zuzüglich angemessenes Kfz und selbstgenutzte angemessene 
Immobilie

Tabelle 1
Nicht anzurechnendes Vermögen für verschiedene 
Haushaltstypen im SGB II
in Euro

Quelle: eigene Darstellung.
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zusätzliche verfügbare Einkommen je zusätzlicher Stun-
de Arbeit bei einer Ausweitung der Arbeitszeit von Teilzeit 
zu Vollzeit bei rund einem Euro, teilweise noch darunter 
(Schäfer, 2019). Dies ist von erheblicher Bedeutung, da 
für das verfügbare Einkommen der Aufstockenden nicht 
erheblich ist, wie viel Nettoeinkommen aus einem gege-
benen Bruttoeinkommen resultiert. Ausschlaggebend ist 
allein der Erwerbsfreibetrag.

Es bestehen mithin nur schwache finanzielle Anreize für 
Hilfebedürftige, mehr als eine Teilzeitbeschäftigung aus-
zuüben, obgleich das Ziel der Sozialpolitik darin bestehen 
sollte, dass der eigene Bedarf zu einem möglichst gro-
ßen Teil aus eigener Kraft erwirtschaftet wird. Die Anreiz-
struktur bleibt nicht ohne Wirkung. Im Juni 2021 waren 
nur 12 % der Aufstockenden sozialversicherungspflichtig 
vollzeitbeschäftigt, dagegen übten 30 % lediglich eine ge-
ringfügige Beschäftigung aus (Statistik der Bundesagen-
tur für Arbeit, 2022b). Der Reformbedarf ist vor diesem 
Hintergrund offenkundig.

Eine simple Erhöhung der Freibeträge löst zwar das Pro-
blem der geringen Anreize, ruft dafür aber neue Probleme 
hervor. Erstens gehen höhere Freibeträge mit fiskalischen 
Kosten einher. Zweitens vergrößert sich der Kreis der 
Anspruchsberechtigten, weil sich die Einkommensgren-
ze, bis zu der ein Anspruch auf ergänzende Leistungen 
besteht, nach oben verschiebt. Im Ergebnis könnte eine 
solche Reform zu mehr Leistungsempfangenden führen. 
Drittens erhalten Erwerbstätige mit einem Einkommen 
knapp oberhalb der zur Aufstockung berechtigenden 
Grenze einen Anreiz zur Reduzierung ihres Arbeitsan-
gebots. Denn ein Teil des mit der Arbeitszeitreduzierung 
einhergehenden Einkommensverlustes wird durch die 
Aufstockung kompensiert. Je mehr die Grenze an mittlere 
Einkommen heranreicht, desto größer ist die Zahl der be-
troffenen Beschäftigten. Statt einer Erhöhung erscheint 
daher eine Umgestaltung des Freibetrags sinnvoller.

Die Problematik ist keineswegs neu. Bereits 2010 unter-
suchte der Sachverständigenrat die fiskalischen und die 
Beschäftigungswirkungen von insgesamt 972 Reformsze-
narien mit Hilfe eines Mikrosimulationsmodells. Dabei kön-
nen die Modelle kaum alle drei Zielvariablen Partizipation, 
Arbeitsvolumen und fiskalische Belastung gleichzeitig 
optimieren. Es zeigte sich indes, dass eine Beschneidung 
des Freibetrags für geringe Einkommen unter Auswei-
tung des Freibetrags für höhere Einkommen die Ziele am 
besten miteinander vereinbaren kann (SVR 2010, 306 ff.). 
Operationalisiert ist diese Erkenntnis unter anderem in 
mehreren aktuellen Reformvorschlägen (Bruckmeier et al., 
2018; Blömer et al., 2019b; Schäfer, 2019). Ihnen gemein-
sam ist, dass der Grundfreibetrag stark vermindert wird 
oder ganz wegfällt, sich danach ein Einkommensbereich 

konflikt zwischen schneller und nachhaltiger Integration 
in den Arbeitsmarkt.

Aus den Befunden der Wirkungsforschung kann eine 
Forderung nach Abschaffung der Sanktionen nicht abge-
leitet werden. Sie sind ein Instrument, mit dem die un-
mittelbare Integration in Beschäftigung erleichtert wird. 
Darüber hinaus sind sie ein wichtiger Ausdruck des Prin-
zips der Reziprozität in der Grundsicherung: Die Gesell-
schaft hilft denen, die sich nicht selbst helfen können. Im 
Gegenzug schulden Hilfeempfangende im Rahmen ihrer 
Möglichkeiten das Bemühen, künftig ohne diese Hilfe 
auszukommen. Sollte das im Koalitionsvertrag avisier-
te Moratorium also eine vollständige vorübergehende 
Aussetzung der Sanktionen bedeuten, müsste mit einer 
Verringerung der Übergänge aus dem Transferbezug in 
Arbeit gerechnet werden. Gegebenenfalls leidet auch die 
gesellschaftliche Akzeptanz. Es spricht wenig dagegen, 
die gegenwärtige, ohnehin sehr begrenzte Sanktionspra-
xis mindestens beizubehalten. Überlegenswert wäre, den 
Spielraum des Verfassungsgerichtsurteils in der Hinsicht 
zu nutzen, als dass es eine Totalsanktion für die Ver-
weigerung einer Erwerbstätigkeit ohne wichtigen Grund 
durchaus ermöglichen würde, da es in diesem Fall an den 
Voraussetzungen für Hilfebedürftigkeit fehle (Bundesver-
fassungsgericht, 2019, Rz 209). Für die gesetzliche Neu-
regelung der Sanktionen wäre zu berücksichtigen, dass 
die integrationsfördernde Wirkung der Sanktionen erhal-
ten bleibt. Der negativen Nebenwirkung einer geringeren 
Beschäftigungsstabilität könnte mit einem erweiterten 
Coaching entgegengewirkt werden.

Erwerbsfreibetrag

Eine dritte Änderung betrifft den Erwerbsfreibetrag, der 
bestimmt, inwieweit Erwerbseinkommen auf Transferleis-
tungen angerechnet werden. Die Ampelkoalition beab-
sichtigt, die Zuverdienstmöglichkeiten zu „verbessern“ 
und dabei Anreize für eine sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigung zu steigern, indem Grenzbelastungen von 
100 % ausgeschlossen werden. Die genauen Parameter 
einer neuen Regelung bleiben vorerst offen.

Die geltende Regelung sieht einen Grundfreibetrag von 
100 Euro vor. Für Bruttoeinkommen über 100 bis 1.000 
Euro werden 20 % nicht angerechnet, für darüber hin-
ausgehende Einkommen gilt ein Freibetrag von 10 %. Der 
Freibetrag wird bei 1.200 Euro bei Hilfebedürftigen oh-
ne Kinder bzw. 1.500 Euro bei solchen mit Kindern ge-
deckelt. Die Regelung begünstigt in starkem Maße die 
Kombination von Transferbezug und einer Beschäftigung 
mit geringer Stundenzahl und entsprechend geringem 
Erwerbseinkommen auf Kosten von Beschäftigungsver-
hältnissen mit höherer Stundenzahl. In der Folge liegt das 
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mit einer Vollanrechnung anschließt, um schließlich für hö-
here Einkommen den Freibetrag ausweiten zu können. Im 
Ergebnis wird der bisher konkave Einkommensverlauf zu 
einem konvexen. Kleine Einkommen, wie sie aus Minijobs 
resultieren, werden stärker angerechnet. Höhere Einkom-
men, wie sie aus Vollzeittätigkeiten resultieren, werden 
weniger stark angerechnet als im Status quo.

Angesichts der offenkundigen Fehlanreize des bestehen-
den Erwerbsfreibetrages könnte eine solche Reform das 
Volumen des Arbeitskräfteangebots stärken. Die Befunde 
diverser Mikrosimulationen legen allerdings nahe, dass der 
Effekt eher überschaubar bleibt. Daher wird eine Verbes-
serung der Anreizstruktur das Problem allein nicht lösen 
können. Erforderlich bleiben auch weiterhin aktivierende 
Ansätze der Arbeitsmarktpolitik durch die Job-Center.
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Title: Citizen’s Income (“Bürgergeld”) or Social Welfare (“Hartz IV”)?

Abstract: Germany’s new government attempts once again to get rid of the infamous “Hartz IV” name for the country’s basic income sup-

port. The new “Bürgergeld” not only sports a new name, it also formulates new rules for sanctions and for considering income and property.
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Angesichts hoher Arbeitslosigkeit beschloss die rot-grü-
ne Mehrheit im Bundestag in den Jahren 2002 und 2003 
die Einführung der Hartz-Arbeitsmarktreformen. Im Rah-
men der Hartz-IV-Reform wurde die soziale Absicherung 
für Langzeitarbeitslose reduziert, um die Arbeitslosigkeit 
zu senken. Im Jahr 2005 wurde die Arbeitslosenhilfe mit 
der Sozialhilfe zum neuen Arbeitslosengeld II verschmol-
zen. Im Jahr 2006 wurden die Bezugsdauern für das Ar-
beitslosengeld (ALG) I für ältere Arbeitskräfte verkürzt. 
Abbildung 1 stellt stilisiert (in Anlehnung an Hochmuth 
et al., 2021) die institutionellen Veränderungen durch die 
Hartz-IV-Reform dar. Anders als die Arbeitslosenhilfe 
unterliegt das Arbeitslosengeld II einer strikten Bedarfs-
prüfung (Auszahlung nur bei Bedürftigkeit). Folglich im-
plizierte die Hartz-IV-Reform eine besonders starke Kür-
zung der Transferleistungen für Langzeitarbeitslose mit 
Vermögen (aufgrund der Bedarfsprüfung für das ALG II) 
oder mit zuvor hohen Arbeitseinkommen (einheitlicher 
Regelsatz für ALG II anstelle einer am vorherigen Netto-
einkommen orientierten Leistung bei der Arbeitslosenhil-
fe). Hinzu kamen Mitwirkungspflichten im Rahmen des 
Prinzips Fördern und Fordern.

Die Arbeitslosenquote in Deutschland sank von 12 % im 
Jahr 2005 auf 5 % im Jahr 2019, also um rund 7 Prozent-
punkte. Welchen Anteil daran hatte die Hartz-IV-Reform? 
Price (2019) zeigte kürzlich mittels eines innovativen 
mikroökonometrischen Ansatzes, dass die Hartz-IV-Re-
form bei den betroffenen Arbeitslosen die Übergangs-
wahrscheinlichkeit in Beschäftigung stark erhöhte. Die-
ser Effekt alleine führte zu einem Rückgang der aggre-
gierten Arbeitslosigkeit von knapp einem Prozentpunkt. 
Die Studie von Price (2019) kann aber keine Aussagen zu 
den makroökonomischen Effekten der Hartz-IV-Reform 
treffen, da nur die Effekte auf die direkt von der Reform 
betroffenen Arbeitslosen geschätzt werden. Entspre-
chend der Logik der mit dem Nobelpreis ausgezeichne-
ten Modellklasse von Diamond-Mortensen-Pissarides1 
erhöht eine Absenkung der Lohnersatzleistungen auf-
grund niedriger Löhne die Anreize für Arbeitgeber:innen, 
zusätzliche Stellen zu schaffen. Hochmuth et al. (2021) 
zeigen durch die Kombination von Daten der IAB-Stell-
erhebung mit einer makroökonomischen Modellsimu-
lation, dass der gesamtwirtschaftliche Effekt etwa dop-
pelt so groß ist wie der mikroökonomische Effekt (also 
insgesamt Rückgang der Arbeitslosigkeit um rund 2 

1	 Siehe insbesondere Mortensen und Pissarides (1994).

Die Hartz IV-Arbeitsmarktreform führte aus makroökono-
mischer Perspektive zu einem deutlichen Rückgang der 
Arbeitslosigkeit. Die niedrigere Arbeitslosigkeit wurde 
allerdings durch eine schlechtere soziale Absicherung 
für Langzeitarbeitslose und höhere Unsicherheit erkauft. 
Die Ampelkoalition will durch das Bürgergeld einerseits 
Konstruktionsfehler in der Hartz-IV-Architektur beseiti-
gen. Andererseits wird die soziale Absicherung gegen-
über dem Prinzip des Forderns wieder etwas stärker 
gewichtet. Wenn die daraus resultierenden negativen 
Beschäftigungseffekte klein gehalten werden sollen, ist 
zu empfehlen, erstens Mitwirkungspflichten nicht zu stark 
aufzuweichen und zweitens keine neuen Türen für Früh-
verrentungen zu öffnen. Der vorliegende Artikel macht 
Vorschläge, wie hohe Beschäftigung und sozialer Aus-
gleich noch besser in Einklang gebracht werden kön-
nen. Arbeitslosenunterstützungssysteme sind mit einem 
grundsätzlichen Zielkonflikt verbunden. Bei eintretender 
Arbeitslosigkeit wird der Einkommens- und Konsum-
verlust durch eine Transferleistung reduziert und somit 
bessere soziale Absicherung gewährleistet. Allerdings 
entstehen durch „Moral Hazard“ negative Anreize für das 
Suchverhalten von Arbeitslosen. Dadurch erhöht sich die 
Arbeitslosigkeit. Dieser Zielkonflikt ist im Rahmen der 
Baily-Chetty-Formel zur optimalen Arbeitslosenversi-
cherung dargestellt (Baily, 1978; Chetty, 2006). Empirisch 
wird durch zahlreiche mikroökonometrische Studien do-
kumentiert, dass längere Bezugsdauern bei der Arbeits-
losenunterstützung die Übergangswahrscheinlichkeiten 
in die Beschäftigung reduzieren (siehe z. B. Schmieder et 
al., 2012, für Deutschland).
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ten Beschäftigungserfolge bei den älteren Arbeitskräften 
erzielt wurden. Abbildung 2 zeigt, dass die Erwerbstäti-
genquote für ältere Personen (55 bis 64 Jahre) stark ge-
stiegen ist. Im „Prime Age“-Segment (25 bis 54 Jahre) ist 
dagegen ein wesentlich moderaterer Anstieg sichtbar. 
Beim Anstieg der Erwerbstätigenquoten für Ältere gab es 
sicherlich eine nennenswerte Interaktion zwischen Hartz 
IV und der Rentenreform im Jahr 2006 (zu den Wirkungen 
der Rentenreform siehe Riphahn und Schrader, 2021). 
Die Abschaffung der Arbeitslosenhilfe sowie die Verkür-
zung der Bezugsdauern für Ältere in Kombination mit 
der Erhöhung des Vorruhestandsalters erschwerten den 
frühzeitigen Ausstieg aus dem Erwerbsleben deutlich.

Die makroökonomische Forschung ist sich also weitge-
hend einig, dass Hartz IV die Arbeitslosigkeit deutlich re-
duziert hat, auch wenn es bei der genauen Quantifizierung 
immer Unsicherheiten geben wird. Vor dem Hintergrund 
der zitierten Studien halte ich es für realistisch, dass et-
wa ein Drittel bis die Hälfte des Rückgangs der Arbeits-
losigkeit auf die Hartz-IV-Reform zurückzuführen ist.3 Die 
Hartz-IV-Reform hat damit erfolgreich das Ziel erreicht, 
die Arbeitslosigkeit zu reduzieren. Allerdings musste der 
Preis bezahlt werden, dass die Absicherung für Langzeit-
arbeitslose verschlechtert und damit die Unsicherheit für 
alle Beschäftigten erhöht wurde.

3	 Hinzu kommen konjunkturelle Effekte und die Effekte der anderen 
Hartz-Reformpakete. Siehe Klein und Schiman (2022) für eine De-
komposition.

Prozentpunkte).2 Klein und Schiman (2022) quantifizie-
ren mittels zeitreihenökonometrischer Schätzungen so-
gar einen Rückgang der Arbeitslosigkeit in Höhe von 3,5 
Prozentpunkten durch strukturelle Lohnschocks im An-
schluss an die Hartz-Reformen. Deren geschätzter ma-
kroökonomischer Effekt ist auch möglicherweise deswe-
gen größer als bei Hochmuth et al. (2021), da letztere den 
Effekt von Hartz IV auf die Stabilität existierender Jobs 
nicht modellieren. Da sich durch die Hartz-IV-Reformen 
insbesondere für gut verdienende Beschäftigte die La-
ge im Fall von Arbeitslosigkeit verschlechtert hat, ändert 
dies auch bei existierenden Jobs die Bereitschaft zu 
Lohnzugeständnissen. Nach den Hartz-Reformen zeigt 
sich in den Daten in der Tat eine viel höhere Jobstabili-
tät als vorher. Hartung et al. (2020) führen dies in einem 
strukturellen makroökonomischen Modell auf die Hartz-
IV-Arbeitsmarktreform zurück, insbesondere bei den äl-
teren Arbeitskräften, die besonders negativ von der Re-
form betroffen waren (vgl. Abbildung 1). Dies vergrößert 
den gesamtwirtschaftlichen Effekt der Hartz-IV-Reform 
noch einmal. Wenngleich der direkte Effekt von Hartz IV 
auf die Stabilität existierender Jobs nicht leicht zu mes-
sen ist, so ist unbestritten, dass in Deutschland die größ-

2	 Die ursprünglich sehr unterschiedlichen simulierten makroökonomi-
schen Beschäftigungseffekte (Launov und Wälde 2013; Krause und 
Uhlig, 2012; Krebs und Scheffel 2013) sind im Wesentlichen auf ei-
nen unterschiedlichen angenommenen Rückgang der durchschnitt-
lichen Lohnersatzleistungen für Langzeitarbeitslose zurückzuführen. 
Hochmuth et al. (2021) schlagen eine neue Strategie vor, um diesen 
Dissens zu lösen. Deren quantitative Ergebnisse sind im Einklang mit 
Price (2019). Für eine ausführliche allgemeinverständliche Diskussion 
zu diesen Punkten, siehe Hochmuth et al. (2019).

Abbildung 1
Stilisierte Darstellung des Arbeitslosenunterstützungssystems vor und nach Einführung der Hartz-IV-Reform 
für eine/n ledige/n Arbeitnehmer:in ohne Kinder
Prozentsätze beziehen sich auf das vorherige Nettoeinkommen

Quelle: Die Abbildung wurde in Anlehnung an Hochmuth et al. (2021) reproduziert.
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Max. Dauer:
12 bis 32 Monate
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53 %

Sozialhilfe:
Bedarfsprüfung Regelsatz im Jahr 2005: 345 Euro

ArbeitslosigkeitsdauerArbeitslosigkeitsdauer

Vor Hartz IV Nach Einführung von Hartz IV
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sozialen Härten der Hartz-IV-Reform abgemildert werden 
sollen. Dazu zählt, dass während der ersten zwei Jahre 
des Bürgergeldes auf eine Vermögensprüfung verzichtet 
und das Schonvermögen erhöht werden soll. Im Sinne von 
Abbildung 1 ist der Übergang in die Langzeitarbeitslosig-
keit für Personengruppen mit Vermögen also etwas besser 
abgesichert. Es ist zu betonen, dass es sich dabei nicht 
um eine Rückkehr zum System vor Hartz IV handelt (z. B. 
keine Wiedereinführung der Arbeitslosenhilfe). Im Idealfall 
bedeutet dies, dass die positiven Beschäftigungseffekte 
von Hartz IV nur in kleinen Teilen zurückgedreht werden. 
An dieser Stelle liegt der Teufel allerdings im Detail. Will 
die Bundesregierung die negativen Beschäftigungseffekte 
klein halten, so sollten zwei Prinzipien eingehalten werden. 
Erstens dürfen die Türen zur Frühverrentung dann instituti-
onell nicht wieder schleichend geöffnet werden (siehe Be-
schäftigungserfolge bei älterer Erwerbsbevölkerung in Ab-
bildung 2). Dies gilt gerade vor dem Hintergrund der Rente 
mit 63. Zweitens haben wohldosierte Mitwirkungspflichten 
weiterhin eine wichtige Funktion bei der Aktivierung von 
Beschäftigten (siehe dazu IAB-Stellungnahme, 2015). 
Laut Koalitionsvertrag sollen die Mitwirkungspflichten neu 
geordnet werden. Bei einer zu starken Aufweichung von 
Sanktionen würde eine Art Grundeinkommen entstehen, 
mit entsprechend negativen Beschäftigungsanreizen. 
Merkl und Sauerbier (2022) zeigen z. B. im Rahmen einer 
makroökonomischen Analyse der Reform der Bundes-
agentur für Arbeit (Hartz III), dass gerade das Prinzip des 
Förderns und Forderns nennenswerte positive Beschäfti-
gungseffekte mit sich brachte.

Als Zwischenresultat lässt sich festhalten, dass die Am-
pelkoalition versucht, die Kinderkrankheiten von Hartz IV 
abzuschaffen und gleichzeitig das System etwas mehr 
in Richtung sozialer Absicherung zu justieren. Gegeben 
die großen Beschäftigungserfolge durch Hartz IV und 
aufgrund der Ampel-Arithmetik handelt es sich bei letz-
terem aber meiner Einschätzung nach um eine moderate 
Neujustierung. Dies gilt zumindest dann, wenn Sankti-
onen weiterhin dort eingesetzt werden, wo sie sich in 
entsprechenden Evaluierungen als effektiv und sinnvoll 
herausgestellt haben.

Könnte die Ampelkoalition den zugrunde liegenden Ziel-
konflikt zwischen sozialer Absicherung und Anreizen zur 
Aufnahme von Arbeit noch besser lösen? Wenn eine bes-
sere Absicherung für langjährig Beschäftigte politisch er-
wünscht ist, könnte der Zielkonflikt über ein System von 
Beschäftigungskonten reduziert werden. Beschäftigte 
könnten einen Teil der Beiträge der Arbeitslosenversi-
cherung in ein Beschäftigungskonto einzahlen (für eine 
Diskussion entsprechender Konten siehe Snower et al., 
2009). Langjährig Beschäftigte hätten dann ein volles 
Konto. Sobald das ALG I ausläuft, könnten diese auf ihr 

Wie sind vor diesem Hintergrund die Bestrebungen der 
Ampelkoalition zur Transformation von Hartz IV in ein 
Bürgergeld zu bewerten? Die Reformvorschläge lassen 
sich in drei Kategorien unterteilen. Erstens macht die 
Ampelkoalition Vorschläge, relativ offensichtliche Kon
struktionsfehler von Hartz IV zu beseitigen. Dazu zählt 
die vorgeschlagene Entbürokratisierung und die damit 
verbundene Pauschalisierung bestimmter Leistungen. 
Außerdem wird das Problem hoher Transferentzugsra-
ten erkannt. Eine unabhängige Kommission soll entspre-
chende Lösungen anbieten. Des Weiteren will die neue 
Bundesregierung Sonderregelungen bei den Sanktionen 
für unter 25-Jährige abschaffen. Dies steht im Einklang 
mit der IAB-Stellungnahme (2015), die darauf verweist, 
dass mit übermäßigen Sanktionen nachteilige Auswir-
kungen verbunden sein können, wie z. B. ein Abbruch 
des Kontaktes zum Jobcenter.

Zweitens sollen die Prioritäten etwas stärker in Richtung 
sozialversicherungspflichtiger und qualifizierter Arbeit 
verschoben werden. Durch die Abschaffung des Vermitt-
lungsvorrangs soll die Weiterbildung und Qualifikation 
gestärkt werden. Ebenso soll durch die bereits erwähnte 
Reform der Transferentzugsraten sozialversicherungs-
pflichtige Beschäftigung attraktiver werden. Gegeben 
ein sinkendes Erwerbspersonenpotenzial und niedrige 
Arbeitslosigkeit macht diese neue Prioritätensetzung bei 
adäquater Umsetzung durchaus Sinn (siehe dazu auch 
Empfehlungen in Hochmuth et al., 2019).

Drittens soll vor dem Hintergrund des eingangs bespro-
chenen Zielkonflikts eine Neujustierung im Sinne höherer 
sozialer Absicherung erfolgen. Meine Lesart des Koaliti-
onsvertrags ist jedoch, dass nicht das Kind mit dem Bade 
ausgeschüttet werden soll, sondern lediglich die größten 

Abbildung 2
Anteil der Erwerbstätigen im Verhältnis zur 
Bevölkerungsgruppe im jeweiligen Alterssegment
in %

Quelle: OECD.
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zweckgebundenes Guthaben zurückgreifen statt sich nur 
auf das pauschalisierte Bürgergeld verlassen zu müssen. 
Im Unterschied zu einem großzügigeren ALG bekämen 
Beschäftigte ihr verbleibendes Guthaben bei Rentenein-
tritt erstattet. Da bei Arbeitslosigkeit das Guthaben auf-
gebraucht wird, bliebe der Anreiz, wieder eine Beschäfti-
gung aufzunehmen, weitestgehend erhalten. Als weitere 
Maßnahme könnte ein noch stärkerer Einsatz von Inst-
rumenten der aktiven Arbeitsmarktpolitik das Risiko der 
Langzeitarbeitslosigkeit und damit des Bürgergeldbezu-
ges reduzieren. Hierzu zählen z. B. regelgebundene Ein-
gliederungszuschüsse für Langzeitarbeitslose, wobei die 
Höhe der Zuschüsse mit der Dauer der Arbeitslosigkeit 
steigen sollte. Lohnkostenzuschüsse erweisen sich so-
wohl in entsprechenden Makro-Simulationsstudien (z. B. 
Brown et al., 2011) als auch in mikroökonometrischen 
Evaluierungen als sehr kosteneffektive Instrumente (sie-
he z. B. Bernhard et al., 2008 und Jirjahn et al., 2009, für 
Deutschland und Cahuc et al., 2018, für Frankreich).

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die Hartz-IV-
Reform ein wesentlicher Grund für den Beschäftigungs-
aufschwung seit dem Jahr 2005 war. Auf der negativen 
Seite steht eine schlechtere Absicherung für Langzeitar-
beitslose und höhere Unsicherheit bei allen Beschäftig-
ten. Vor dem Hintergrund des (auch durch Hartz IV ver-
ursachten) robusteren Arbeitsmarkts justiert die Ampel-
koalition das Bürgergeld etwas mehr in Richtung sozialer 
Absicherung. Dies scheint aber im Bewusstsein zu ge-
schehen, dass ein zu weitgehendes Rückdrehen der Re-
form Deutschland durchaus wieder zum Teil in die Zeiten 
des „kranken Manns Europas“ (Economist, 2004) zurück-
bringen könnte. Viele der Vorschläge im Koalitionsvertrag 
lassen noch Interpretationsspielräume zu. Eine finale Be-
urteilung kann also erst bei konkret bekannten Umset-
zungsvorschlägen erfolgen. Mein Beitrag argumentiert, 
dass es Politikmaßnahmen wie Beschäftigungskonten 
oder Lohnsubventionen gibt, die einem weniger starken 
Zielkonflikt zwischen aggregierter Beschäftigung und so-
zialer Absicherung unterliegen. Es könnte sich also für die 
Ampelkoalition lohnen, über den Koalitionsvertrag hinaus 
zu denken. Die Konstruktion des Bürgergelds bietet gu-
te Möglichkeiten, die postulierten Prinzipien Freiheit und 
Gerechtigkeit noch besser in Einklang zu bringen.

Title: Perspectives on Germany’s Welfare Reform (“Bürgergeld”)

Abstract: The Hartz IV labour market reform in 2005 triggered a substantial reduction in unemployment in Germany. At the same time, 

it reduced social welfare for the long-term unemployed and increased uncertainty for the employed. The proposed reform by the new 

government (“Bürgergeld”) will adjust the German welfare system moderately towards more social insurance. This article argues that 

the associated negative employment effects can be minimised by requiring appropriate participation from unemployed and by prevent-

ing new paths to early retirement. In addition, the article further discusses potential reforms to better reconcile employment incentives 

and social insurance.
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den Leistungsanspruch nicht mindert. Der Absetzbetrag 
bemisst sich am Bruttoeinkommen und seine Berech-
nung ist relativ einfach: Ein Grundfreibetrag von 100 Euro 
kann vollständig vom anzurechnenden Einkommen abge-
zogen werden. Vom Bruttoeinkommen zwischen 100 und 
1.000 Euro können 20 %, und vom Einkommen zwischen 
1.000 Euro und 1.200 Euro (1.500 Euro für Leistungsbe-
ziehende mit Kindern) können 10 % abgezogen werden. 
Höhere Einkommen werden vollständig angerechnet.1

Die Grenzbelastung eines hinzuverdienten Euros im Leis-
tungsbezug lässt sich direkt aus den geltenden Regelun-
gen ablesen: Mit Ausnahme der ersten 100 Euro beträgt 
die Grenzbelastung im Leistungsbezug 80 % bis 100 %. 
Sobald Haushalte den SGB-II-Leistungsbezug verlassen 
und keine anderen bedarfsgeprüften Sozialleistungen 
mehr beziehen, ist die Grenzbelastung hingegen deutlich 
niedriger, weil sie dann durch die Einkommensteuer und 
die Sozialversicherung bestimmt wird. Insbesondere für 
Haushalte mit hohen Bedarfen, z. B. Familien mit Kindern, 
ist es schwer, den Bereich der niedrigeren Grenzbelastung 
zu erreichen, da dazu entsprechend hohe Erwerbsumfän-
ge notwendig sind. Zwar können diese Haushalte bereits 
vorher in das Wohngeld und den Kinderzuschlag wech-
seln, allerdings fällt die effektive Grenzbelastung dort 
ebenfalls sehr hoch aus, wenn die letzteren beiden Leis-
tungen gleichzeitig bezogen und abgeschmolzen werden.

Reduzierung der Grenzbelastung und 
Arbeitsangebotswirkungen

Durch eine Reduzierung der Grenzbelastung soll das Ar-
beitsangebot der Leistungsbeziehenden erhöht werden. 
Dabei sollen Beschäftigungsverhältnisse mit einem höhe-
ren Erwerbsumfang gefördert werden. Dieses Ziel verfolgt 
auch der Koalitionsvertrag, wonach eine Neuregelung das 
Ziel hat, die „… Anreize für sozialversicherungspflichti-
ge Erwerbstätigkeit zu erhöhen.“ Aus den vergangenen 
Jahren liegen mehrere Studien zu den Auswirkungen 
einer reduzierten Grenzbelastung für Transferbeziehen-
de vor. Die Studien beruhen auf mikrodatenbasierten 
Steuer-Transfer-Simulationsmodellen, die mit einem mi-
kroökonometrischen Arbeitsangebotsmodell kombiniert 
werden. Letzteres baut auf der klassischen mikroökono-
mischen Theorie des Arbeitsangebots auf und modelliert 

1	 Der maximale Freibetrag je Erwerbstätigen beträgt 300 Euro pro Mo-
nat für Kinderlose und 330 Euro für Leistungsbeziehende mit Kindern.

Die Bundesregierung stellt in ihrem Koalitionsvertrag un-
ter anderem eine Neuregelung der Anrechnung von Er-
werbseinkommen für Beziehende des neuen Bürgergel-
des in Aussicht. Damit greift sie einen häufig geäußerten 
Kritikpunkt an der Ausgestaltung der Grundsicherung 
für Arbeitssuchende nach dem SGB II auf. So wurde von 
wissenschaftlicher Seite in den vergangenen Jahren eine 
Stärkung der (monetären) Arbeitsanreize insbesondere 
zur Aufnahme einer Beschäftigung mit höherer Wochen-
arbeitszeit gefordert. Zudem sollte eine Neuregelung der 
Anrechnungsvorschriften mit einer Neuordnung des Sys-
tems von bedarfsgeprüften Leistungen verbunden wer-
den, um die durch das Nebeneinander der verschiedenen 
Leistungen Wohngeld, Kinderzuschlag und Grundsiche-
rung entstehende Komplexität zu reduzieren (Bruckmeier 
et al., 2018; Blömer et al. (2019); SVR, 2019; Schöb, 2020). 
Verbesserte Hinzuverdienstregelungen forderten auch 
Vertreter:innen verschiedener Parteien vor der Wahl, da-
runter auch aus der Ampelkoalition (Habeck, 2018; Whit-
taker, o.J.; Freie Demokraten, o.J.). Dass der Koalitions-
vertrag der neuen Bundesregierung dieses Thema nun 
adressiert, ist zu begrüßen. Die konkrete Ausgestaltung 
der Reform wird jedoch keine leichte Aufgabe sein.

Ausgangslage: Anrechnung von Erwerbseinkommen 
auf den Sozialleistungsbezug

Erwerbstätige Grundsicherungsbeziehende können von 
ihrem Erwerbseinkommen einen Betrag absetzen, der 
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dass die simulierten Reformen nur auf die Bevölkerung 
im Niedrigeinkommensbereich abzielen. Auch wenn die 
Größenordnung des Effekts moderat erscheint, trägt eine 
Reform der Hinzuverdienstregelungen zur Ausschöpfung 
des Erwerbspersonenpotenzials bei.

Die Simulationsstudien weisen auch auf einen wichtigen 
Zusammenhang hin: Hinter dem Gesamteffekt auf das 
Arbeitsangebot verbergen sich gegenläufige Effekte. 
Positive Arbeitsangebotsreaktionen werden überwie-
gend bei Niedrigeinkommenshaushalten aus den unteren 
beiden Dezilen der Einkommensverteilung simuliert, wie 
Abbildung 1 exemplarisch für einige mögliche Reformal-
ternativen zeigt. Die Abbildung verdeutlicht, dass eine 
Senkung der Grenzbelastung und/oder eine Erhöhung 
des Grundfreibetrags sowohl zu mehr Eintritten in den 
Arbeitsmarkt (Partizipationseffekt) als auch zu einem 
höheren Beschäftigungsvolumen (gemessen in Vollzeit-
äquivalenten) führen/führt (mittlerer Teil von Abbildung 1). 

die angebotenen Arbeitsstunden im Haushaltskontext. 
Die Studienergebnisse sind aufgrund von Unterschieden 
in den Steuer-Transfer-Simulationsmodellen, verschiede-
ner Datengrundlagen sowie in der Modellierung des Ar-
beitsangebots nur eingeschränkt vergleichbar, allerdings 
geben sie Hinweise auf die Größenordnung der Effekte 
und grundlegende Zusammenhänge.

Tendenziell ermitteln die Studien positive Arbeitsange-
botseffekte (vgl. Tabelle  1). Für eine Reform, die die ef-
fektive Grenzbelastung für höhere Erwerbseinkommen 
auf 60 % reduziert und für geringe Erwerbseinkommen 
erhöht, ermitteln Bruckmeier et al. (2018) einen positi-
ven Gesamteffekt auf das Arbeitsangebot von maximal 
142.000 und Blömer et al. (2019) von 219.000 zusätzlichen 
Vollzeitäquivalenten2. Dabei muss berücksichtigt werden, 

2	 Ein Vollzeitäquivalent entspricht einer erwerbstätigen Person mit 40 
Wochenarbeitsstunden.

Tabelle 1
Arbeitsangebotseffekte alternativer Hinzuverdienstregelungen im Sozialleistungsbezug

Studie Simuliertes Reformszenario und Grenzbelastung im Transferbezug
Arbeitsangebots-/Beschäftigungs
effekte in 1.000 Vollzeitäquivalenten

Peichl et al. (2017) Integration von SGB II, Wohngeld und Kinderzuschlag in einer Transferleistung	
Anrechnung von Erwerbseinkommen:	
• > 0 Euro: 60 % bis 80 %	
• Abschaffung der Vollanrechnung	

Beschäftigungseffekte:	
+42 (80 %)	
+67 (70 %)	
+138 (60 %)

Bruckmeier et al. (2018) Integration von SGB II und Kinderzuschlag	
Veränderte Leistungsinanspruchnahme von Erwerbstätigen	
Anrechnung von Erwerbseinkommen:	
• 0 Euro bis 50 Euro: 0 %	
• > 50 Euro und < = 450 Euro: 90 %	
• > 450 Euro: 60 %	
• Abschaffung der Vollanrechnung

+83 (erhöhte Inanspruchnahme) bis 
+142 (unveränderte Inanspruchnahme)

Blömer et al. (2019) Integration von SGB II, Wohngeld und Kinderzuschlag in einer Transferleistung	
Anrechnung von Erwerbseinkommen:	
• 0 Euro bis 100 Euro: 0 % (Erwerbstätige mit Kind), 100 % (Kinderlose Erwerbstätige)	
• > 100 Euro und < = 630 Euro: 100 % (Kinderlose Erwerbstätige)	
• > 100 Euro und < = 630 Euro: 80 % (Erwerbstätige mit Kind)	
• > 630 Euro: 60 % 	
• Abschaffung der Vollanrechnung

+216

Schöb (2020) Überführung von SGB II, Wohngeld und Kinderzuschlag in eine Regel-, 	
Wohnbedarfs- und Kindergrundsicherung	
• Einkommen > 1 Euro und < = 450 Euro: 100 % 	
• Einkommen > 450 Euro und < = 532 Euro: 0 % 	
• Einkommen > 532 Euro: ca. 70 % 	
• Abschaffung der Vollanrechnung	

0

Bruckmeier et al. (2021) Anpassung der Hinzuverdienstregelungen im SGB II	
• Anrechnungsfreies Einkommen: 1 Euro bis 100 Euro	
• Einkommen > 100 Euro: 70 %	
• Abschaffung der Vollanrechnung

-59/+35

Anmerkung: Prozentsätze geben die effektive Grenzbelastung des Einkommens in den genannten Einkommensintervallen für Transferbeziehende an.

Quelle: eigene Darstellung.
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wird erst bei höheren Einkommen erreicht, und die Zahl 
der (erwerbstätigen) Leistungsbeziehenden würde zuneh-
men. Bliebe es bei der in der Wissenschaft und Öffent-
lichkeit häufig vorherrschenden Auffassung des Grund-
sicherungsbezugs als Armutsindikator, würde damit die 
Armut in Deutschland steigen.

Weitergehende Reform ohne Berücksichtigung des 
Gesamtsystems kaum möglich

Ziel der Politik war es bisher jedoch, Erwerbstätigen ein 
Verlassen der Grundsicherung zu ermöglichen. Dazu 
wurden unter anderem in den vergangenen Jahren die 
vorrangigen Leistungen Wohngeld und Kinderzuschlag 
gestärkt, welche eng mit der Grundsicherung verbunden 
sind. Würde man bei der Grenzbelastung im Transferbe-
zug alleine bei der Grundsicherung ansetzen, würde in 
den untersten Einkommensdezilen der Bezug von Wohn-
geld und Kinderzuschlag zu Gunsten der Grundsicherung 
verdrängt, wie die Studie von Bruckmeier et al. (2021) 
zeigt. Gleichzeitig würde der Kinderzuschlag in mittle-

Für Haushalte ab etwa dem dritten Einkommensdezil 
(rechter Teil von Abbildung 1) werden jedoch negative 
Arbeitsangebotsreaktionen simuliert. Besonders häufig 
wird bei Frauen in Paarhaushalten eine Reduzierung der 
angebotenen Arbeitszeit simuliert. Dieser unerwünschte 
Effekt steigt tendenziell, je mehr Haushalte aus mittleren 
Einkommensschichten anspruchsberechtigt werden. Die 
relativ geringen Gesamteffekte auf das Arbeitsangebot 
(linker Teil von Abbildung 1) sind somit ein Ergebnis der 
beschriebenen gegenläufigen Effekte.

Großzügigere Anrechnungsregeln führen zu mehr 
Transferbeziehenden

Neben dem unerwünschten Rückgang des Arbeitsan-
gebots in höheren Einkommensgruppen gibt es noch 
weitere Reformwirkungen, die die politische Umsetzbar-
keit erschweren. So ist klar, dass eine Reduzierung der 
Grenzbelastung ceteris paribus (im Vergleich zum Status 
quo) die Gruppe der anspruchsberechtigten Haushalte 
zunächst erhöht. Der Ausstieg aus dem Transferbezug 

Abbildung 1
Arbeitsangebotseffekt einer Änderung der Hinzuverdienstregelungen im SGB II
insgesamt und nach Einkommensdezilen

Anmerkungen: Arbeitsangebotseffekte für verschiedene Kombinationen aus Grundfreibetrag (100 Euro, 150 Euro, 200 Euro und 250 Euro) und Grenzbe-
lastung (60 %, 65 %, 70 % und 75 %) im SGB II im Vergleich zum Status quo. Es wird eine konstante Grenzbelastung ab dem jeweiligen Grundfreibetrag 
bis zum Verlassen des Leistungsbezugs angenommen. Der Kinderzuschlag wird abgeschafft. Einkommensdezile beziehen sich auf das Äquivalenzein-
kommen (neue OECD-Skala) der Haushalte im Status quo. Der Partizipationseffekt misst die Zahl der Personen (in 1.000), die aufgrund der Reform eine 
Beschäftigung aufnehmen (positive Werte) bzw. sich vom Arbeitsmarkt zurückziehen (negative Werte). Vollzeitäquivalente bemessen die Änderung des 
Arbeitsvolumens gemessen in 1.000 Personen mit 40 Wochenarbeitsstunden.

Quelle: IAB-MSM Version 2022.
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Die Reformszenarien in den Studien von Bruckmeier et 
al. (2018), Blömer et al. (2019) und Schöb (2020) sehen 
eine solche stärkere Anrechnung geringfügiger Einkom-
men vor. Dadurch werden Leistungsbeziehende mit ge-
ringen Erwerbseinkommen im Vergleich zum Status quo 
zunächst finanziell schlechter gestellt, was einer Reform 
ebenfalls politisch entgegenstehen kann. Eine Neurege-
lung der Hinzuverdienstmöglichkeiten, die durch eine Be-
lastung von geringen Erwerbseinkommen insbesondere 
sozialversicherungspflichtige Beschäftigung begünstigt, 
benötigt eine Vorstellung darüber, welche Erwerbstätig-
keit Leistungsbeziehenden zugemutet werden kann. Da-
zu gehört etwa die Frage, ob spezifische Hinzuverdienst-
regelungen für Alleinerziehende angemessen sind, oder 
ob restriktive Hinzuverdienstregelungen für Personen mit 
gesundheitlichen Einschränkungen eine Heranführung an 
den Arbeitsmarkt behindern.

Politische Hürden: Ist eine weitreichende Reform der 
Hinzuverdienstregelungen realistisch?

Insgesamt betrachtet erscheint eine Reform der Hinzu-
verdienstregelungen für Transferbeziehende als ein sehr 
komplexes Unterfangen. Dies dürfte der Grund sein, 
warum die letzte im Jahr 2011 in Kraft getretene Reform 
der Hinzuverdienstmöglichkeiten in der Grundsicherung 
letztlich nur geringe Anpassungen umfasste, denen im 
Hinblick auf das Arbeitsangebot keine spürbaren Effekte 
vorhergesagt wurden (Bruckmeier et al., 2010).

Der Koalitionsvertrag lässt erwarten, dass die angekündig-
te Reform diesmal über eine geringfügige Anpassung der 
Hinzuverdienstregeln in der Grundsicherung hinausgehen 
könnte. Demnach strebt die neue Bundesregierung an, „… 
eine Reform auf den Weg [zu] bringen, die Bürgergeld (ehe-
mals Arbeitslosengeld  II), Wohngeld und gegebenenfalls 
weitere steuerfinanzierte Sozialleistungen so aufeinander 
abstimmt, beziehungsweise wo möglich zusammenfasst, 
dass die Transferentzugsraten die günstigsten Wirkungen 
hinsichtlich Beschäftigungseffekten und Arbeitsmarktpar-
tizipation in sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung 
erzielen…“. Die angedachte Integration und Abstimmung 
verschiedener bedarfsgeprüfter Leistungen könnten den 
Spielraum für umfassendere Reformkonzepte ausweiten. 
Dazu tragen auch andere Vorhaben der Regierung bei, wie 
die Erhöhung des Mindestlohns und die Einführung einer 
Kindergrundsicherung. Reformen an diesen Stellen berüh-
ren unmittelbar die zu erwartenden Effekte einer Reform der 
Hinzuverdienstregelungen. So wird etwa durch einen höhe-
ren Mindestlohn der Bezugsbereich von Sozialleistungen 
und damit hoher Grenzbelastungen begrenzt werden.

Eine Umsetzung der im Koalitionsvertrag angedachten 
weitgehenden Reform ist angesichts der beschriebenen 

re Einkommensbereiche hinein ausgeweitet und kaum 
Effekte auf das Arbeitsangebot erzielt werden.3 Für grö-
ßere Anpassungen der Hinzuverdienstregelungen in der 
Grundsicherung alleine bestünde also wenig Spielraum, 
ohne die bisherigen Bestrebungen zur Stärkung der vor-
rangigen Leistungen zu konterkarieren.

Inanspruchnahme und Verteilungswirkungen

Bei der Beurteilung einer Reform spielt auch eine Rolle, 
ob Leistungen in Anspruch genommen werden. Unterstellt 
man, dass eine Ausweitung des Transferbezugsbereichs 
durch reduzierte Anrechnungsregeln zu keinen Änderun-
gen beim Inanspruchnahmeverhalten führt, lassen sich 
die Kosten der Reform begrenzen und die Effekte auf das 
Arbeitsangebot erhöhen. Dies zeigt etwa die Studie von 
Bruckmeier et al. (2018), die eine Variation der Inanspruch-
nahmekosten einer reformierten Leistung mit großzügi-
geren Hinzuverdienstregelungen für höhere Einkommen 
beinhaltet. Die simulierten Arbeitsangebotseffekte reichen 
von 142.000 Vollzeitäquivalenten bei keiner Änderung der 
Inanspruchnahmekosten bis hin zu 82.000 Vollzeitäquiva-
lenten bei einer vollständigen Inanspruchnahme von Leis-
tungen. Die Kosten der Reform unter Berücksichtigung 
von Effekten auf das Sozialsystem und die Einkommen-
steuer liegen zwischen Kostenneutralität (keine Änderung 
der Inanspruchnahme) und Mehrausgaben in Höhe von 11 
Mrd. Euro pro Jahr (vollständige Inanspruchnahme).

Die Inanspruchnahme von Leistungen kann also die Re-
formergebnisse stark beeinflussen, wobei eine unvoll-
ständige Inanspruchnahme tendenziell zu einem höheren 
Arbeitsangebot und geringeren Kosten führt. Auch dies 
ist aus politischer Sicht ein problematisches Ergebnis. 
Ob eine Nicht-Inanspruchnahme einer reformierten Leis-
tung von Haushalten im mittleren Einkommensbereich mit 
geringen Ansprüchen vermieden werden soll, müsste zu-
nächst politisch geklärt werden.

Ohnehin ist es kaum möglich, durch verbesserte Hin-
zuverdienstmöglichkeiten alle Leistungsbeziehenden 
finanziell erheblich besser zu stellen, ohne zumindest 
kurzfristig Mehrkosten zu erzeugen. Eine unerwünsch-
te Ausweitung des Transferbezugsbereichs in mittlere 
Einkommensschichten kann bei einer deutlichen Redu-
zierung der Grenzbelastung im Bereich der sozialversi-
cherungspflichtigen Beschäftigung nur erreicht werden, 
wenn die Grenzbelastung für geringfügige Einkommen 
erhöht und/oder der anrechnungsfreie Betrag für die 
ersten 100 Euro reduziert wird.

3	 Das liegt daran, dass sich das anrechenbare Einkommen im Kinder-
zuschlag am anrechenbaren Einkommen im SGB II orientiert und letz-
teres bei höheren Erwerbseinkommen geringer ausfällt.
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sind gering – Reformvorschläge zur Grundsicherung für Arbeitsu-
chende * Öffentliche Anhörung von Sachverständigen vor dem Aus-
schuss für Arbeit und Soziales des Deutschen Bundestags am 22. 
November 2010, IAB-Stellungnahme, 07/2010.

Freie Demokraten (o. J.), Hartz-IV reformieren: Aufstiegsversprechen er-
neuern: Mit dem liberalen Bürgergeld, https://www.fdp.de/mit-dem-
liberalen-buergergeld (10. Januar 2022).

Habeck, R. (2018), Anreiz statt Sanktionen, bedarfsgerecht und bedin-
gungslos, 14. November, Bündnis 90/Die Grünen, https://www.grue-
ne.de/artikel/anreiz-statt-sanktionen-bedarfsgerecht-und-bedin-
gungslos (10. Januar 2022). 

Peichl, A., F. Buhlmann und M. Löffler (2017), Grenzbelastungen im Steu-
er-, Abgaben- und Transfersystem, Bertelsmann Stiftung.

SVR - Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftli-
chen Entwicklung (2019), Den Strukturwandel Meistern, Jahresgut-
achten 2019/2020, Dezember.

Schöb, R. (2020), Eine neue solidarische Grundsicherung. Perspektiven 
der Wirtschaftspolitik, 21(2), 162-184.

Whittaker, K. (o.J.), Mitglied des Deutschen Bundestages, CDU/CSU 
Fraktion: Chancenstaat JETZT. 5-Punkte-Plan zur Reform der Grund-
sicherung, http://docs.dpaq.de/14528-5-punkte-plan_hartz_iv.pdf 
(10. Januar 2022). 

Zielkonflikte jedoch eine große politische Herausforde-
rung. Dass der Koalitionsvertrag keine konkreteren An-
gaben zu einer geplanten Reform macht, sondern eine 
Kommission zur Erarbeitung von Vorschlägen einsetzen 
möchte, ist angesichts der Komplexität der Aufgabe keine 
Schwäche, sondern als Vorteil zu sehen.
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Die Ende 2021 neu gewählte deutsche Bundesregierung 
plant eine Reform von Hartz IV hin zu einem Bürgergeld. 
Der Koalitionsvertrag der Ampel sieht dabei vor, dass es 
ein Sanktionsmoratorium geben wird, die Anrechnung 
des Zuverdienstes reduziert und auf die Überprüfung von 
Vermögen sowie Angemessenheit der Wohnung in den 
ersten zwei Jahren verzichtet wird. Hervorheben lässt 
sich zudem, dass zwar auf Sanktionen nicht grundsätz-
lich verzichtet, aber der Vermittlungsvorrang abgeschafft 
werden soll. Kompetenzen und Entwicklungsbedarfe der 
Erwerbsfähigen sollen besser ermittelt und Weiterbildung 
wie Qualifizierung verbessert sowie durch ein Weiterbil-
dungsgeld auch finanziell unterstützt werden. Die Job-
center sollen mehr Gestaltungsspielraum bekommen. 
Darin wird das Bemühen deutlich, die Arbeitsförderung 
bei erwerbsfähigen Grundsicherungsempfänger:innen in 
nachhaltige und bessere Jobs zu stärken. Damit würden 
sich die Bedingungen der Grundsicherung für Arbeitssu-
chende (SGB II) an wesentlichen Stellen ändern.

Wie ist diese Reform systematisch einzuordnen? Handelt 
es sich dabei um ein „Grundeinkommen light“ oder nur 
um eine bessere Sozialhilfe? Welche Perspektiven für die 
Zukunft des Sozialstaats bildet diese Reform und welche 
Fragen bleiben kurzfristig noch offen? Welche weiteren 
Anpassungen sollte es im Zuge der Reform geben, bei-
spielsweise bei der Grundsicherung für Erwerbsminde-
rung oder im Alter (SGB XII) ( - wobei die Grundsicherung 
im Alter für langjährig Versicherte mit der neuen Grund-
rente bzw. präziser dem Grundrentenzuschlag ohnehin 
überflüssig werden könnte)? Ist die derzeitige Höhe der 
Regelsätze angemessen und sind die im Koalitionsver-
trag angelegten Reformen weitreichend genug? Wie soll 
das Ziel einer geringeren Grenzbelastung erreicht wer-
den? Zur Konkretisierung sieht der Koalitionsvertrag vor, 
eine unabhängige Kommission mit der Entwicklung eines 
Reformmodells zu beauftragen.

Wir wollen diesen Fragen vor dem Hintergrund einer 
seit Jahrzehnten geführten wissenschaftlichen und po-
litischen Diskussion um die Zukunft des Sozialstaats 
(Strengmann-Kuhn, 2005; Opielka, 2008) nachgehen und 
dabei auf veröffentlichte Befunde aus einem für diese 
Diskussion einschlägigen Projekt der Zukunftsforschung 

Bezug nehmen, auf das von der sogenannten Jamaika-
koalition in Kiel mit dem Koalitionsvertrag in 2017 initiierte 
„Zukunftslabor Schleswig-Holstein“, dessen Ergebnisse 
ursprünglich im Frühjahr 2021 vorgelegt werden sollten.1 
Das Projekt soll in einem wissenschaftlich angeleite-
ten öffentlichen Diskurs eine Vision für die Zukunft und 
Nachhaltigkeit der sozialen Sicherung entwickeln und 
dabei vor allem auch die Rolle eines Grundeinkommens 
bzw. Bürgergelds prüfen: Durch eine Bestandsanalyse 
bestehender sozialer Sicherungssysteme vor dem Hin-
tergrund der demografischen Entwicklung und der fort-
schreitenden Digitalisierung sowie einer Prognose zu 
den Auswirkungen auf die sozialen Sicherungssysteme, 
durch die Darstellung verschiedener alternativer Modelle 
sowie der Entwicklungsmöglichkeit bestehender sozia-
ler Sicherungssysteme und durch die Aufbereitung und 
Auswertung der Erfahrungen auf Bundes- und EU-Ebene 
(Opielka, 2019).

Im Kontext des Zukunftslabors wurde ein differenziertes 
Modell aus vier Reformszenarien entwickelt, die durch 
das DIW auf ihre Auswirkungen auf die Fiskal- und Ar-
beitsmarktpolitik simuliert werden sollten (Opielka und 
Peter, 2020). Alle vier Reformszenarien beinhalten ein 
mehr oder weniger weitreichendes Grundeinkommen so-
wie damit systematisch korrespondierende Reformideen 
zur Finanzierung der Kranken- und Pflegeversicherung: 
1) Bürgergeld 2) Grundeinkommen 3) Sozialversicherung 

1	 Sie hätten dadurch in die Pläne der Ampel- oder jeder anderen Re-
gierungskoalition einbezogen werden können. Die Autoren waren als 
Projektleiter und Berater in das Projekt einbezogen: www.zlabsh.de 
Das Schicksal des Zukunftslabors wird derzeit vor dem Landgericht 
Flensburg verhandelt. Es erscheint nicht ausgeschlossen, dass das 
Projekt nach der Landtagswahl Schleswig-Holstein im Mai 2022, mög-
licherweise in einer anderen Regierungskoalition, fortgeführt wird.
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Bürgergeld
(mit Bürgerpauschale)

Grundeinkommen
(mit steuerfinanziertem Gesund-
heits- und Pflegesystem)

Sozialversicherung
(mit Grundsicherung bzw. Garantie-
sicherung)

Bürgerversicherung
(mit Grundeinkommensversiche-
rung)

Das Bürgergeld in Form einer 
„Negativen Einkommensteuer“ dient 
vor allem der Unterstützung der 
Arbeitsmarkt- und Leistungsmoti-
vation in den unteren Arbeitsmarkt-
segmenten. Die Bürgerpauschale 
(Kopfpauschale) für Gesundheit und 
Pflege dient der Förderung des Wett-
bewerbs zwischen gesetzlichen und 
privaten Kranken-/Pflegekassen.

Das Grundeinkommen in Form einer 
„Sozialdividende“ steht jeder/m 
legalen Einwohner:in monatlich zu 
und unterliegt (analog zum „Pri-
märeinkommen“) der Einkommen-
steuer- und Sozialversicherungs-
beitragspflicht. Das Gesundheits-/
Pflegesystem wird vollständig aus 
Steuermitteln finanziert.

Beitragsfinanzierte, lebensstan-
dardsichernde („Bismarcksche“) 
Sozialversicherung mit „Sockelung“ 
durch bedarfsorientierte Grund-
sicherung („Garantiesicherung“). 
Gesundheits-/Pflegeversicherung 
wie bisher im gegliederten System 
(GKV, PKV, Beihilfe).

Grundeinkommensversicherung 
nach dem Modell der Schweizer 
AHV in allen Risikolagen für Geld-
leistungen (Alter, Arbeitslosigkeit, 
Elternschaft, Krankheit, Behinde-
rung, Kindheit, Ausbildung) und 
für den Risikobereich Gesundheit/
Pflege.

Tabelle 1
Vier Reformszenarien zur Zukunft des Sozialstaats

Quellen: https://www.isoe.org/aktuelles/news/delphi-befragung-im-zukunftslabor-gestartet-ihr-expertinnen-wissen-ist-gefragt-beteiligen-sie-sich/ 
(1. Februar 2022); Hutflesz und Opielka (2020, 63 ff.).

(mit Grundsicherung oder Garantiesicherung) 4) Bürger-
versicherung (vgl. Tabelle 1, detailliert Hutflesz und Opiel-
ka, 2020, 63 ff.).2 Die vier Reformszenarien lassen sich mit 
den aus der politischen Soziologie bekannten vier Typen 
des Wohlfahrtsregimes in Verbindung bringen, die erst-
mals von Gøsta Esping-Andersen formuliert wurden: li-
beral, sozialdemokratisch (sozialistisch), konservativ und 
garantistisch (Opielka, 2008, 2017). Im Folgenden werden 
wir uns auf die vier Szenarien zur Reform der Einkom-
menssicherung konzentrieren, die Reformoptionen für die 
Kranken- und Pflegeversicherung können hier nur kurz 
berührt werden.

Es fällt auf, dass der Begriff „Bürgergeld“ im Szenariomo-
dell anders verwendet wird als im Koalitionsvertrag der 
Ampel. Dahinter steht ein bemerkenswerter, historisch 
interessanter semantischer Wandel. Der Begriff „Bürger-
geld“ wurde erstmals von den liberalen Ökonomen Wolf-
ram Engels und Joachim Mitschke in den 1970er Jahren 
als Synonym für die Umsetzung eines Grundeinkommens 
als „Negative Einkommensteuer“ verwendet. Er setz-
te sich in der deutschen Diskussion weitgehend durch, 
beispielsweise mit der „Kommission Bürgergeld/Negati-
ve Einkommensteuer KoBüNE“ der FDP, die 2004-5 von 
Andreas Pinkwart geleitet wurde (KoBüNE und Pinkwart, 
2005). Stärker beachtet wurde das Grundeinkommens-
modell „Solidarisches Bürgergeld“ des damaligen Thü-
ringer Ministerpräsidenten Dieter Althaus, das Mitte der 
2000er Jahre vorgestellt, auf seine Finanzierbarkeit be-
rechnet wurde (Opielka und Strengmann-Kuhn, 2007) und 
ebenso zu einer Kommission bei einem Parteivorstand 
führte, diesmal der CDU. Überraschend nutzte die dama-
lige SPD-Parteivorsitzende Andrea Nahles den bislang 

2	 Die Simulation von Reformszenario 1 liegt für den Einkommensteil 
„Bürgergeld“ in einer ersten Fassung vor (Bach et al., 2020).

liberal-konservativ verorteten Begriff „Bürgergeld“ im 
Jahr 2019 für eine parteiprogrammatische Revision der 
von Bundeskanzler Gerhard Schröder und seinem Chef 
des Bundeskanzleramts, Frank-Walter Steinmeier, in den 
Jahren 2003-4 initiierten „Agenda 2010“ mit der folgenrei-
chen Reform „Hartz IV“.

Noch vor der SPD haben Bündnis 90/Die Grünen, das 
Ziel einer Überwindung von Hartz IV propagiert. Vor dem 
Hintergrund der jahrzehntelangen Diskussion der Grünen 
zum Grundeinkommen (Opielka und Strengmann-Kuhn, 
2021) versuchte Robert Habeck im Jahr 2018 die Kontro-
verse um das Grundeinkommen mit dem Vorschlag einer 
„Garantiesicherung“ zu befrieden (Habeck, 2018).3 Dieser 
Vorschlag wurde anschließend von der grünen Bundes-
tagsfraktion (Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen, 
2020) konkretisiert, weiterentwickelt und schließlich von 
der Partei ins Wahlprogramm übernommen. Die Garantie
sicherung ist dabei kein Grundeinkommen, sondern hat 
wie der Nahles/SPD-Vorschlag „Bürgergeld“ das Ziel, 
innerhalb der strukturell zunächst unveränderten, kor-
poratistisch gegliederten und insoweit konservativen 
deutschen Sozialstaatsarchitektur inkrementalistisch, 
Schritt für Schritt, die bedarfsorientierten Fürsorgeleis-
tungen des Typus Sozialhilfe bürgerrechtlich zu moder-
nisieren, gehört also nach der obigen Systematik in die 
Kategorie „Grundsicherung“. Die FDP suchte über ihre 
Friedrich-Naumann-Stiftung mit einem ifo-Gutachten 
2019 ein Update ihrer Bürgergeldkonzeption, weg von der 
Negativsteuer hin zu einer Grundsicherung (Blömer und 
Peichl, 2019). Dass die drei Ampelparteien SPD, FDP und 
Bündnis 90/Die Grünen zur Überraschung der politischen 

3	 Siehe dazu auch den Kommentar von Michael Opielka zum Vorschlag 
von Robert Habeck: https://www.isoe.org/aktuelles/blog/grundeinkom-
men-light-zu-robert-habecks-garantiesicherung/ (1. Februar 2022).
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und wissenschaftlichen Öffentlichkeit in den Koalitions-
verhandlungen ein Bürgergeld lancierten, erscheint daher 
durchaus naheliegend, obwohl es sich eigentlich nicht um 
ein Bürgergeld im Sinne einer Negativen Einkommensteu-
er handelt. Sowohl bei FDP als auch Grünen ist aber in 
den Partei- bzw. Wahlprogrammen vorgesehen, das Bür-
gergeld bzw. die Garantiesicherung schrittweise in das 
Steuersystem zu integrieren.

Das „Bürgergeld“ der Ampel gehört also in das konser-
vative Wohlfahrtsstaatsregime der oben dargestellten 
Systematik, hat aber nach unserem Dafürhalten das 
Potenzial für eine Weiterentwicklung in Richtung der an-
deren Typen einer Mindestsicherung bzw. eines Grund-
einkommens. Wir wollen anhand von vier Problemstel-
lungen noch offene Probleme sowie die Chancen und 
Perspektiven dieses sozialpolitischen Pragmatismus 
diskutieren: a) die Niveaufrage der Grundsicherung, b) 
das Anrechnungsproblem sonstiger Einkommen, c) die 
Bezüge zu Grundrente und Bürgerversicherung und d) 
die Kindergrundsicherung.

Niveaufrage

Alle relevanten sozialpolitischen Akteur:innen fordern 
seit Jahren eine wirksame und strukturell abgesicherte 
Anhebung des Grundsicherungsniveaus der Regelsät-
ze, um die Verfestigung materieller Armut zu verhindern. 
Hier ist nicht der Raum, um die vielfältigen Implikationen 
dieser Diskussion zu würdigen, vom Bemessungsmodus 
(Statistikmodell vs. Warenkorb) über die Bezugseinheit 
(Haushalt, Alleinerziehendenstatus), dem Verhältnis zu 
anderen Minima (Pfändungsfreigrenze, Steuerfreibetrag), 
der Einbettung in andere Transferleistungen (Wohngeld, 
Kostenfreiheit öffentlicher Dienstleistungen und so wei-
ter) bis hin zur nachhaltigkeitspolitischen Frage, was und 
wieviel „der Mensch“ eigentlich braucht. Irene Becker hat 
ein durchaus plausibles Modell entwickelt, das zu einem 
46 % höheren Regelsatz führt (Becker, 2022). Der Koaliti-
onsvertrag hält sich in Sachen Niveau zurück. Lediglich 
für Kinder ist eine Anhebung der Leistungen vorgese-
hen. Wir gehen davon aus, dass die Niveaufrage erst in 
der nächsten Legislaturperiode seriös behandelt werden 
kann.4 Möglicherweise erleichtern die mit dem Bürger-
geld verbundenen Strukturreformen auch eine großzügi-
gere Antwort auf die Niveaufrage.

Kurzfristig wirkt sich die überinflationäre Verteuerung der 
Energiekosten, vor allem der fossilen Energien, gerade 
in den untersten und erheblich von Transferleistungen 
lebenden Einkommensgruppen dramatisch aus. Nicht 

4	 Die nächste reguläre Neuberechnung zur Anhebung der Regelsätze 2026 
durch das Regelbedarfsermittlungsgesetz (RBEG) steht im Jahr 2025 an.

genug damit, auch die überinflationäre Steigerung der 
(Kalt-)Mieten und Immobilienpreise führt vor allem in Bal-
lungsräumen zu einer Strapazierung sozialstaatlicher Ins-
trumente wie Wohngeld oder Wohnungsbauförderung für 
Schwellenhaushalte. Einmalzahlungen helfen den Betrof-
fenen über erste Notlagen, reichen aber häufig schon von 
der Höhe nicht aus, den Kaufkraftverlust auszugleichen. 
Deswegen braucht es systematische Lösungen, zumal 
mittelfristig durch die wünschenswerte Internalisierung 
ökologischer Kosten mit weiteren Preissteigerungen zu 
rechnen ist, die Menschen mit geringen Einkommen stark 
belasten. Ohne sozialpolitische Flankierung könnte die 
Beschleunigung der Klimapolitik das Abkoppeln armuts-
naher Haushalte von der Wohlstandsentwicklung gravie-
rend zuspitzen und damit zur Delegitimierung der Klima-
politik wesentlich beitragen („Gelbwesten“). Das geplante 
Klimageld im Koalitionsvertrag kann dazu einen wichtigen 
Beitrag leisten, eine Konkretisierung steht allerdings aus 
und sollte nicht auf die lange Bank geschoben werden. 
Ein als jährliche (oder monatliche) Pro-Kopf-Pauschale an 
alle Bürger:innen ausgezahltes Klimageld bzw. Energie-
geld als Bestandteil eines in Richtung Grundeinkommen 
erweiterten Bürgergelds könnte dabei auf Erfahrungen 
der Schweiz zurückgreifen. Dort wird es über die Kran-
kenversicherung ausgezahlt.5 Solange es in Deutschland 
keine Bürgerversicherung gibt, ist das aber nicht eins 
zu eins übertragbar. Eine Alternative wäre eine Auszah-
lung über die Finanzämter, wenn das Bürgergeld in das 
Steuersystem integriert würde. Ein um ein Klimageld er-
gänztes Bürgergeld dürfte die Akzeptanz sowohl für den 
Klimaschutz wie für ein Grundeinkommen steigern.

Anrechnungsproblem

Die Ampelkoalition erhofft sich durch niedrigere Anrech-
nungsraten für Erwerbseinkommen mit der Bürgergeld-
Reform eine Reduzierung der „Armutsfalle“ und eine 
Dynamisierung der Arbeitsmärkte. Sie hat das Ziel, dass 
Erwerbsarbeit auch im unteren Einkommenssegment 
nicht prohibitiv belastet werden soll. Zu dieser Frage soll 
eine unabhängige Kommission eingerichtet werden, die 
Vorschläge zur Reduzierung der Grenzbelastung auch 
im Zusammenspiel mit anderen Sozialleistungen vorle-
gen soll. Eine deutliche Erhöhung der Leistungen sowie 
die Senkung der Transferentzugsraten würden die Zahl 
der Berechtigten deutlich erhöhen und hohe fiskalische 
Kosten auslösen. Außerdem gibt es unterschiedliche 
Effekte für das Arbeitsangebot: Einerseits ergeben sich 

5	 Seit 2008 erhebt in der Schweiz der Bund auf fossile Brennstoffe wie 
Heizöl oder Erdgas eine CO2-Abgabe. Das Bundesamt für Umwelt 
(BAFU) sorgt für die Verteilung der Umweltabgaben an alle Versicher-
ten, und zwar via Krankenversicherer. Im Jahr 2021 wurden 87 Fran-
ken aus den Erträgen der Umweltabgaben (CO2-Abgabe und VOC-
Abgabe) zurückgezahlt.
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durch die geringere Grenzbelastung gerade für bisher 
Erwerbslose oder geringfügig Beschäftigte positive 
Arbeitsangebotseffekte, andererseits kann die Leis-
tungsausweitung negative Arbeitsanreize auslösen, die 
wiederum durch die Mindestlohnerhöhung und gene-
rell steigende Löhne zumindest abgeschwächt werden 
könnten. Neben den fiskalischen Wirkungen und den 
komplexen Arbeitsangebotswirkungen sollte aber auch 
berücksichtigt werden, dass durch eine Verringerung 
der Transferentzugsraten zunehmend Erwerbstätige 
Anspruch auf Bürgergeld erhalten würden. Eine Abwick-
lung über die Jobcenter erscheint für diese Gruppe nicht 
angebracht. Außerdem zahlt diese Gruppe in der Regel 
Einkommensteuern. Die Konsequenz könnte eine stär-
kere Integration von Steuer- und Transfersystem sein, 
also eine Entwicklung in Richtung Negative Einkommen-
steuer und damit dem „Bürgergeld“ in der Zukunftsla-
bor-Systematik. Das ist nicht unmöglich und wurde in 
vielen Varianten vorgedacht (Blömer und Peichl, 2018; 
Buhlmann, Kolb und Siegloch, 2020).

Grundrente und Bürgerversicherung

Würde das Ampel-Bürgergeld in Richtung Bürgerver-
sicherung, beispielsweise in Form einer „Grundein-
kommensversicherung“ (Opielka, 2008) entwickelt, 
kämen die großen programmatischen Linien von SPD 
und Bündnis 90/Die Grünen stärker zur Geltung. Die 
„Grundrente“ der letzten Großen Koalition, faktisch ein 
„Grundrentenzuschlag“6, hat die Grundsicherung für 
Rentner:innen der Gesetzlichen Rentenversicherung 
(GRV) für lange gesetzlich Versicherte zunehmend, al-
lerdings nicht vollständig ersetzt. Nicht oder nicht aus-
reichend lang Versicherte sind aber auch weiterhin auf 
Grundsicherung im Alter angewiesen. Insoweit sollte 
auch bei der Bürgergeld-Reform der Blick auf die Statik 
der Alterssicherungssysteme gelegt werden, sowohl in 
Bezug auf die Grundsicherung im SGB XII als auch die 
Weiterentwicklung der GRV zu einer Bürgerversicherung, 
die idealerweise allen Versicherten eine Grundrente ga-
rantiert. Für das Ziel Bürgerversicherung spricht em-
pirisch, dass in den letzten Jahrzehnten und durch die 
Coronapandemie erneut beschleunigt der Anteil der Zu-
schüsse aus dem Bundeshaushalt an die Sozialversiche-
rung gewaltig stieg.7 Die enormen Steuerleistungen an die 
Sozialversicherungen zeigen: Sie wandeln sich zuneh-

6	 So nennt es unterdessen auch die DRV: https://www.deutsche-ren-
tenversicherung.de/DRV/DE/Rente/Grundrente/grundrente_node.
html (1. Februar 2022).

7	 So beträgt im Jahr 2022 der Bundeszuschuss an die GRV 108 Mrd. Euro 
(BMF, 2021, 24), an den Gesundheitsfonds der GKV 21,5 Mrd. und an die 
Pflegeversicherung 1 Mrd. Euro (BMF, 2021, 27 f.). Die Bundeszuschüs-
se an die Sozialversicherungen belaufen sich damit auf annähernd 30 % 
des Bundeshaushalts. Hinzu kommen die Pensionskosten für Beamte 
allein für den Bund mit 9,4 Mrd. Euro in 2022 (BMF, 2021, 23).

mend in Bürgerversicherungen, doch halten am Mythos 
der Erwerbsbezogenheit fest. Eine Bürgergeld-Reform, 
die auch die Finanzierung und Konstruktion der Sozialver-
sicherungen mit in den Blick nimmt, könnte mit solchen 
Mythen und damit Illusionen aufräumen.

Kindergrundsicherung

Die Einführung einer Kindergrundsicherung gehört zu 
weiteren Schwerpunkten des Ampelkoalitionsvertrags. 
Sie hängt für alle Haushalte mit Kindern mit der Bürger-
geld-Reform zusammen. Wir sehen eine Brücke in Rich-
tung Grundeinkommen über den „Garantiebetrag“, der 
laut Koalitionsvertrag „perspektivisch so hoch“ liegen 
soll, wie die maximale Steuerersparnis durch die Kinder-
freibeträge, also derzeit 314,55 Euro8. Das erinnert an die 
geltende Regelung im Kindergeld durch die Wahloption 
Kinderfreibetrag: Faktisch ist das Kindergeld dadurch in 
das Einkommensteuersystem als partielles Grundeinkom-
men für Kinder integriert, es umfasst je nach Alter heute 
zwischen 58 % und 76 % des Regelsatzes für Kinder. Die-
ser Betrag soll perspektivisch beim „Garantiebetrag“ der 
Kindergrundsicherung deutlich höher sein. Außerdem soll 
dieser „Garantiebetrag“ für volljährige Kinder anders als 
das heutige Kindergeld direkt an diese und nicht mehr an 
die Eltern ausgezahlt werden, hätte also für diese Perso-
nengruppe, bei der es sich insbesondere um Studierende 
handelt, den Charakter eines partiellen Grundeinkom-
mens. Eine solche Lösung ist auch für das Bürgergeld der 
Nicht-mehr-Kinder denkbar. Alexander Spermann schlug 
mit dem „Basisgeld“ ein partielles Grundeinkommen in 
Höhe des Regelsatzes vor (Spermann, 2019). Die Kin-
dergrundsicherung könnte die sozialpolitische Entwick-
lung in der Zukunftslabor-Systematik damit in Richtung 
Grundeinkommen führen.

Ergebnis

Vor dem Hintergrund einer Systematik der Zukunftspers-
pektiven des Sozialstaats, wie sie zuletzt im „Zukunftsla-
bor Schleswig-Holstein“ unsererseits vorgeschlagen wur-
de, erscheint das „Bürgergeld“ im Koalitionsvertrag der 
Ampelregierung auf den ersten Blick konservativ und be-
standswahrend und weit entfernt von den mutigen Grund-
einkommensexperimenten wie zuletzt in Finnland (Merrill 
et al., 2022). Unsere Diskussion zeigt jedoch, dass die 
Synthese der unterschiedlichen Herkunftslinien das Po-
tenzial zu einer inkrementalistischen, aber nachhaltigen 

8	 Die Kinderfreibeträge bestehen aus dem sächlichen Existenzmini-
mum in Höhe von 5.460 Euro und dem sogenannten BEA-Freibetrag 
für Betreuungs-, Erziehungs- und Ausbildungsbedarf in Höhe von 
2.928 Euro. Beim Spitzensteuersatz von 45 % ergibt sich dann eine 
Ersparnis von 314,55 Euro. Zur Problematik des u-förmigen Verlaufs 
der aktuellen Kindergrundsicherung siehe Breuer (2018).



ZBW – Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft 
99

Zeitgespräch

BMF (2021), Finanzbericht 2022.
Habeck, R. (2018), Anreiz statt Sanktionen, bedarfsgerecht und bedin-

gungslos. Wie wir die Beschlusslagen der Partei umsetzen und ein 
Garantiesystem aufbauen. Ein Debattenbeitrag von Robert Habeck 
zum Grundsatzprogramm, https://www.gruene.de/artikel/anreiz-statt-
sanktionen-bedarfsgerecht-und-bedingungslos (1. Februar 2022).

Hutflesz, T. und M. Opielka (2020), Online-Delphi in der Zukunftsfor-
schung zur Sozialpolitik, ISÖ-Text, 2020-3, BoD.

KoBüNE – Kommission Bürgergeld Negative Einkommensteuer und A. 
Pinkwart (2005), Das Liberale Bürgergeld: aktivierend, transparent 
und gerecht, FDP.

Merrill, R., C. Neves und B. Lain (Hrsg.) (2022), Basic Income Experiments. 
A Critical Examination of Their Goals, Contexts, and Methods, Palgrave 
Macmillan.

Opielka, M., und W. Strengmann-Kuhn (2007), Das solidarische Bürger-
geld. Finanz- und sozialpolitische Analyse mit Empfehlungen zur Ope-
rationalisierung, Studie im Auftrag der Konrad-Adenauer-Stiftung (un-
ter Mitarbeit von Bruno Kaltenborn), in M. Borchard (Hrsg.), Das Solida-
rische Bürgergeld. Analysen einer Reformidee, 13-141, Lucius & Lucius.

Opielka, M. (2008), Sozialpolitik. Grundlagen und vergleichende Perspekti-
ven, 2. Aufl., Rowohlt.

Opielka, M. (2017), Welche Zukunft hat der Sozialstaat? Eine Prognose, 
Deutscher Verein/Lambertus.

Opielka, M. (Hrsg.) (2019), Zukunftslabor Schleswig-Holstein. Demogra-
phie und Digitalisierung #ZLabSH, ISÖ-Text, 2019-1, BoD.

Opielka, M. und S. Peter (2020), Zukunftslabor Schleswig-Holstein. Zu-
kunftsszenarien und Reformszenarien, ISÖ-Text, 2020-1, BoD.

Opielka, M. und W. Strengmann-Kuhn (2021), The Green discussion on 
basic income in Germany – its development and current status, in 
Green European Foundation (Hrsg.), European Green Perspectives on 
Basic Income, Vol. II, August, 58-63, GEF.

Spermann, A. (2019), Basisgeld plus Steuergutschriften statt Hartz IV, 
Wirtschaftsdienst, 3(99), 181-188, https://www.wirtschaftsdienst.eu/
inhalt/jahr/2019/heft/3/beitrag/basisgeld-plus-steuergutschriften-
statt-hartz-iv.html (3. Februar 2022).

Strengmann-Kuhn, W. (Hrsg.) (2005), Das Prinzip Bürgerversicherung. Die 
Zukunft im Sozialstaat, Springer VS.

Reform der Sozialpolitik in Richtung Bürgerversicherung 
und Grundeinkommen birgt. Die Ängste der politischen 
Eliten sind hierbei weitaus größer als die Erwartungen der 
Bürger:innen, genau in diese Richtung hin zu gestalten. 
Die angedeutete Integration mit anderen Sozialleistungen 
(Wohngeld, Kindergrundsicherung) und vor allem ein ein-
facherer und digitaler Zugang zu den Leistungen dürften 
die bisher hohe Nichtinanspruchnahme der Grundsiche-
rung verringern und das Bürgergeld in Richtung Grund-
einkommen für alle Sozialbürger:innen bewegen.
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gelds II entschieden: Sie beabsichtigt es durch ein neues 
Bürgergeld zu ersetzen. Anhand des Koalitionsvertrags 
(SPD et al., 2021) setzt sich dieser Beitrag kritisch mit die-
sem Vorhaben auseinander.

Eine kurze Bestandsaufnahme der Hartz-IV-Reform

Die Hartz-Reformen und das Arbeitslosengeld II waren 
Kinder ihrer Zeit. Mit der Einführung des Bürgergelds 
müssen deshalb die Prämissen des Arbeitslosengelds II 
kritisch hinterfragt werden. Die Erfahrungen und Er-
kenntnisse der letzten 17 Jahre können bei der Ausge-
staltung des Bürgergelds helfen. Laut Bäcker (2019) war 
für das Arbeitslosengeld II eine Sichtweise handlungs-
leitend, die die Ursachen der hohen Arbeitslosigkeit 
nicht mehr auf gesamtwirtschaftliche Ungleichgewichte 
zwischen Angebot und Nachfrage, sondern vor allem 
„… auf die Eigenschaften, Fähigkeiten und Verhaltens-
weisen der Arbeitslosen“ (S. 253) zurückführte. Entspre-
chend setzte man auf eine Angebotspolitik, die darauf 
abzielte, die Unternehmenskosten zu reduzieren und 
den Betrieben Anreize zu geben, mehr Beschäftigung 
zu schaffen. Ziel der Arbeitsmarktreformen war es ins-
besondere, die Löhne für Geringverdienende zu senken 
und so den Niedriglohnsektor auszuweiten (Herzog-
Stein et al., 2013).

Nun, 17 Jahre später, wissen wir mehr oder doch nicht? 
Von 2005 bis 2019 – dem letzten Jahr vor Ausbruch der 
COVID-19-Pandemie – ging die registrierte Arbeitslosig-
keit in Deutschland um insgesamt 6,7 Prozentpunkte zu-
rück. Wie groß der Beitrag der Hartz-IV-Reform am Rück-
gang der Arbeitslosigkeit war, ist umstritten.

Die Ergebnisse der wissenschaftlichen Literatur zur Wir-
kung der Hartz-IV-Reform, die vor allem aus makroöko-
nomischen Simulationsanalysen besteht, sind ernüch-
ternd. Krebs (2019) schätzt auf der Grundlage seiner ei-
genen Analysen und den Ergebnissen anderer Untersu-
chungen den Beitrag der Hartz-IV-Reform zur Reduktion 
der Arbeitslosigkeit in Deutschland auf höchstens einen 
Prozentpunkt. Bradley und Kügler (2019) untersuchen 
die Wirkung aller Hartz-Reformen und kommen zu dem 
Schluss, dass sie kaum das Beschäftigungsniveau beein-
flusst haben; gleichzeitig senkte die Hartz-IV-Reform aber 
die Löhne merklich.

Bei der Neugestaltung des Bürgergelds sollten die Er-
fahrungen der vergangenen Jahre berücksichtigt wer-
den. Auch die Beschäftigungseffekte des Bürgergelds 

Mit dem Ende 2003 verabschiedeten vierten Gesetz für 
moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt (Hartz IV) 
fanden die Arbeitsmarktreformen der damaligen rot-
grünen Bundesregierung ihren bis heute umstrittenen 
Abschluss. Das bis dahin bestehende Versicherungs- 
und Transfersystem im Falle von Arbeitslosigkeit wurde 
grundlegend verändert. Die am letzten Arbeitsgehalt 
orientierte Arbeitslosenhilfe und die bedarfsorientierte 
Sozialhilfe wurden durch die bedarfsorientierte Grund-
sicherung für Arbeitsuchende (Arbeitslosengeld  II) er-
setzt. Die Höhe des Arbeitslosengelds  II entsprach in 
etwa dem Leistungsniveau der bisherigen Sozialhilfe. 
Im Vergleich zur Arbeits- und Sozialhilfe wurde zudem 
ein umfassendes arbeitnehmerseitiges Kombilohnele-
ment durch die nur teilweise Anrechnung von Erwerbs-
einkommen geschaffen (SVR, 2006). Zusätzlich wurde 
mit dem ebenfalls Ende 2003 verabschiedeten Gesetz 
zu Reformen am Arbeitsmarkt die Bezugsdauer des Ar-
beitslosengelds im Rahmen der Arbeitslosenversiche-
rung stark verkürzt.

Obwohl die Hartz-IV-Reform bis heute umstritten ist und 
wiederholt von wissenschaftlicher und politischer Seite 
Reformen am Arbeitslosengeld  II gefordert wurden1, hat 
sich nunmehr mit der neuen Koalitionsregierung aus SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen und FDP erstmals eine Bundesre-
gierung für eine grundsätzliche Reform des Arbeitslosen-

1	 Siehe exemplarisch das Zeitgespräch „Hartz  IV – Reform einer um-
strittenen politischen Maßnahme“ im Heft 4/2019 dieser Zeitschrift, 
https://www.wirtschaftsdienst.eu/inhalt/jahr/2019/heft/4/beitrag/
hartz-iv-reform-einer-umstrittenen-politischen-massnahme.html (2. 
Februar 2022).
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te Betreuungsschlüssel im Bürgergeld sind richtig, um 
ein Gleichgewicht zwischen dem Fördern und Fordern 
herzustellen. Dazu passt die Absicht, Arbeitslose bei 
beruflicher Qualifizierung künftig durch ein zusätzli-
ches Weiterbildungsgeld in Höhe von 150 Euro pro 
Monat finanziell besserzustellen und ihnen nach Ende 
der Weiterbildung einen Arbeitslosengeldanspruch von 
mindestens drei Monaten zu gewähren. Die Politik muss 
sich aber bewusst sein, dass Qualifizierung und Weiter-
bildung einen langen Atem verlangen, da sie insbeson-
dere mittel- und langfristig ihre positiven ökonomischen 
Effekte offenbaren.

Das Kombilohnelement neu ausrichten

Die Bundesregierung plant, das bestehende arbeitneh-
merseitige Kombilohnelement weiterzuentwickeln und mit 
anderen steuerfinanzierten Sozialleistungen abzustim-
men, sodass „… die Transferentzugsraten die günstigs-
ten Wirkungen hinsichtlich Beschäftigungseffekten und 
Arbeitsmarktpartizipation in sozialversicherungspflichti-
ger Beschäftigung erzielen, die Zuverdienstmöglichkeiten 
verbessert und Grenzbelastungen von 100 und mehr Pro-
zent ausgeschlossen werden“ (SPD et al., 2021, 77).

Dies ist generell zu begrüßen, denn im Arbeitslosengeld II 
ist die Zielsetzung des arbeitnehmerseitigen Kombilohn-
elements immer unklar geblieben. Zudem sind die Effekte 
auf das extensive und das intensive Arbeitsangebot, die 
vom derzeitigen Verlauf der Transferentzugsraten ausge-
hen, problematisch. Die großzügigste Förderung erfolgt 
im Eingangsbereich des Kombilohns, denn die ersten 100 
Euro Erwerbseinkommen sind anrechnungsfrei, sodass 
Minijobs mit einem sehr geringen Stundenvolumen finan-
ziell attraktiv sind. Danach sind die Transferentzugsraten 
mit 80 % bis 100 % sehr hoch, sodass das Nettoeinkom-
men bei zusätzlichem Arbeitseinkommen nur sehr wenig 
oder gar nicht steigt.

Allerdings sollte die Bundesregierung die Transferent-
zugsraten des arbeitnehmerseitigen Kombilohnelements 
im Bürgergeld so ausrichten, dass insbesondere die 
Aufnahme einer sozialversicherungspflichtigen Beschäf-
tigung von einem wöchentlichen Arbeitsumfang von 
mindestens 15 Arbeitsstunden gefördert und so die Ar-
beitslosigkeit beendet wird.2 Es ist hierfür sinnvoll, den 
Verlauf der Transferentzugsraten zukünftig am Mindest-
lohn auszurichten und so zu gestalten, dass sie – bei 
Zugrundelegung eines Mindestlohns von 12 Euro – bis 
zu einem monatlichen Bruttoarbeitseinkommen von 783 

2	 Nach § 138 SGB III „Arbeitslosigkeit“ gilt eine arbeitslos gemeldete 
Person erst ab einer Erwerbstätigkeit mit einem wöchentlichen Ar-
beitsvolumen von mindestens 15 Stunden als nicht mehr arbeitslos.

dürften überschaubar bleiben. Eine gute wirtschaftliche 
Entwicklung mit einer dynamischen Entwicklung der Bin-
nennachfrage hingegen schafft neue gute Arbeitsplätze 
und reduziert die Arbeitslosigkeit nachhaltig. Eine aktive 
Wirtschafts- und Fiskalpolitik, die in die Zukunft inves-
tiert, leistet hierzu einen wesentlichen Beitrag. In einem 
positiven wirtschaftlichen Umfeld, in dem viele neue Ar-
beitsplätze entstehen, kann dann ein effektiv ausgestal-
tetes Bürgergeld die Situation von Arbeitslosen und ihre 
Arbeitsmarktchancen verbessern.

Gleichgewicht zwischen Fördern und Fordern 
herstellen

Die notwendige sozialökologische Transformation als 
Antwort auf die Herausforderungen des Klimawandels 
und die Auswirkungen des demografischen Wandels auf 
dem Arbeitsmarkt verlangen in den nächsten Jahren gro-
ße Anstrengungen und bringen Veränderungen mit sich. 
Verstärkt muss es deshalb darum gehen, ungenutzte Ar-
beitsmarktpotenziale zu heben, insbesondere unter den 
arbeitslosen Erwerbspersonen. Im Jahresdurchschnitt 
2021 waren immer noch 2,61 Mio. Personen registriert 
arbeitslos; davon befanden sich 61,8 % in der Grund-
sicherung für Arbeitssuchende. Arbeitslose Erwerbs-
personen, insbesondere aus dem Bereich des SGB  II, 
möglichst über dauerhafte sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigung wieder nachhaltig in den Arbeitsmarkt zu 
integrieren, verlangt besondere Anstrengungen. Bildung 
und Qualifikation sind hierbei in der sich verändernden 
Arbeitswelt von zentraler Bedeutung.

Deshalb muss mit dem Bürgergeld endlich die seit Ein-
führung des Arbeitslosengelds  II bestehende Unwucht 
zulasten des Förderns behoben werden. Durch eine 
stärkere Betonung des Förderns und eine umfassende 
und zielgenaue Betreuung im Bürgergeld kann es gelin-
gen, die qualifikatorischen Voraussetzungen zu schaf-
fen, dass arbeitslose Bürgergeldbeziehende, die häufig 
multiple Vermittlungshemmnisse aufweisen, in der neu-
en Arbeitswelt besser bestehen können. Der Fokus auf 
niedrigqualifizierte und schlecht bezahlte Tätigkeiten, 
der in der Vergangenheit die Arbeitswelt der Grund-
sicherung prägte, ist nicht mehr zeitgemäß und würde 
für die Zukunft die Gefahr eines verstärkten qualifikato-
rischen Mismatch zwischen Arbeitsangebot und -nach-
frage mit sich bringen.

Es ist deshalb zu begrüßen, dass die Bundesregierung 
den Vermittlungsvorrang nach § 3 Abs. 1 Satz 3 SGB II 
beim Bürgergeld abschaffen will. Die angestrebte Stär-
kung der Förderung von Weiterbildung, insbesondere 
auch von vollqualifizierenden Ausbildungen, und der 
Qualifizierung der Arbeitssuchenden sowie verbesser-
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schaftssystem, in dem unfreiwillige Arbeitslosigkeit ein 
gesamtwirtschaftliches Massenphänomen ist, haben 
Bürger:innen, die einer Erwerbstätigkeit nachgehen und 
nicht arbeitslos sind, ihren Beitrag geleistet und können 
vonseiten der Gesellschaft Unterstützung ohne Schika-
nen und Stigmatisierungen erwarten. In diesem Zusam-
menhang ist es sinnvoll, wie von den Koalitionsparteien 
angedacht, diese Personen zukünftig in der Arbeitslo-
senversicherung durch die Agenturen für Arbeit zu be-
treuen; sie könnten auch die Auszahlung des Bürger-
gelds an diese Personen übernehmen.

Die Arbeitslosenversicherung stärken

Neben den fehlenden Aussagen zur angemessenen Höhe 
des neuen Bürgergelds, die notwendig wären, um das ex-
plizit genannte Ziel der Befähigung zur gesellschaftlichen 
Teilhabe sicherzustellen, wird leider im Koalitionsvertrag 
die aktuell bestehende Unwucht zwischen Arbeitslosen-
versicherung und Bürgergeld nicht angesprochen. Der-
zeit erhält der größte Teil der Arbeitslosen nicht die Ver-
sicherungsleistung Arbeitslosengeld, sondern Arbeitslo-
sengeld II. Die Arbeitslosenversicherung als Pflichtversi-
cherung gegen das Risiko Arbeitslosigkeit sollte jedoch 
wieder den Vorrang erhalten und das Bürgergeld im Falle 
von Arbeitslosigkeit quantitativ nachrangig sein.

Empfehlenswert wäre es deshalb, die Schutzwirkung der 
Arbeitslosenversicherung für Erwerbspersonen, die Bei-
tragszahlungen geleistet haben, wieder zu erhöhen. Dies 
könnte durch eine Verlängerung der Bezugsdauer des 
Arbeitslosengelds und niedrigere Zugangshürden zum 
Arbeitslosengeld für Erwerbstätige in kurzfristiger und 
unstetiger Beschäftigung erreicht werden (für konkrete 
Vorschläge siehe unter anderem Bäcker, 2021). 

Im Einklang mit der beabsichtigten verstärkten Förderung 
von Qualifizierung und Weiterbildung sollte zudem über 
eine Weiterentwicklung der Arbeitslosenversicherung 
hin zu einer Arbeitsversicherung nachgedacht werden 
(Schmid, 2008; Hans et al., 2017).

Schlussbemerkungen

Eine Reform des Arbeitslosengelds II ist überfällig. Es ist 
begrüßenswert, dass die Bundesregierung das bisherige 
Arbeitslosengeld  II durch ein Bürgergeld ersetzen will. 
Auch wenn die konkrete Ausgestaltung abgewartet wer-
den muss, sollte die Ampelkoalition dazu ermutigt wer-
den, den großen Schritt zu wagen und ein Bürgergeld zu 
schaffen, welches wirklich die gesellschaftliche Teilhabe 
der Bezieher:innen sicherstellt und ihnen gleichzeitig ei-
ne wirkliche Unterstützung hinsichtlich einer nachhaltigen 
Integration in gute Arbeit bietet.

Euro (= 12 Euro × 15 Arbeitsstunden × 4,35 Wochen) bei 
100 % liegt. Ab dieser Verdienstgrenze sollte der Verlauf 
zudem möglichst attraktiv ausgestaltet sein.3 Ziel sollte 
eine nachhaltige Integration in den Arbeitsmarkt sein, die 
durch einen Minijob mit geringem Stundenumfang nicht 
erzielt werden kann.

Eine solche Neuausrichtung wäre zudem ein klares Si-
gnal an die Arbeitgebendenseite; substanzielle Arbeits-
nachfrageeffekte wären zu erwarten. Die bisherigen 
Transferentzugsraten sind eine Einladung an Betriebe, 
Bezieher:innen von Arbeitslosengeld II lediglich Minijobs 
mit einem sehr geringen Stundenvolumen anzubieten. 
Dies wäre zukünftig nicht mehr attraktiv und der Fokus 
des Kombilohnelements im Bürgergeld würde geschärft.

Im Arbeitslosengeld  II berechtigte Einwände, dass für 
viele Haushalte diese Minijobs unverzichtbar sind, um 
die zu niedrigen Regelsätze des Arbeitslosengelds II et-
was aufzustocken, lassen sich beim Bürgergeld prinzi-
piell einfach beheben. Die Regelsätze sollten endlich so 
berechnet werden, dass die gesellschaftliche Teilhabe 
der Bürgergeldbeziehenden wirklich garantiert ist. Ent-
sprechende Vorschläge liegen vor (siehe beispielsweise 
Becker, 2021). 

Bestimmten Personengruppen, wie beispielsweise Allein-
erziehenden, denen aufgrund ihrer persönlichen oder fa-
miliären Situation ein wöchentliches Arbeitsvolumen von 
mindestens 15 Arbeitsstunden schwerer fallen dürfte, 
sollte durch konkrete Betreuungsangebote und – wo sinn-
voll auch durch zusätzliche (zeitlich befristete) arbeitge-
berseitige Lohnsubventionen geholfen werden. Denn für 
diese Personengruppen ersetzen Minijobs ebenfalls keine 
richtige Arbeitsmarktintegration mittels einer sozialversi-
cherungspflichtigen Beschäftigung.

Richtig ist, dass zukünftig im Rahmen des Bürgergelds 
in den ersten zwei Jahren keine Vermögensanrechnung 
erfolgen soll, das Schonvermögen erhöht sowie die An-
gemessenheit der Wohnung geachtet wird. Im Hinblick 
auf sozialversicherungspflichtige Erwerbspersonen, de-
ren Arbeitsvolumen 15 Wochenstunden und mehr be-
trägt, könnte zudem darüber nachgedacht werden, auf 
eine Vermögensprüfung oder -anrechnung dauerhaft 
weitgehend zu verzichten; die Möglichkeit von Sank-
tionen ist für diesen Personenkreis auf jeden Fall un-
angebracht und würde dem Prinzip des Förderns und 
Forderns widersprechen: In einem kapitalistischen Wirt-

3	 So haben beispielsweise Bündnis 90/Die Grünen und die FDP sowie 
das Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) und das ifo-
Institut Vorschläge zur Reform des Arbeitslosengelds II und damit der 
Transferentzugsraten veröffentlicht. Für eine tabellarische Gegen-
überstellung der Vorschläge siehe Blömer et al. (2021, Tab. 1).
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an deutschen Universitäten (unter anderem an volkswirt-
schaftlichen Instituten). Sie zeigt auf, dass es eine „impli-
zite Quote“ gibt, die bei ein bis zwei Professorinnen pro 
Institut liegt. Das bedeutet, dass es durchaus besondere 
Anstrengungen gibt, Frauen einzustellen, aber dass die-
se nach dem Erreichen einer geringen Zahl wieder auf-
gegeben werden. Der Minderheitenstatus von Frauen 
hat darüber hinaus eine selbstverstärkende Wirkung: Die 
neuere Literatur belegt, dass bereits Studentinnen ihre 
VWL-Kurse erfolgreicher absolvieren, wenn sie mit an-
deren Studentinnen zusammenarbeiten können (Shan et 
al., 2021), dass Professorinnen oft gebeten werden, Zeit 

Was lange währt, wird endlich gut. Während die Ver-
einigungen der amerikanischen und der europäischen 
Ökonom:innen schon länger einen Ethikkodex haben, in 
dem der respektvolle Umgang miteinander thematisiert 
und spezifiziert wird, fehlte dieser Teil bislang im Ethikko-
dex des größten deutschsprachigen Fachverbands, dem 
Verein für Socialpolitik (VfS). Im vergangenen Jahr 2021 
hat eine Arbeitsgruppe des Vereins daher einen Vorschlag 
für die Erweiterung des bestehenden Ethikkodexes erar-
beitet. Dieser wurde nun mit gewissen Anpassungen vom 
Erweiterten Vorstand und den Mitgliedern verabschiedet. 
Im neuen, erweiterten Ethikkodex werden die Diskriminie-
rung von Frauen und Minderheiten, sexuelle und ander-
weitige Belästigung im Arbeitsumfeld sowie das Schaf-
fen eines feindseligen Umfelds ausgeschlossen. Dieser 
Artikel beschreibt die Evidenz, die begründet, dass die 
Vereinsmitglieder auch in solchen scheinbar selbstver-
ständlichen Punkten eine klare Position einnehmen. Die 
entsprechende Fachliteratur hat sich zuletzt mit recht ein-
deutigen Ergebnissen weiterentwickelt.

Schon bei oberflächlicher Betrachtung fällt der ho-
he Anteil an männlichen Professoren in der Volkswirt-
schaftslehre auf. Laut Friebel et al. (2021) sind nur 15 % 
aller VWL-Lehrstühle in Deutschland von Frauen besetzt. 
Obwohl in den vergangenen Jahren Anstrengungen un-
ternommen wurden, den Anteil an Professorinnen zu 
erhöhen, scheint sich der Status quo nur sehr langsam 
zu ändern. In einer aktuellen Studie untersucht Janys (im 
Erscheinen) die Verteilung der Zahl von Professorinnen 
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bei der Entscheidung über die Entfristung für Frauen we-
niger als bei einem Mann. Es ist aber nicht nur die Wahr-
nehmung der Leistung in gemeinsamen Projekten, die es 
Frauen erschwert, eine dauerhafte Professur zu erhalten. 
Hengel (2019) zeigt, dass der Publikationsprozess für 
Frauen erheblich länger dauert als für Männer – geschla-
gene drei bis sechs Monate länger pro Artikel – in vielen 
Fällen offenbar deshalb, weil von Frauen geschriebene 
Papiere einen besseren Sprachstil aufweisen müssen.

Bei den Entscheidungen über Berufungen und Entfris-
tungen spielen zudem nicht nur Publikationen eine wich-
tige Rolle, sondern auch Lehrevaluationen. Mengel et al. 
(2019) zeigen, dass das Geschlecht der Lehrenden eine 
Rolle bei der Evaluation durch die Studierenden spielt. 
Dozentinnen werden systematisch schlechter bewertet 
als Dozenten. Hierbei sind die Bewertungen von männ-
lichen Studenten ausschlaggebend, die Dozentinnen 
schlechter bewerten. Der Effekt ist dabei besonders dann 
stark ausgeprägt, wenn der Kurs einen hohen Anteil an 
mathematischen Inhalten aufweist und/oder wenn die Do-
zentin noch jung ist.

Die schlechten Bewertungen der männlichen Studieren-
den für junge Dozentinnen spiegeln dabei eine auch all-
gemein wahrgenommene Atmosphäre wider. Wu (2020) 
dokumentiert, dass es auf dem Online-Diskussionsforum 
Economics Job Market Rumors häufig zu sexistischen 
Äußerungen in Bezug auf Wissenschaftlerinnen kommt. 
Die dahinterliegende Einstellung mag auch einer der 
Gründe sein, dass weibliche Vortragende bei Seminar-
vorträgen öfter unterbrochen werden als Männer. Zwar 
kann häufiges Nachfragen auch Interesse an einem The-
ma dokumentieren, allerdings zeigen Dupas et al. (2021), 
dass die an Frauen gerichteten Fragen eher einen feind-
seligen bzw. bevormundenden Charakter aufweisen. 
Weitere Evidenz für die vielfältigen Schwierigkeiten, die 
sich für Frauen und Minderheiten aus ihrem Arbeitsum-
feld ergeben, wurde in einer Umfrage, die von der Ame-
rican Economic Association in Auftrag gegeben wurde, 
deutlich dokumentiert (Allgood et al., 2019).

Der neue Ethikkodex des Vereins für Socialpolitik ist ein 
Schritt, um die genannten Missstände aufzuheben. Er 
kann natürlich nur ein Element in einer Reihe von Maß-
nahmen sein – Beiträge von Arbeitgebenden und Hoch-
schulpolitik sind ebenfalls gefragt. Zur Verbesserung der 
Situation von Frauen und Minderheiten können viele ak-
tuell diskutierte Änderungen beitragen, darunter der Aus-
bau systematischer Nachwuchskonzepte mit glaubhaften 
Perspektiven (z. B. Tenure-Verfahren), das Abmindern des 
Lehrstuhlprinzips mit seinen besonderen Abhängigkeits-
verhältnissen, sowie weitere Förderungen für Frauen und 
Minderheiten.

in Auswahlkommissionen zu verbringen, ohne dass dies 
die Frauenquote bei der jeweiligen Auswahl erhöht (Ba-
gues et al., 2017), und dass Frauen zu Anfragen dieser 
Art schlechter nein sagen können als Männer (Babock et 
al., 2017). Auch der Anteil von ethnischen Minderheiten 
auf Professor:innenniveau ist in der deutschsprachigen 
Volkswirtschaftslehre sehr gering, auf diese Gruppen 
könnten daher ähnliche Effekte wirken.

Ganz allgemein ist die Gleichstellung für die Wissen-
schaft natürlich kein Selbstzweck. Da gerade Wissen-
schaft von unterschiedlichen Sichtweisen und Hinter-
gründen profitieren kann (Akerlof, 2020), kann es nicht 
optimal sein, wenn bestimmte Gruppen nur sehr selten 
in Leitungspositionen aufrücken können. Dementspre-
chend gilt es zu untersuchen, ob der Grund für den ge-
ringen Anteil von Frauen und Minderheiten in den Lei-
tungspositionen eine systematische Benachteiligung ist. 
Der folgende Überblick liefert Belege dafür, unter Bezug-
nahme auf neuere Studien zu Geschlechterunterschie-
den in der Volkswirtschaftslehre.

In den USA ist es in der frühen Karrierephase vor allem 
wichtig, dass die zunächst befristete Assistenzprofes-
sur in eine dauerhafte Stelle umgewandelt wird. Bereits 
in einer früheren Studie haben Ginther und Kahn (2004) 
festgestellt, dass die Chancen, entfristet zu werden, für 
Frauen in der Volkswirtschaftslehre geringer sind als 
in anderen Disziplinen. Die Studie diskutiert weiterhin, 
dass diese ungleiche Behandlung auf keine offensicht-
lichen oder messbaren Gründe zurückzuführen ist. In 
einer aktuellen Publikation haben Ginther und Kahn 
(2021) die Untersuchung erneut durchgeführt und die 
Ergebnisse weitgehend bestätigt. Ähnlich wie Friebel et 
al. (2021) es nahelegen, trifft es noch immer zu, dass 
es für Ökonominnen schwerer ist, entfristet zu werden, 
als für ihre Kolleginnen in anderen Disziplinen. Aller-
dings gilt dies vor allem für weniger forschungsintensi-
ve Institutionen. Bei den Institutionen mit einem starken 
Schwerpunkt auf Forschung haben gleichproduktive 
Frauen auch in der Ökonomik ähnliche Entfristungs-
chancen wie Männer.

In derselben Studie zeigen die Autorinnen auch den Ef-
fekt von Publikationen, Zitationen und Drittmitteln auf. 
Insgesamt können nur ca. 3,5 Prozentpunkte vom Gender 
Gap in Höhe von 18,5 % in der Entfristungswahrschein-
lichkeit auf diese Komponenten zurückgeführt werden. 
Studien von Sarsons (2017) and Sarsons et al. (2021) un-
tersuchen den Effekt von Publikationen genauer und zei-
gen auf, dass die Leistungen von Frauen und Männern in 
gemeinsamen Projekten unterschiedlich wahrgenommen 
werden. Die Ko-Autorenschaft von Frauen wird dabei ge-
ringer bewertet, und eine gemeinsame Publikation zählt 
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ber hinaus spielen die strukturellen Salden bei beiden Kom-
ponenten des Stabilitäts- und Wachstumspakts (SWP) eine 
bedeutende Rolle. Beim präventiven Arm sind Grenzwerte 
für die strukturellen Salden definiert. Beim korrektiven Arm 
werden Maßnahmen zur Beseitigung eines übermäßigen 
Haushaltsdefizits empfohlen, bei denen ein Ausgabepfad 
mit einem strukturellen Budgetpfad kombiniert wird (ECO-
FIN, 2017; EC, 2018).2 Des Weiteren haben viele Staaten in 
der EU nationale Fiskalregeln, in denen strukturelle Salden 
eine zentrale Rolle spielen. Hierzu zählen auch Deutsch-
land und Österreich. So erlaubt die Schuldenbremse in 
Deutschland eine strukturelle Neuverschuldung, die 0,35 % 
in Relation zum BIP nicht übersteigt (BMF, 2015). Im Öster-
reichischen Stabilitätspakt 2012 (ÖStP 2012) darf das struk-
turelle Defizit des Gesamtstaats 0,45 % in Relation zum BIP 
nicht übersteigen.3

Grundsätzlich ist die Ausrichtung der Fiskalregeln an struk-
turellen Finanzierungssalden sinnvoll, da sie die Verschul-
dungsmöglichkeiten eines Staats unabhängig von der kon-
junkturellen Lage und einmaligen Ausgabe- oder Einnah-
meschwankungen festlegen (Feld et al., 2021). Dadurch soll 
gewährleistet werden, dass die mit kurzfristigen Schwankun-
gen einhergehenden Verbesserungen und Verschlechterun-
gen des Finanzierungssaldos den staatlichen Handlungs-
spielraum nicht erhöhen oder beschränken. Daher wird zur 
Berechnung der strukturellen Finanzierungssalden der staat-
liche Finanzierungssaldo um konjunkturbedingte und einma-
lige Änderungen der Einnahmen und Ausgaben bereinigt.

Formal ist der strukturelle Finanzierungssaldo (X ) defi-
niert als Finanzierungssaldo (B) abzüglich der über eine 
Semi-Elastizität (εB,Y ) übersetzten konjunkturellen Lage 
(Y ) und der Einmaleffekte (T ):

2	 Die Bedingungen für den Ausgabepfad hängen ebenfalls von der Pro-
duktionslücke ab.

3	 Hiervon entfallen 0,35 Prozentpunkte auf den Bund und die restlichen 
0,1 Prozentpunkte auf Länder sowie Gemeinden (ÖStP 2012).

Die Coronakrise hat dazu geführt, dass viele Dinge auf 
den Prüfstand kommen: Homeoffice, Dienstreisen – und 
nicht zuletzt auch die Fiskalregeln in der EU und Deutsch-
land. Dabei wurde über letztere auch schon in den Jahren 
vor der Coronakrise heftig diskutiert. Derzeit sind wichti-
ge Regeln aufgrund der weltweiten Pandemie ausgesetzt. 
Auf EU-Ebene ist bereits eines klar: Die alten Regeln wer-
den nicht zurückkommen. Doch welche Regeln genau 
wie geändert werden sollen, ist momentan noch offen. In 
Deutschland wird zurzeit darüber gestritten, ob die Schul-
denbremse in ihrer bisherigen Form noch zeitgemäß ist.

Konzept der strukturellen Finanzierungssalden

Besonderer Stein des Anstoßes sind dabei immer wieder 
die Bestimmung der strukturellen Finanzierungssalden und 
damit einhergehend die Schätzung der Produktionslücken. 
Sie sind Kernbestandteile der EU-Fiskalregeln. So darf laut 
Fiskalpakt das strukturelle Defizit nicht größer als 0,5 % in 
Relation zum Bruttoinlandsprodukt (BIP) ausfallen.1 Darü-

1	 Falls der staatliche Schuldenstand signifikant unter 60 % in Relation 
zum BIP liegt und die langfristige Stabilität der öffentlichen Finanzen 
gesichert ist, darf das strukturelle Defizit auch bis zu 1 % in Relation 
zum BIP betragen.
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an der Schätzmethode selbst Änderungen vorzunehmen, 
nur mit dem Zweck, den strukturellen Finanzierungssaldo in 
Richtung der eigenen politischen Vorstellungen zu verbiegen. 
Hier besteht auch eine Verbindung zum ersten Kriterium, der 
Einfachheit. Simple Methoden senken die Wahrscheinlich-
keit von Hintertüren, mit denen die fiskalischen Messgrößen 
gebogen werden können und erhöhen die Wahrscheinlich-
keit, dass die Öffentlichkeit Tricksereien rasch durchschaut. 
Neben dem Einfluss des Regierungshandelns auf den un-
bereinigten Finanzierungssaldo und gegebenenfalls auf die 
konjunkturelle Lage sollten politische Entscheidungstragen-
de über genau eine Möglichkeit der Einflussnahme auf die 
Fiskalregeln verfügen: In der Legislative, wenn es um konkre-
te Grenzwerte der strukturellen Salden geht, auf EU-Ebene 
also z. B. die strukturelle Defizitgrenze in Höhe von 0,5 % des 
nominalen BIP im Rahmen des Fiskalpakts und auf nationa-
ler Ebene die jeweiligen Grenzwerte.

Der dritte Punkt betrifft den langfristigen Mittelwert der Pro-
duktionslücke, der bei Null liegen sollte. Das bedeutet nicht, 
dass sich die Konjunktur überwiegend in dieser Normallage 
befinden muss, sondern über den Konjunkturzyklus hinweg 
um genau diese Lage schwankt. Nur so ist gewährleistet, 
dass sich die fiskalischen Be- und Entlastungen des staatli-
chen Haushalts, die im Zusammenhang mit konjunktursta-
bilisierenden Maßnahmen stehen, über die Zeit hinweg aus-
gleichen. Damit schließt der Punkt auch an den vorherigen 
an: Der Mittelwert darf kein politisches Spielfeld sein, die 
jeweiligen finanziellen Spielräume den eigenen finanzpoli-
tischen Vorstellungen anzupassen. So ermöglicht eine An-
passung der Methode, die unter ansonsten unveränderten 
Bedingungen einen Mittelwert von unter Null ergibt, größere 
Verschuldungsspielräume für die öffentliche Hand. Falls die 
EU oder ein Mitgliedstaat sich einen größeren oder kleine-
ren finanziellen Spielraum zugestehen wollen, sollten ganz 
offen in einem legislativen Prozess die Grenzwerte geän-
dert werden. Einen anderen Ansatz verfolgen Krahé und 
Sigl-Glöckner (2021) sowie Krahé et al. (2021). Dort soll das 
Produktionspotenzial weniger eine konjunkturelle Normal-
auslastung anzeigen, sondern ein bei optimaler Nutzung 
aller Produktionsfaktoren zu erreichendes Produktions
niveau. Die daraus resultierenden Produktionslücken signa-
lisieren dann auch nicht mehr die Position im Konjunkturzy-
klus, sondern die Abweichung von einem so definierten Op-
timum. Es ist davon auszugehen, dass die Produktionslü-
cke bei einem solchen Ansatz im Mittel immer negativ wäre.

Der vierte Punkt betrifft die Stabilität der Schätzungen in 
Echtzeit. Hier sollte die Schätzmethode eine große Kons-
tanz aufweisen. Die fiskalpolitische Überwachung ist einer 
der wichtigsten Bereiche der Kontrolle der politischen Ent-
scheidungstragenden. Wenn die Größe dann substanziellen 
Revisionen unterliegt, kann in der Öffentlichkeit schnell der 
Eindruck der Beliebigkeit entstehen und, dass die Größe ei-

	        4

Mit dem strukturellen Finanzierungssaldo versucht man, 
einen staatlichen Haushalt darzustellen, der sich in einem 
konjunkturell „normalen“ Jahr (Y = 0) ohne konjunkturbe-
dingte oder einmalige Mehr- oder Minderausgaben erge-
ben würde. Im Kern drehen sich die meisten Kontroversen 
im Zusammenhang mit den strukturellen Finanzierungs-
salden um die Bestimmung der konjunkturellen Normal
situation. Formal ist diese Situation gegeben, wenn die Pro-
duktionslücke (Y = GAP ) gleich Null ist, wobei diese sich 
wie folgt aus BIP und Produktionspotenzial (POT ) ergibt:

	

Da das Produktionspotenzial im Gegensatz zum BIP eine 
unbeobachtbare Größe ist (Buti et al., 2019), hängt seine 
Bestimmung und damit die der Produktionslücke von mo-
delltheoretischen Vorstellungen sowie von empirischen 
Schätzverfahren ab. Sowohl die EU-Kommission als auch 
die Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung (OECD) und der Internationale Währungs-
fonds (IWF) nutzen dabei den sogenannten Produktions-
funktionsansatz.5 Allerdings gibt es eine Vielzahl weiterer 
Schätzmethoden, sodass es ein „wahres“ Produktions-
potenzial oder eine „wahre“ Produktionslücke nicht gibt. 
Jedoch kann die Methode nicht beliebig gewählt werden. 
Vielmehr sollte sie den folgenden fünf Anforderungen 
genügen: (1) Bei der Schätzmethode sollte es sich um 
ein einfach kommunizierbares Konzept handeln. (2) Die 
Schätzmethode sollte keine Möglichkeit der politischen 
Einflussnahme bieten. (3) Die Produktionslücke sollte 
langfristig ausgeglichen sein. (4) Die Schätzung der Pro-
duktionslücke sollte mit möglichst geringen Revisionen 
verbunden sein. (5) Die Schätzung der Produktionslücke 
sollte keine systematische Verzerrung aufweisen.

Der erste Punkt ist die Einfachheit der Schätzmethode. 
Die EU-Fiskalregeln und die nationalen Fiskalregeln sind 
von sehr großer Bedeutung. Es ist wichtig, dass man 
sie der Öffentlichkeit so gut wie möglich kommunizieren 
kann. Das gebietet der politische Auftrag selbst.

Der zweite Punkt ist eine Selbstverständlichkeit. Bei der 
Bestimmung struktureller Finanzierungssalden sollten poli-
tische Entscheidungstragende nicht die Möglichkeit haben, 

4	 Die genauen Berechnungen der strukturellen Finanzierungssalden im 
Rahmen der deutschen und österreichischen Schuldenbremsen wer-
den in BMF (2015) und ÖStP 2012 beschrieben.

5	 Auch bei der deutschen sowie der österreichischen Schuldenbremse 
wird der Ansatz der EU-Kommission, die Common Agreed Method 
(CAM) der Output Gap Working Group (OGWG), verwendet.
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zum nächsten i + 1 berechnet. Es zeigen sich für alle Länder 
bedeutende Revisionen, die zwar über den Zeitraum hinweg 
immer geringer werden, jedoch auch nach vier Jahren immer 
deutlich größer als Null sind. Die erste Revision beträgt 0,28 
Prozentpunkte relativ zum Produktionspotenzial für Spani-
en, 0,20 für Frankreich, 0,17 für Italien, 0,14 für Deutschland 
und 0,13 für Österreich. Auch nach vier Jahren finden noch 
Revisionen im Ausmaß von 0,06 bis 0,11 Prozentpunkten in 
Relation zum Produktionspotenzial statt.

Die Richtung der Revisionen der strukturellen Finanzie-
rungssalden wird in Anlehnung an Kempkes (2014) mit 
Hilfe eines Modells geschätzt, das ursprünglich von Hol-
den und Peel (1990) formuliert wurde:

	          

Dabei wird für jedes Land l die Revision des strukturellen 
Finanzierungssaldos zwischen der Erstveröffentlichung 
i = 1 und einem späteren Datenzeitpunkt j auf eine Kons-
tante regressiert. Hierbei poolen wir die Daten der drei In-
stitutionen und verwenden Newey-West-Standardfehler.

Wären die Revisionen im Durchschnitt ausgeglichen und 
würden im Mittel bereits die ursprünglichen Veröffentli-
chungen der Konjunkturkomponenten den richtigen Stand 
im Zyklus anzeigen, müsste die Schätzung α = 0 ergeben. 
Wenn α aber signifikant von Null abweicht, ist die Schätz-
methode des strukturellen Finanzierungssaldos durch die 
Produktionslücke verzerrt. Sollte α größer Null ausfallen 
handelt es sich um eine Unterschätzung, da es mit den 
folgenden Revisionen systematisch nach oben korrigiert 
wird. Fällt α kleiner Null aus, ist es eine Überschätzung, da 
es mit den Revisionen nach unten korrigiert wird.

Die Ergebnisse von Gleichung (4) finden sich in Abbildung 2. 
Die blaue Linie zeigt dabei jeweils die Schätzungen für α in 

gentlich nicht wichtig ist, da sie morgen schon ganz anders 
aussehen kann als heute. Zudem wird die Überprüfung der 
Einhaltung der festgeschriebenen Grenzwerte durch starke 
Revisionen massiv erschwert. Es kann schnell das Szenario 
entstehen, dass für ein ausgewähltes Jahr bei der Veröffent-
lichung der Wert noch im Rahmen war, ein Jahr später dann 
nicht mehr und noch ein Jahr später dann doch wieder.

Der fünfte Punkt ist eng mit dem vorherigen verknüpft: die 
Richtung der Revisionen. Wenn die Revisionen meist in 
eine Richtung ausfielen – egal ob nach oben oder unten 
– würde die Schätzmethode eine systematische Verzer-
rung aufweisen. Im schlimmsten Fall erfüllt dann ein Land 
zunächst noch die Grenzwerte seiner geltenden Fiskalre-
geln, kurze Zeit darauf aber nicht mehr.

Revision und Verzerrung struktureller Salden

Mit den letzten beiden Punkten, der Revisionsgröße und ih-
rer Richtung, werden wir uns etwas genauer auseinanderset-
zen. Dabei betrachten wir die Echtzeitdaten der EU-Kommis-
sion, der OECD und des IWF für Deutschland, Frankreich, 
Italien, Spanien und Österreich, die zwischen Frühjahr 2003 
und Frühjahr 2018 halbjährlich veröffentlicht wurden. Die 
strukturellen Finanzierungssalden werden ausgehend von 
den unbereinigten Finanzierungssalden mithilfe der ex post 
geschätzten Produktionslücken und der von der jeweiligen 
Institution verwendeten Semi-Elastizitäten berechnet.6

Der strukturelle Saldo (X ) der Institution (k) für Land (l) und 
das Jahr (t) wird mit Xk,l,t,i bezeichnet, wobei i, den jeweili-
gen Ex-post-Stand anzeigt. Dabei erscheint die erste Ex-
post-Analyse für das Jahr t im Frühjahr des Folgejahres 
von t (i = 1), die zweite im Herbst des Folgejahres von t 
(i = 2) usw. Für j > i ergeben sich die Ex-post-Revisionen 
des strukturellen Finanzierungssaldos dann aus

   

Abbildung 1 zeigt das durchschnittliche Ausmaß der Revi-
sionen der strukturellen Finanzierungssalden. Dabei wurde 
der Mittelwert der absoluten Revisionen aller Jahre und aller 
Institutionen für jedes Land von einem Echtzeitdatenpunkt i 

6	 Der Fokus liegt auf der Produktionslücke. Weitere Einfallstore für Revi-
sionen des strukturellen Finanzierungssaldos sind Revisionen des ver-
öffentlichten unbereinigten Finanzierungssaldos, des BIP, der verwen-
deten Semi-Elastizität und der Einmaleffekte. Es kann gezeigt werden, 
dass die Revisionen des unbereinigten Finanzierungssaldos und des BIP 
um ein Vielfaches kleiner ausfallen als die der Produktionslücke (Göttert 
und Wollmershäuser, 2021). Die OECD und der IWF haben ihre Semi-
Elastizität in den vergangenen Jahren nicht angepasst. Zwar hat die 
EU-Kommission ihre Semi-Elastizität leicht revidiert (Mourre et al., 2019), 
jedoch führen die Schätzungen der Semi-Elastizität über die Jahre hin-
weg immer wieder zu ähnlichen Resultaten (Price et al., 2014). Größere 
und systematische Revisionen der Einmaleffekte, die den strukturellen 
Finanzierungssaldo substanziell beeinflussen, sind uns nicht bekannt.

Abbildung 1
Ex-post-Revisionen des strukturellen Finanzierungssal-
dos bei Nutzung eines Produktionsfunktionsansatzes
in Prozentpunkten des Produktionspotenzials

Quelle: EU-Kommission, IWF, OECD und eigene Berechnungen.
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der untersuchten Fälle ist dieses Phänomen bereits ab dem 
ersten Jahr feststellbar. Lediglich bei Spanien kann über-
haupt keine Verzerrung festgestellt werden. Die Revisionen 
für dieses Land sind so groß, dass die Konfidenzintervalle um 
ein Vielfaches größer als bei allen anderen Ländern ausfallen.7

Mit Umfragedaten stabilisieren

Um die mit dem traditionellen Produktionsfunktionsansatz 
verbundenen Probleme zu vermeiden, schlagen wir eine Me-
thode zur Berechnung struktureller Finanzierungssalden vor, 
in der die konjunkturelle Lage (Y ) durch eine im Rahmen von 
Unternehmensbefragungen erhobene Kapazitätsauslastung 
bestimmt wird. Bereits Orphanides et al. (2000) haben ge-
zeigt, dass es eine hohe Korrelation zwischen der Produk-
tionslücke und der Kapazitätsauslastung gibt. Dies über-
rascht wenig, denn „(d)er Potenzial-Output wird in aller Regel 
als jenes Aktivitätsniveau definiert, das bei einer ‚normalen‘ 
Auslastung der gesamtwirtschaftlichen Kapazitäten erzielt 
wird“ (Deutsche Bundesbank, 2014, 14). Wenn die Kapazi-
tätsauslastung über ihrem Normalniveau ist, ist das BIP grö-
ßer als das Produktionspotenzial und die Produktionslücke 

7	 Die von uns vorgenommene Analyse beschränkt sich auf realisierte 
Finanzierungssalden, also auf Ex-Post-Daten. Für Prognosewer-
te lässt sich jedoch ebenfalls eine Überschätzung feststellen, wie 
Kempkes (2014) mit einer ähnlichen Analyse gezeigt hat.

Abhängigkeit von der jeweiligen Zahl der Revisionen j - 1 an. 
Die hellblau schattierte Fläche stellt das 95 %-Konfidenzin-
tervall dar. Für alle Länder lässt sich feststellen, dass syste-
matische Abwärtsrevisionen stattgefunden haben und damit 
die ursprüngliche Schätzung als zu optimistisch betrachtet 
werden kann. Die fiskalische Position sieht in t + 1 für Jahr 
t also optimistischer aus als ein paar Jahre später. Diese 
Überschätzung des strukturellen Finanzierungssaldos spie-
gelt eine Unterschätzung der Produktionslücke wider. Letz-
tere wird bei der Erstveröffentlichung für Jahr t systematisch 
kleiner eingeschätzt als bei späteren Veröffentlichungen. 
Ausgehend von der Definition des strukturellen Finanzie-
rungssaldos in Gleichung (1) führt diese Unterschätzung der 
Produktionslücke durch das negative Vorzeichen zu einer 
Überschätzung des strukturellen Finanzierungssaldos.

Besonders deutlich zeigt sich diese Überschätzung bei Italien 
und Frankreich, bei denen der strukturelle Finanzierungssal-
do nach acht Revisionen (also nach vier Jahren) um insge-
samt 0,8 Prozentpunkte in Relation zum Produktionspoten-
zial nach unten revidiert wird. In Deutschland, Österreich und 
Spanien fällt die Revision mit 0,3 bis 0,4 Prozentpunkten nicht 
ganz so deutlich aus. Bis auf Spanien sind auch alle Abwärts-
revisionen nach vier Jahren statistisch signifikant auf einem 
5 %-Niveau. Daraus lässt sich schlussfolgern, dass der Pro-
duktionsfunktionsansatz systematisch verzerrte Resultate für 
die strukturellen Finanzierungssalden liefert. In der Mehrzahl 

Abbildung 2
Verzerrung der Ex-post-Revisionen des strukturellen Finanzierungssaldos (einschließlich 95 %-Konfidenzinter-
vall) gegenüber der Erstveröffentlichung bei Nutzung eines Produktionsfunktionsansatzes
in %, in Relation zum Produktionspotenzial

Quelle: EU-Kommission, IWF, OECD und eigene Berechnungen.
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den Revisionen der strukturellen Finanzierungssalden (ge-
schätzter Koeffizient α in Gleichung (4)) im umfragebasierten 
Ansatz deutlich geringer sind als im traditionellen Ansatz und 
sich nur unwesentlich von Null unterscheiden.

Dass es zu Revisionen im umfragebasierten Ansatz kommt, 
liegt nicht an nachträglichen Änderungen der Befragungs-
ergebnisse. Vielmehr hat das Hinzufügen von neuen Beob-
achtungen am aktuellen Rand einen geringfügigen Einfluss 
auf den langjährigen Mittelwert der Kapazitätsauslastung. 
Mit zunehmender Länge des Beobachtungszeitraums wer-
den diese Revisionen aber immer geringer werden.

Fazit

Es spricht vieles dafür, bei den strukturellen Finanzie-
rungssalden vom traditionellen Produktionsfunktions-
ansatz auf einen umfragegestützten Ansatz zu wech-
seln. Ein Produktionsfunktionsansatz, egal in welcher 
Form, ist der Öffentlichkeit nur schwierig zu vermitteln. 
Dass jedoch die Auslastung der Wirtschaft durch eine 
repräsentative Umfrage ermittelt und der Mittelwert der 
verfügbaren Zeitreihe das Normalniveau repräsentiert, 
sollte leichter zu transportieren sein. Die langfristige Aus-
geglichenheit der neu konstruierten Lücke ist schon de-
finitionsgemäß gegeben. Dazu bietet sie keinen großen 
Schwachpunkt zur politischen Einflussnahme. Viele der 
Teilnehmenden der repräsentativen Umfrage müssten 
ständig beeinflusst und zu immer extremeren Werten 
gedrängt werden, um dauerhaft die Lücke den eigenen 
finanzpolitischen Vorstellungen anzupassen. Das er-
scheint sehr abwegig und würde mit Sicherheit der Öf-
fentlichkeit nicht verborgen bleiben. Vor allem aber ist die 
Revisionsproblematik nahezu nicht mehr vorhanden und 
wird in absehbarer Zeit verschwinden.

damit positiv. Für eine Kapazitätsauslastung unter dem Nor-
malniveau ist das BIP kleiner als das Produktionspotenzial 
und damit die resultierende Produktionslücke negativ.

EU-weit wird die Frage zur Kapazitätsauslastung im Rahmen 
von repräsentativen Unternehmensbefragungen einmal im 
Quartal abgefragt. Die befragten Wirtschaftsbereiche de-
cken mit dem Produzierenden Gewerbe und den privaten 
Dienstleistungsunternehmen einen Großteil der Bruttowert-
schöpfung ab und sollten damit die Gesamtwirtschaft gut 
repräsentieren. Auch werden bei der Befragung implizit bei-
de Produktionsfaktoren, Kapital und Arbeit, berücksichtigt. 
So argumentiert die EZB (2007, 47, Fn. 2): „(S)urvey respon-
dents provide an answer about their overall resource utilisa-
tion, i. e. they consider both capital and labour inputs. This 
assumption is based on the overall content of the survey, 
which explicitly asks about various production constraints, 
including shortages of capital, labour and other inputs, sug-
gesting that respondents have all those production inputs in 
mind when evaluating their capacity utilisation.“

Um den gesamtwirtschaftlichen Auslastungsgrad zu er-
halten, wird ein gewichteter Durchschnitt der Reihen für 
das Produzierende Gewerbe und die privaten Dienstleis-
tungsunternehmen gebildet. Im Einklang mit dem Econo-
mic Sentiment Indicator der EU-Kommission entfallen da-
bei 4/7 auf das Produzierende Gewerbe und 3/7 auf den 
Dienstleistungssektor. Übereinstimmend mit der Vorge-
hensweise von Marcellino und Musso (2011) wird die Nor-
malauslastung der Kapazitäten als langfristiger Mittelwert 
der jeweiligen Zeitreihe definiert. Um das Ausmaß der 
Über- oder Unterauslastung und damit die konjunkturelle 
Lage (Y ) im Land l zu bestimmen, wird die Kapazitätsaus-
lastungslücke CUGl,t im Jahr t schließlich aus der Abwei-
chung der in Prozent gemessenen Kapazitätsauslastung 
CUl,t von ihrem langjährigen Mittelwert CUl  berechnet:

		

Mit der so entstandenen Reihe kann dann mit Hilfe einer 
angepassten Semi-Elastizität ein struktureller Finanzie-
rungssaldo gemäß Gleichung (1) ermittelt werden.8

Doch sind diese umfragegestützten strukturellen Finanzie-
rungssalden den traditionellen tatsächlich überlegen oder 
sind sie nicht mehr als eine bloße Rechenübung? In Abbil-
dung 3 sind die Revisionsgrößen (Mittelwert der absoluten 
Revisionen aller Jahre für jedes Land von einem Echtzeitda-
tenpunkt i zum nächsten i + 1) abgetragen. Diese liegen deut-
lich unter denen des Produktionsfunktionsansatzes. Zudem 
zeigt Abbildung 4, dass die systematischen Verzerrungen bei 

8	 Zur Konstruktion der Kapazitätsauslastungslücke sowie zur Anpas-
sung der Semi-Elastizität vgl. Göttert und Wollmershäuser (2021).

Abbildung 3
Ex-post-Revisionen des strukturellen Finanzierungs-
saldos bei Nutzung des umfragegestützten Ansatzes
in Prozentpunkten des Produktionspotenzials

Quelle: EU-Kommission, Eurostat, eigene Berechnungen.
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Jedoch ist bei den umfragegestützten strukturellen Finan-
zierungssalden noch ein Punkt offen: Die dargelegte Me-
thodik wurde bislang nur für eine Ex-Post-Bestimmung der 
Salden evaluiert. Für den Teil der Fiskalregeln, die zukünfti-
ge Haushaltspläne adressieren, steht eine Evaluation einer 
um Prognosewerte erweiterten Methode noch aus. Da sich 
die Prognose der Kapazitätsauslastung sehr eng an der 
Prognose des BIP selbst orientieren wird, sollten die aus 
Prognoserevisionen und Fehlern folgenden Anpassungen 
der Kapazitätsauslastungslücke nicht höher ausfallen als 
die entsprechenden Anpassungen der Produktionslücke.
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Abbildung 4
Verzerrung der Ex-post-Revisionen des strukturellen Finanzierungssaldos (einschließlich 95 %-Konfidenzinter-
vall) gegenüber der Erstveröffentlichung bei Nutzung des umfragegestützten Ansatzes
in %, in Relation zum Produktionspotenzial

Quelle: EU-Kommission, Eurostat, eigene Berechnungen.
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negatives Aufkommen.1 Die Tragweite dieses Steuerfalls 
wird besonders deutlich, wenn man die Einnahmen des 
Landes Rheinland-Pfalz aus dieser Steuerart über einen 
längeren Zeitraum betrachtet. Abbildung 1 zeigt, dass 
2021 das Aufkommensniveau der Vorjahre um mehr als 
das Doppelte übertroffen wurde.

Auch bei den nichtveranlagten Steuern vom Ertrag war im 
Dezember 2021 mit 1,4 Mrd. Euro ein ungewöhnlich hohes 
Monatsaufkommen zu verzeichnen (BMF, 2022b). Dieses 
war sogar höher als das Jahresaufkommen in den Vorjah-
ren und führte damit für 2021 zu einem Aufkommen, das 
mit 2,6 Mrd. Euro ebenfalls weit über dem Durchschnitt 
der Vorjahre lag.

Ausschlaggebend für diese Entwicklung dürfte die ful-
minante Geschäftsentwicklung eines Mainzer Impfstoff-
herstellers sein, die der Stadt Mainz einen derart spekta-
kulären Geldsegen verschafft, dass er sogar in der inter-
nationalen Presse Aufsehen erregte (The Guardian, 2021). 
Aufgrund weiterer Presseartikel lässt sich die Dimension 
dieses Steuerfalles zumindest bei der Gewerbesteuer und 
wegen des engen inhaltlichen Zusammenhangs damit auch 
bei der Körperschaftsteuer relativ genau eingrenzen (RND, 
2021; Hessenschau, 2021). Wegen der bereits erfolgten Na-
mensnennung des Impfstoffherstellers in den zuvor zitier-
ten Artikeln und der Pressemitteilung des Ministeriums der 
Finanzen Rheinland-Pfalz (FM RLP, 2021) kann dieser Steu-
erfall auch als „Biontech-Fall“ bezeichnet werden.

Es erscheint zwar äußerst plausibel, dass auch das au-
ßergewöhnlich hohe Aufkommen im Dezember bei den 
nichtveranlagten Steuern vom Ertrag im Zusammenhang 

1	 Von 2010 bis 2020 betrug das durchschnittliche Aufkommen im Mo-
nat November in Rheinland-Pfalz -5,9 Mio. Euro.

Mit der Versendung der vorläufigen Abrechnung des bun-
desstaatlichen Finanzausgleichs 2021 des Bundesminis-
teriums der Finanzen an die Länder (BMF, 2022a) wurde 
amtlich, was schon im Vorfeld kolportiert wurde (FM RLP, 
2021). Rheinland-Pfalz verzeichnete in den letzten Mona-
ten des Jahres 2021 ein außergewöhnlich hohes Steuer-
aufkommen und findet sich erstmals auf der Geberseite 
des Finanzausgleichs wieder. Diese Mehreinnahmen sind 
allein bei zwei Steuerarten und jeweils in einem einzigen 
Monat aufgetreten. Im November 2021 vereinnahmten die 
rheinland-pfälzischen Steuerbehörden bei der Körper-
schaftsteuer fast 1,7 Mrd. Euro (BMF, 2022b). Dabei ist 
der November kein Vorauszahlungsmonat und erbringt 
im Regelfall nur ein sehr geringes, bzw. häufig sogar ein 
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baren Statistiken vor, sodass die entsprechenden Zahlen 
bislang nur auf der Grundlage verschiedener Pressearti-
kel abgeschätzt werden können (vgl. Tabelle 1).

Nach den vorliegenden Informationen wurden 2021 Ge-
werbesteuerzahlungen in insgesamt ähnlicher Höhe geleis-
tet wie bei der Körperschaftsteuer. Der Löwenanteil entfällt 
auf die Stadt Mainz, wo Biontech seinen Unternehmenssitz 
hat. Daneben unterhält das Unternehmen Betriebstätten in 
Idar-Oberstein (ebenfalls Rheinland-Pfalz) sowie in Mar-
burg (Hessen) (inrlp.de, 2021; Hessenschau, 2021). Da die 
Gewerbesteuerhebesätze der drei Städte für das Jahr 2021 
bekannt sind, kann der Gewerbesteuermessbetrag, die rele-
vante Größe für weitere Verteilungsschritte, berechnet wer-
den (vgl. Tabelle 2): Diese Gewerbesteuerzahlungen bzw. 
die Gewerbesteuermessbeträge haben Auswirkungen auf 
verschiedene Finanzausgleichssysteme, die teilweise mit 
erheblicher zeitlicher Verzögerung eintreten. Hier kann nur 
der bundesgesetzlich geregelte Teil dieser Auswirkungen 
beleuchtet werden.

Die dargestellten Körperschaftsteuerzahlungen werden auf 
die Betriebsstättenländer zerlegt. Dabei wird durch Verweis 
im Zerlegungsgesetz (ZerlG) auf § 29 GewStG im Regelfall 
derselbe Verteilungsschlüssel wie bei der Verteilung der 
Gewerbesteuer(messbeträge) angewandt.2 Entsprechend 
der Anteile bei den Gewerbesteuermessbeträgen wird hier 
von einem Betrag von 200 Mio. Euro ausgegangen, der im 
Rahmen der Körperschaftsteuerzerlegung an das Land Hes-
sen wegen der Betriebsstätte von Biontech in Marburg fließt. 
Diese Zerlegung erfolgt quartalsweise nachlaufend, d. h. 
ein Teil der Körperschaftsteuereinnahmen, die im IV. Quar-
tal 2021 in Rheinland-Pfalz eingegangen sind, wird erst im I. 
Quartal 2022 an das Land Hessen abgegeben.

Von den Gewerbesteuereinnahmen müssen die Gemein-
den Umlagen einerseits an den Bund und das jeweilige 
Land nach bundesweit geltenden Regeln und anderer-
seits nach landesinternen Regeln z. B. an die Landkreise 
abführen. In diesem Beitrag werden ausschließlich die 
nach Bundesgesetz geregelten Umlagen betrachtet (vgl. 
Tabelle 3).3 Die Abrechnung des IV. Quartals erfolgt im 
Regelfall im Januar des Folgejahrs.

Finanzausgleichswirkungen des Biontech-Falles 2021

Selbst wenn man den außergewöhnlichen Steuerfall von 
Biontech als reinen Einmaleffekt ansieht, wird es über 
mehrere Jahre hinweg zu Folgewirkungen im System 
des bundesstaatlichen Finanzausgleichs kommen. Da-
bei schlägt sich in der aktuellen Jahresabrechnung des 

2	 § 2 Abs. 1 ZerlG.
3	 § 6 Gemeindefinanzreformgesetz.

mit der Geschäftsentwicklung des Mainzer Impfstoffher-
stellers steht, allerdings sind die genauen Hintergründe 
nicht bekannt, sodass im Weiteren darauf verzichtet wird, 
auch diese Aufkommensentwicklung dem Biontech-
Fall zuzurechnen. Aber schon allein die extreme Stei-
gerung des Körperschaftsteueraufkommens bewirkt, 
dass Rheinland-Pfalz erstmals als finanzstarkes Land im 
bundesstaatlichen Finanzausgleich erscheint. Ohne die 
Körperschaftsteuereinnahme von 1,7 Mrd. Euro läge die 
Finanzkraft unter dem Durchschnitt und Rheinland-Pfalz 
hätte Zuschläge im Finanzkraftausgleich (FKA) erhalten.

Allerdings sind damit die Wirkungen des Falls noch lange 
nicht vollständig erfasst. Zum einen ist dieser Steuerfall 
nicht auf die Körperschaftsteuer und das Jahr 2021 be-
schränkt, zum anderen sind zusätzlich die Auswirkungen 
auf weiteren Stufen des bundesstaatlichen Finanzaus-
gleichs zu berücksichtigen. Deshalb werden im Folgenden 
die durch den Biontech-Fall ausgelösten Finanzströme und 
die Folgewirkungen für das bundesstaatliche Finanzgefü-
ge genauer untersucht. Anzumerken ist, dass im Fall einer 
Berücksichtigung auch der erhöhten Einnahmen aus nicht-
veranlagten Steuern vom Ertrag die finanziellen Folgen des 
Biontech-Falles entsprechend größer ausfallen würden.

Finanzströme des Biontech-Falles

Das Jahr 2021 wurde wesentlich von den Auswirkungen 
der außergewöhnlich hohen Körperschaftsteuerzahlung 
im November bestimmt. 50 % des originären Aufkom-
mens verbleiben davon vorerst beim Land Rheinland-
Pfalz und werden im Rahmen des FKA in der Finanzkraft 
von Rheinland-Pfalz berücksichtigt. Die Zerlegung dieser 
Körperschaftsteuereinnahmen wird mit einer Verzöge-
rung von einem Quartal erst 2022 erfolgen.

Zusätzlich zur Körperschaftsteuer (KSt) wird auch die 
weitere Ertragsteuer der Unternehmen, die Gewerbesteu-
er (GewSt) fällig. Hierzu liegen jedoch noch keine belast-

Abbildung 1
Aufkommen der Körperschaftsteuer (vor Zerlegung) 
in Rheinland-Pfalz seit 2010

Quelle: Statistisches Bundesamt, BMF (2022b), eigene Darstellung.
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Pfalz Zuschläge von 164 Mio. Euro erhalten. Insgesamt 
führen die Mehreinnahmen bei der Körperschaftsteuer zu 
einer Verschlechterung im FKA von 451 Mio. Euro und folg-
lich zu einer Abschöpfungsquote von 53 %.

Gleichzeitig entfallen bei Rheinland-Pfalz auch die fi-
nanzkraftabhängigen allgemeinen Bundesergänzungs-
zuweisungen (BEZ), was einen zusätzlichen Verlust von 
36 Mio. Euro bedeutet. Darüber hinaus ist die Gewährung 
der 2020 neu eingeführten „Forschungs-BEZ“ nach § 11 
Abs. 6 Finanzausgleichsgesetz (FAG) ausdrücklich auf 
„leistungsschwache Länder“ beschränkt. Als nunmehr fi-
nanzstarkes Land kommt Rheinland-Pfalz nicht mehr als 
Empfänger infrage, womit das Land weitere Zuweisungen 
in Höhe von 77 Mio. Euro verliert.

Von dem originären Körperschaftsteuermehraufkommen 
in Höhe von 850 Mio. Euro verbleiben nach der Jahresab-
rechnung für 2021 somit lediglich 286 Mio. Euro in Rhein-
land-Pfalz. Wegen der zusätzlichen Verluste bei den BEZ 
steigt die Abschöpfungsquote auf über 66 %. Dabei macht 
sich die sogenannte Prämienregelung nach § 7 Abs. 3 FAG 
deutlich bemerkbar, wonach Rheinland-Pfalz 12 % der 
überdurchschnittlichen Mehreinnahmen nicht bei der Fi-
nanzkraft angerechnet werden. Ohne die Prämienregelung 
läge die Abschöpfungsquote sogar bei 72 %. 500 Mio. Euro 
fließen an die anderen Länder und auch der Bund wird we-
gen der im Saldo sinkenden BEZ zusätzlich zu den originä-
ren Steuermehreinnahmen um 34 Mio. Euro entlastet.

Das Ausgleichsjahr 2022

Im Ausgleichsjahr 2022 werden sich die Zahlungsströme, 
die Körperschaftsteuerzerlegung sowie die Abführung der 
Gewerbesteuerumlagen unmittelbar auswirken. Die finan-
ziellen Folgen für Rheinland-Pfalz sind jetzt davon abhän-
gig, in welcher finanziellen Ausgangsposition sich das Land 
2022 befindet, ob es weiter ein finanzstarkes Land bleibt 
oder wieder finanzschwach wird. Unter der (extrem rest-
riktiven) Annahme, dass der Biontech-Steuerfall ein reiner 
Einmaleffekt bleibt, also 2022 keine weiteren Körperschaft- 
bzw. Gewerbesteuerzahlungen erfolgen, würde sich auf 
Basis der Finanzkraftverhältnisse 2021 für Rheinland-Pfalz 
eine relative Finanzkraft von 98,9 % ergeben.4 Damit wäre 
das Land wieder Empfängerland im FKA und hätte An-
spruch auf allgemeine BEZ sowie auf Forschungs-BEZ.

Durch die Zerlegung der Körperschaftsteuer und durch 
den Zufluss des Länderanteils an der Gewerbesteuerum-

4	 Und bei Nichtberücksichtigung der Prämienregel nach § 7 Abs. 3 
FAG. Wird auch der Einmaleffekt bei den nichtveranlagten Steuern 
vom Ertrag zusätzlich berücksichtigt, sinkt die Finanzkraft von Rhein-
land-Pfalz sogar auf 95,8 %.

Tabelle 1
Annahmen: Zusätzliche Steuereinnahmen 2021
in Mio. Euro

Quelle: BMF (2022b), inrlp.de (2021), Hessenschau (2021), eigene Berech-
nungen.

Quelle: inrlp.de (2021), Hessenschau (2021), DIHK (2021), eigene Berech-
nungen.

Tabelle 3
Annahmen: Gewerbesteuerumlagen (GU) Bund/Land 
für die Gewerbesteuer 2021

Quelle: eigene Berechnungen auf Basis zuvor beschriebener Annahmen.

Körperschaftsteuer Gewerbesteuer

Finanzamt in Rheinland-Pfalz 1.700 Gemeindekassen der Städte 1.670

davon davon

Bund 850 Mainz 1100

Land 850 Idar-Oberstein 200

Marburg 370

Aufkommen
(in Mio. Euro)

Hebesatz
(in %)

Messbetrag 
(in Mio. Euro)

Mainz 1.100 / 440 = 250

Idar-Oberstein 200 / 420 = 48

Marburg 370 / 400 = 93

Summe 1.670 / 390

Messbetrag 
(in Mio. Euro)

Vervielfältiger	
(in %)

Umlage
(in Mio. Euro)

Gewerbesteuer-
Umlage Bund 390 x 14,5 = 57

Gewerbesteuer-
Umlage Land RP 298 x 20,5 = 61

Gewerbesteuer-
Umlage Land HE 93 x 20,5 = 19

Summe 137

Finanzausgleichs 2021 ausschließlich die Körperschaft-
steuerzahlung im November in Rheinland-Pfalz nieder.  
Das Jahr 2022 wird hingegen maßgeblich von den Aus-
wirkungen der Gewerbesteuerzahlungen 2021 auf die Ge-
meindefinanzkraft 2022 geprägt.

Das Ausgleichsjahr 2021

Die zusätzlichen Körperschaftsteuereinnahmen von 850 
Mio. Euro führen rechnerisch zu einer Erhöhung der relati-
ven Finanzkraft von Rheinland-Pfalz um 3,5 Prozentpunkte. 
Damit erreicht Rheinland-Pfalz erstmals eine überdurch-
schnittliche Finanzkraft und wird im FKA mit Abschlägen 
von 287 Mio. Euro ein finanzstarkes Land. Ohne diese Kör-
perschaftsteuereinnahmen von Biontech hätte Rheinland-

Tabelle 2
Rückrechnung Gewerbesteuer-Messbeträge 2021
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Gewerbesteueraufkommen von 55,8 Mrd. Euro bedeutet 
der Zuwachs der Gewerbesteuerkraft um 2,4 Prozentpunk-
te, dass Rheinland-Pfalz 2022 1,2 Mrd. Euro mehr Gewer-
besteuer angerechnet wird als im Vorjahr, wovon 75 % als 
zusätzliche Finanzkraft im FKA berücksichtigt werden. Iso-
liert betrachtet, ergibt sich allein durch die veränderte Ge-
werbesteuerkraft ein Finanzkraftzuwachs von rund 5 Pro-
zentpunkten. Damit wird Rheinland-Pfalz voraussichtlich 
auch 2022 ein finanzstarkes Land mit den entsprechenden 
Konsequenzen beim FKA und bei den BEZ.5

Wie Tabelle 6 zeigt, führt die 2021 gestiegene Gewerbe-
steuerkraft für Rheinland-Pfalz zu einer Verschlechterung 
im FKA von 629 Mio. Euro. Dazu kommen Verluste bei den 
allgemeinen BEZ von 90 Mio. Euro sowie der (nochmalige) 
Verlust der Forschungs-BEZ, sodass sich die Verluste im 
Finanzausgleich auf insgesamt 796 Mio. Euro summieren. 
Auch in Hessen kommt es wegen der gestiegenen Gemein-
definanzkraft zu Verlusten im Finanzausgleich, während alle 
anderen Länder um fast 1 Mrd. Euro entlastet werden.

Gesamteffekt

Insgesamt hat also der Biontech-Fall selbst dann 2022 
erhebliche finanzielle Auswirkungen, wenn man die un-
realistische Annahme trifft, dass 2022 keine weiteren Er-
tragssteuern vom Impfstoffhersteller abgeführt werden. 

5	 Bereinigt man die Berechnungsbasis zusätzlich um den Einmaleffekt 
bei den nichtveranlagten Steuern vom Ertrag ergibt sich zwar eine un-
terdurchschnittliche Finanzkraft für Rheinland-Pfalz, diese bleibt aber 
mit 99,7 % so nahe an der durchschnittlichen Finanzkraft, dass das 
Land weiterhin nicht leistungsschwach wird und damit keine allge-
meinen BEZ und keine Forschungs-BEZ beziehen kann.

lage sinkt im Saldo die Steuerkraft des Landes. Darüber 
hinaus sinkt auch die Steuerkraft der rheinland-pfälzischen 
Kommunen wegen der abfließenden Gewerbesteuerumla-
gen (Landes- und Bundesanteil). Insgesamt geht die relati-
ve Finanzkraft von Rheinland-Pfalz um weitere 1,1 Prozent-
punkte zurück. Bei Hessen kommt es dagegen zu einer Fi-
nanzkraftzunahme um +0,6 Prozentpunkte. Wie die Tabelle 
5 zeigt, werden die originären Verluste des Landeshaus-
halts von Rheinland-Pfalz durch den FKA und die finanz-
kraftabhängigen allgemeinen BEZ wegen der Anrechnung 
der gesunkenen Gemeindefinanzkraft sogar überkompen-
siert. Die ursprünglichen Steuermindereinnahmen von 139 
Mio. Euro verwandeln sich in ein Plus von 61 Mio. Euro.

Durch die hohe Biontech-Steuerzahlung, insbesondere 
an die Stadt Mainz, steigt jedoch die Gewerbesteuerkraft 
von Rheinland-Pfalz massiv an, was enorme Konsequen-
zen für den FKA 2022 hat, da nach § 8 Abs. 2 FAG die 
„im Ausgleichsjahr aufgekommenen einzelnen Realsteu-
ern im Verhältnis der länderweisen Grundbeträge dieser 
Steuern in dem dem Ausgleichsjahr vorausgehenden Ka-
lenderjahr verteilt werden“.

Die Gewerbesteuerzahlungen von Biontech 2021 an 
Mainz, Idar-Oberstein und Marburg entsprechen rechne-
risch einem Zuwachs an Grundbeträgen der Gewerbe-
steuer von rund 300 Mio. Euro in Rheinland-Pfalz und von 
etwas mehr als 90 Mio. Euro in Hessen. Auf der Basis der 
Gewerbesteuerkraft 2020 würde dies einen Zuwachs von 
fast 60 % für Rheinland-Pfalz bedeuten. Damit steigt der 
Anteil des Landes Rheinland-Pfalz am bundesweiten Ge-
werbesteueraufkommen um 2,4 Prozentpunkte, während 
sich alle anderen Länder (mit Ausnahme von Hessen we-
gen der Betriebsstätte Marburg) entsprechend verschlech-
tern, wie Abbildung 2 zeigt. Basierend auf dem bei der 
Abrechnung des Ausgleichsjahres 2021 berücksichtigten 

Tabelle 4
Auswirkung der Körperschaftsteuermehreinnahmen 
im Ausgleichsjahr 2021
in Mio. Euro

Quelle: eigene Berechnungen auf Basis zuvor beschriebener Annahmen.

Tabelle 5
Auswirkung der Körperschaftsteuerzerlegung und 
Gewerbesteuerumlagen im Ausgleichsjahr 2022
in Mio. Euro

Quelle: eigene Berechnungen auf Basis zuvor beschriebener Annahmen.

Rheinland-
Pfalz Hessen

übrige 
Länder Bund

KSt-Mehreinnahmen 850 850

Veränderung Finanzkraft 3,5 % -0,2 %

FKA -451 30 421 -

allgemeine BEZ -36 0 79 -43

übrige BEZ -77 0 0 77

Finanzausgleich insgesamt -564 30 500 34

Steuermehreinnahmen 
nach Finanzausgleich 286 30 500 884

Rhein-
land-Pfalz Hessen

übrige 
Länder Bund

KSt-Zerlegung -200 200

Gewerbesteuerumlage 61 19 57

Auswirkung vor Finanzausgleich -139 219 57

Veränderung Gemeindefinanzkraft 
(100 %) wegen Gewerbesteuerumlage -104 -32

Veränderung Finanzkraft -1,1 % 0,6 %

FKA 136 -124 -12 -

allgemeine BEZ 64 0 -2 -62

übrige BEZ 0 0 -9 9

Finanzausgleich insgesamt 200 -124 -24 -52

Wirkung nach Finanzausgleich 61 95 -24 4
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Ähnlich, wenn auch lange nicht so drastisch, ist die Si-
tuation in Hessen, wo über den Produktionsstandort 
Marburg ebenfalls hohe Gewerbesteuereinnahmen zu 
verzeichnen sind. Weiterhin stehen dem Land Anteile der 
Körperschaftsteuer zu, die über die Zerlegung 2022 kas-
senwirksam werden, sodass der Biontech-Fall zunächst 
knapp 600 Mio. Euro an Steuereinnahmen in die hessi-
schen Finanzkassen spült. Jedoch werden auch diese 
Einnahmen durch den bundesstaatlichen Finanzaus-
gleich gemindert, sodass letztlich lediglich rund 340 Mio. 
Euro im Land Hessen verbleiben. Auch hier ist festzuhal-
ten, dass das Steuerplus nahezu vollständig auf der kom-
munalen Ebene verzeichnet wird.

Weitere Profiteure dieses außergewöhnlichen Steuerfalls 
sind die anderen Länder und der Bund. Der starke An-
stieg der rheinland-pfälzischen Finanzkraft und der damit 
verbundene Wechsel vom Nehmer- zum Geberland führt 
dazu, dass die Finanzkraftzuschläge der finanzschwa-
chen Länder zunehmen und die Abschläge der anderen 
finanzstarken Länder sinken. Der Bund profitiert vor allem 
von seinem Anteil an der Körperschaftsteuer, aber auch 
von der Gewerbesteuerumlage, während sich im Saldo 
bei den BEZ eine Belastung ergibt.

Szenario-Analyse mit Steuermehreinnahmen 2022

Damit stellt sich die Frage nach den langfristigen Folgen 
von Biontech: Wie ausgeführt, hat der Steuerfall von Bion-
tech 2021 so weitreichende Auswirkungen, dass das bisher 
stets finanzschwache Land Rheinland-Pfalz wahrscheinlich 
für zwei Jahre ein finanzstarkes Land wird. Außerdem ist 
kaum damit zu rechnen, dass es bei einer nur einmaligen 
Steuerabführung des Impfstoffherstellers bleibt. Ange-
sichts der Entwicklung der weltweiten Coronapandemie ist 

Insgesamt kommt es zu den in Tabelle 7 dargestellten 
Zahlungsflüssen und Auswirkungen im Finanzausgleich 
2021 und 2022: Hier zeigt sich, dass von der ursprüngli-
chen Steuersumme von 3,37 Mrd. Euro, die im IV. Quartal 
2021 von Biontech vorwiegend in Mainz abgeführt wurde, 
nach Durchführung der Steuerverteilung und des Finanz-
ausgleichs nur knapp 750 Mio. Euro in Rheinland-Pfalz 
verbleiben. Es fließen nicht nur der Bundesanteil und die 
Zerlegungsanteile ab, sondern es kommt auch über die 
beiden Jahre zu enormen Finanzausgleichseffekten, die 
sich für das Land Rheinland-Pfalz auf insgesamt rund 
1,15 Mrd. Euro belaufen. Damit kommt es zu einer para-
doxen Situation: In Rheinland-Pfalz profitieren allein zwei 
Kommunen in einem enormen Umfang, da die Gewerbe-
steuerzahlungen weitgehend in den Kommunalkassen 
verbleiben (unter Ausblendung eventueller landesrecht-
licher Regelungen). Der Landeshaushalt weist dagegen 
trotz der hohen originären Körperschaftsteuermehrein-
nahmen unter Berücksichtigung aller Folgewirkungen ein 
Netto-Defizit von 450 Mio. Euro aus. Hierfür ist insbeson-
dere die gestiegene Gemeindesteuerkraft verantwortlich, 
die zu zusätzlichen Verlusten des Landes im FKA und bei 
den BEZ führt. Drastisch ausgedrückt führt der Biontech-
Fall dazu, dass die Stadt Mainz 2022 schuldenfrei sein 
wird, wie in verschiedenen Pressemeldungen zu lesen 
war, das Land Rheinland-Pfalz und damit – über den Au-
tomatismus des regelgebundenen kommunalen Finanz-
ausgleichs – auch alle anderen Kommunen in Rheinland-
Pfalz eventuell sogar weniger Geld zur Verfügung haben 
werden.6

6	 Selbst wenn man den Einmaleffekt der nichtveranlagten Steuern 
noch zum Biontech-Fall hinzurechnen würde, verbleibt für den Lan-
deshaushalt insgesamt ein Nettoverlust, da der Sondereffekt der 
nichtveranlagten Steuern vom Ertrag im Ausgleichsjahr für Rhein-
land-Pfalz allenfalls Nettomehreinnahmen nach Finanzausgleich von 
305 Mio. Euro gebracht hat.

Abbildung 2
Veränderung der Anteile an den Grundbeträgen der 
Gewerbesteuer durch den Biontech-Fall

Quelle: eigene Berechnungen auf Basis zuvor beschriebener Annahmen, 
eigene Darstellung.
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Tabelle 6
Auswirkung der veränderten Gewerbesteuerkraft im 
Ausgleichsjahr 2022
in Mio. Euro

Quelle: eigene Berechnungen auf Basis zuvor beschriebener Annahmen.

Rheinland-
Pfalz Hessen

übrige 
Länder Bund

zusätzliche Gewerbe-
steuergrundbeträge 2021 298 93 -

im FA 2022 zusätzlich berück-
sichtigte Gewerbesteuer (100 %) 1.331 262 -1.594 -

Veränderung Finanzkraft 4,9 % 0,6 %

FKA -629 -124 753  -

allgemeine BEZ -90 0 112 -21

übrige BEZ -77 0 108 -30

Finanzausgleich insgesamt -797 -124 972 -52
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Senkung des Hebesatzes für die Gewerbesteuer von 440 
auf 310 beschlossen (SWR, 2021). Auch Marburg plant 
nach den vorliegenden Informationen eine Senkung auf 
357 % (Mittelhessen, 2021). Lediglich Idar-Oberstein hat 
für 2022 den Hebesatz unverändert gelassen (Stadtrat 
Idar-Oberstein, 2021).7 Geht man von diesen Hebesätzen 
für 2022 aus und unterstellt, dass sich das Verhältnis von 
Körperschaftsteuerzahlung und Gewerbesteuermessbe-
trag gegenüber 2021 nicht ändert (d. h. die Gewerbesteu-
ermessbeträge der drei beteiligten Städte halbieren sich 
gegenüber dem Jahr 2021), ergeben sich die in Tabelle 8 
dargelegten Schätzungen für das Gewerbesteueraufkom-
men und die Gewerbesteuerumlagen 2022.

Unter diesen Annahmen belaufen sich die zusätzlichen 
Gewerbesteuereinnahmen 2022 auf rund 650 Mio. Euro, 
wovon 490 Mio. Euro in Rheinland-Pfalz und 160 Mio. 
Euro in Hessen aufkommen. Berücksichtigt man darüber 
hinaus die Körperschaftsteuerzahlungen, die Zerlegung 
zwischen Rheinland-Pfalz und Hessen sowie die Abfüh-
rungen der Gewerbesteuerumlagen, ergeben sich die in 
Tabelle 9 dargelegten originären Steuermehreinnahmen 
der verschiedenen staatlichen Ebenen 2022.

Für den Finanzausgleich des Ausgleichsjahrs 2022 sind 
dabei allerdings nur die Nettosteuerzuflüsse an die Länder 
Rheinland-Pfalz und Hessen von Bedeutung.8 Die Verän-
derung der Gewerbesteuerkraft wird wieder erst mit einer 
Verzögerung von einem Jahr im Finanzausgleich 2023 rele-
vant. Die Körperschaftsteuereinnahme (unter Berücksich-
tigung der Zerlegung) und der Zufluss an Gewerbesteue-
rumlage führen zu einer weiteren deutlichen Erhöhung der 
relativen Finanzkraft von Rheinland-Pfalz um 1,5 Prozent-
punkte, wodurch in der Modellrechnung für das Jahr 2022 
mit 104,2 % eine Finanzkraft erreicht wird, die deutlich 
über dem Durchschnitt liegt. Auch die hessische Finanz-
kraft steigt aufgrund der Zuflüsse im Rahmen der Körper-
schaftsteuerzerlegung und der Gewerbesteuerumlage, 
wenn auch lange nicht so stark wie im Nachbarland.

Da Rheinland-Pfalz bereits durch die Berücksichtigung 
der Realsteuerkraft 2021 zum finanzstarken Land wird, 
hat die weitere Steigerung der Finanzkraft jetzt nur noch 
Auswirkungen im FKA und es gibt keine weiteren Effekte 
bei den BEZ. Wie Tabelle 10 zeigt, steigen die Abschlä-
ge von Rheinland-Pfalz im Rahmen des FKA um 188 Mio. 
Euro, sodass dem Landeshaushalt Mehreinnahmen von 

7	 Vgl. Beschluss des Stadtrats von Idar-Oberstein in seiner Sitzung 
am 15. Dezember 2021 für den Stadthaushalt für 2022. In der mitbe-
schlossenen Haushaltssatzung wurde auch der GewSt-Hebesatz für 
2022 gleichbleibend mit 420 % beschlossen.

8	 Die möglichen Phasenverschiebungen um ein Quartal bei der Zer-
legung und bei den Gewerbesteuerumlagen werden aus Vereinfa-
chungsgründen hier nicht berücksichtigt.

davon auszugehen, dass die Nachfrage nach Corona-Impf-
stoffen weiter hoch bleiben wird und Biontech auch weiter-
hin Gewinne ausweisen – und versteuern – dürfte.

Über die künftig zu erwartenden Steuerabführungen kann 
nur spekuliert werden. Dennoch ist davon auszugehen, 
dass zumindest 2022 noch erhebliche Steuerzahlungen 
von Biontech zu erwarten sind. Da abzusehen ist, dass 
Rheinland-Pfalz auch 2022 ein finanzstarkes Land bleibt, 
werden zusätzliche Steuereinnahmen lediglich durch den 
FKA gemindert. Die zusätzlichen Effekte über die BEZ, die 
2021 noch eine bedeutende Rolle spielen, entfallen. Somit 
könnte Rheinland-Pfalz damit rechnen, dass weitere Kör-
perschaftsteuerzahlungen von Biontech nur noch zu etwa 
60 % abgeschöpft werden.

Um die Folgen für das System des bundesstaatlichen 
Finanzausgleichs 2022 abschätzen zu können, wird hier 
in einer Beispielrechnung unterstellt, dass 2022 etwa die 
Hälfte des den Steuerzahlungen 2021 zugrundeliegenden 
Gewinns anfällt und versteuert wird. Dies würde für Rhein-
land-Pfalz 2022 einen weiteren Zufluss an Körperschaft-
steuer von 850 Mio. Euro bedeuten, wovon nach Abfüh-
rung des Bundesanteils und der Zerlegungsanteile Hes-
sens knapp 330 Mio. Euro in der Landeskasse verbleiben 
würden. Etwas komplizierter ist die Abschätzung der zu 
erwartenden Mehreinnahmen bei der Gewerbesteuer, da 
nach den vorliegenden Informationen zumindest bei zwei 
beteiligten Städten deutliche Herabsetzungen der Hebe-
sätze zu erwarten sind. So hat die Stadt Mainz bereits die 

Tabelle 7
Gesamtwirkung des Biontech-Falles (als Einzelfall)
in Mio. Euro

Quelle: eigene Berechnungen auf Basis zuvor beschriebener Annahmen.

Rheinland-Pfalz Hessen

übrige 
Länder BundLand

Kom-
munen Land

Kom-
munen

2021

KSt-Mehreinnahmen 850 850

- Auswirkungen FA 2021 -564 30 500 34

Gewerbesteuer 1.300 370

Insgesamt 2021 286 1.300 30 370 500 884

2022

KSt-Zerlegung -200 200

Gewerbesteuerumlage 61 -104 19 -32 57

Veränderung Grundbetrag
GewSt 2021

(298) (93)

- Auswirkungen FA 2022 -596 -248 948 -104

Insgesamt 2022 -735 -104 -29 -32 948 -47

Insgesamt -450 1.196 1 338 1.448 837
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Dabei zeigt sich, dass für dieses Ziel zusätzliche Steu-
ereinnahmen bei etwa der Hälfte der im IV. Quartal 2021 
verzeichneten Mehreinnahmen des Biontech-Falles nötig 
wären. In der Szenario-Analyse wird eine Finanzkraft von 
exakt 100 % für Rheinland-Pfalz dann erreicht, wenn eine 
KSt-Zahlung von insgesamt 895 Mio. Euro erfolgt, die bei 
konstanten Verteilungsverhältnissen auch Gewerbesteu-
erabführungen von 688 Mio. Euro mit sich bringt. Die ge-
naue Verteilung der Steuermehreinnahmen sowie die dar-
aus folgenden Umlagen sind der Tabelle 11 zu entnehmen.

Hier zeigt sich ein paradoxes Ergebnis: Unter den getrof-
fenen Annahmen kommt es langfristig zu so großen nega-
tiven Finanzausgleichseffekten in Rheinland-Pfalz, dass 
von den ursprünglichen Mehreinnahmen der Landes- und 
Kommunalebene in Höhe von 832 Mio. Euro kaum etwas 
im Land verbleibt. Die Verluste des Landeshaushalts nach 
Finanzausgleich in Höhe von 446 Mio. Euro kompensieren 
fast vollständig die Gewinne der Kommunen mit 459 Mio. 
Euro. Dies liegt unter anderem daran, dass in diesem Sze-
nario negative Abschöpfungseffekte kumulativ auftreten:

•	 Der direkte Finanzkraftausgleichseffekt zusätzlicher 
eigener Einnahmen (KSt),

•	 der Finanzkraftausgleichseffekt über die gestiegene 
Gewerbesteuerkraft,

•	 beide verstärkt über die Wirkung der sinkenden bzw. 
wegfallenden BEZ.

Ein entscheidender Punkt für die extrem hohe Abschöp-
fungsquote von 98,5 % liegt aber darin, dass bei der Zu-
rechnung der Gewerbesteuer zur Finanzkraft des Landes 
Rheinland-Pfalz nicht die tatsächlichen Gewerbesteuer-
mehreinnahmen von 514 Mio. Euro berücksichtigt werden, 
sondern die Gewerbesteuerkraft. Vereinfacht ausgedrückt 
erhält man diese, wenn das Gewerbesteueraufkommen 
durch den jeweiligen tatsächlichen Hebesatz dividiert und 

169 Mio. Euro verbleiben. Diese Netto-Mehreinnahmen 
genügen aber nicht, die in Tabelle 7 abgeleiteten Verluste 
des Landeshaushalts aus dem Biontech-Fall 2021 auszu-
gleichen. Selbst unter optimistischen Annahmen über die 
weitere Gewinnentwicklung von Biontech wird der Lan-
deshaushalt in Rheinland-Pfalz kurzfristig hier nicht mit 
einer Entlastung rechnen können. 

Der überwiegende Teil der zu erwartenden (Körper-
schaft-)Steuermehreinnahmen von Biontech 2022 kommt 
mit 267 Mio. Euro den übrigen Ländern zugute, da die 
Zu- bzw. Abschläge im FKA entsprechend steigen bzw. 
sinken und die allgemeinen BEZ wegen der vergrößerten 
Finanzkraftdisparitäten zunehmen.

Bleibt Rheinland-Pfalz dauerhaft finanzstark?

Nach der bisherigen Analyse erscheint es durchaus wahr-
scheinlich, dass die enormen Sondereffekte im IV. Quar-
tal 2021 schon dazu führen, dass Rheinland-Pfalz auch 
im nächsten Jahr finanzstark sein wird. Darüber hinaus 
dürfte auch weiterhin mit einem positiven Effekt von Bi-
ontech auf das rheinland-pfälzische Steueraufkommen 
zu rechnen sein. Hier drängt sich die Frage auf, wie hoch 
das zusätzliche Steueraufkommen ausfallen müsste, da-
mit sich Rheinland-Pfalz auf Dauer als finanzstarkes Land 
etablieren kann. Zur Beantwortung dieser Frage wird im 
Folgenden ein stark vereinfachtes Szenario entwickelt. 
Ausgehend von den jetzigen Aufkommensrelationen zwi-
schen Körperschaft- und Gewerbesteuer, (bzw. exakter 
Gewerbesteuermessbeträgen) und unter der Annahme 
konstanter Hebe- und Umlagesätze wird in einer Zielwert-
analyse das Körperschaftsteueraufkommen der Firma 
Biontech ermittelt, mit dem Rheinland-Pfalz eine Finanz-
kraft von exakt 100 % erreicht. Hierbei wird das exorbi-
tante Aufkommen der nichtveranlagten Steuern vom Er-
trag im Dezember 2021 in Rheinland-Pfalz aus der Basis 
herausgerechnet, da mit diesem Aufkommen kaum auf 
Dauer gerechnet werden kann.

Tabelle 8
Geschätzte Gewerbesteuer und 
Gewerbesteuerumlagen für 2022
in Mio. Euro

Quelle: SWR (2021), Mittelhessen (2021), Stadtrat Idar-Oberstein (2021), 
eigene Berechnungen auf Basis zuvor beschriebener Annahmen.

Tabelle 9
Annahmen über zusätzliche Steuereinnahmen 2022
in Mio. Euro

Quelle: eigene Berechnungen auf Basis zuvor beschriebener Annahmen.

Messbetrag 
GewSt

Hebesatz 
(neu)

Gewerbe-
steuer

GU 
Land

GU 
Bund

Mainz 125 310 % 388 26 18

Idar-Oberstein 24 420 % 100 5 3

Rheinland-Pfalz 488 31

Marburg (Hessen) 46 357 % 165 9 7

Summe 195 653 40 28

Rheinland-Pfalz Hessen

BundLand
Kommu-

nen Land
Kom-

munen

Körperschaftsteuer 425 425

KSt-Zerlegung -100 100

Gewerbesteuer 488 165

Gewerbesteuerumlage 31 -52 9 -16 28

Steuermehreinnahmen vor Finanz-
ausgleich 356 435 109 149 453

nachr.: Gewerbesteuermessbetrag 149 46
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Allerdings sind hiermit erhebliche fiskalische Folgewirkun-
gen verbunden, die zu ausgesprochen problematischen 
Ergebnissen führen. Während der Großteil der kommuna-
len Steuermehreinnahmen auf ebenjener Ebene verbleibt, 
bezahlt der Landeshaushalt in dem hier analysierten Fall 
die neu gewonnene Finanzstärke mit Einbußen in hoher 
dreistelliger Millionenhöhe. Dass hiervon vor allem die 
anderen Länder und der Bund profitieren, ist allerdings 
systemimmanent. Neben dem hohen Ausgleichsgrad des 
FKA trägt auch die spezifische Ausgestaltung der vertika-
len Transfers nicht unwesentlich dazu bei.

Dies gilt insbesondere für die sogenannten Sonderbedarfs-
BEZ, vor allem für die BEZ zum Ausgleich unterproportio-
naler Mittel aus der Forschungsförderung nach § 11 Abs. 6 
FAG. Diese Ergänzungszuweisungen, deren Begründung in 
der Literatur bereits heftig hinterfragt wurde und die als ein 
Fremdkörper im Gefüge des Finanzausgleichs angesehen 
werden (Korioth, 2016; Scherf, 2020), führen aufgrund ihrer 
Konstruktion zu einem Guillotine-artigen Effekt. Sobald ein 
Land die Grenze der Leistungsschwäche, also eine Finanz-
kraft von 99,75 %, erreicht oder sogar finanzstark wird, fallen 
diese Zuweisungen schlagartig weg. Im Falle von Rheinland-
Pfalz hat dies einen Verlust von Zuweisungen in Höhe von 
77,5 Mio. Euro zur Folge. Der Effekt kann durchaus auch in 
die entgegengesetzte Richtung wirken. So scheint es ange-
sichts der aktuellen Finanzkraftentwicklung nicht unwahr-
scheinlich, dass auch Nordrhein-Westfalen, das nach der 
vorliegenden Abrechnung des BMF 2021 auf eine Finanz-
kraft von 99,9 % nach FKA abgerutscht ist, in absehbarer 
Zeit ein Anrecht auf diese Transfers des Bundes haben wird.

anschließend mit dem bundesdurchschnittlichen Hebesatz 
multipliziert wird. Die Normierung ist zur sachgerechten 
Ermittlung der kommunalen Finanzkraft zum Zweck des 
Finanzausgleichs und zur Vermeidung von Fehlanreizen 
unumgänglich. Ansonsten könnten durch Hebesatzsen-
kungen verursachte Aufkommensminderungen auf andere 
Länder abgewälzt werden (Scherf, 2000). Somit hängt die 
Veränderung der Gewerbesteuerkraft einer Gemeinde ne-
ben der Wachstumsrate des Gewerbesteueraufkommens 
auch maßgeblich vom Hebesatzverhältnis ab. Je stärker 
der individuelle Hebesatz vom durchschnittlichen Hebes-
atz nach unten abweicht, umso stärker ist der (kalkula-
torische) Zuschlag der Gewerbesteuerkraft, wie sich am 
Beispiel der Stadt Mainz eindrucksvoll zeigt: Da die Stadt 
Mainz ab 2022 den Hebesatz der Gewerbesteuer massiv 
auf 310 und damit weit unter den Bundesdurchschnitt von 
400 senkt, werden dem Land Rheinland-Pfalz in der Sze-
nario-Rechnung Gewerbesteuereinnahmen von 712 Mio. 
Euro zugerechnet. Diese werden zu 75 % im FKA berück-
sichtigt, sodass die Finanzkraft des Landes Rheinland-
Pfalz um 534 Mio. Euro und damit stärker als der tatsäch-
liche Zufluss an Gewerbesteuer steigt. Dies hat erhebliche 
zusätzliche Abschöpfungen im Finanzausgleich zur Folge. 
Dagegen kann Hessen mit der kleineren Betriebsstätte 
Marburg mit deutlich höheren verbleibenden Mehreinnah-
men rechnen, da es als finanzstarkes Land nicht von den 
negativen Abschöpfungseffekten der BEZ betroffen ist. 
Erst wenn Rheinland-Pfalz noch höhere Steuermehrein-
nahmen generieren kann, würde es auch dauerhaft größe-
re Nettogewinne erzielen können.

Fazit und Ausblick

Der Fall Biontech zeigt, dass der Wechsel vom finanz-
schwachen zum finanzstarken Land durchaus möglich ist. 

Tabelle 10
Auswirkungen unterstellter Steuermehreinnahmen 
im Finanzausgleich 2022
in Mio. Euro

Quelle: eigene Berechnungen auf Basis zuvor beschriebener Annahmen.

Tabelle 11
Szenario: Zusätzliches KSt-Aufkommen von 
Biontech von 895 Mio. Euro
in Mio. Euro

Quelle: eigene Berechnungen auf Basis zuvor beschriebener Annahmen.

Rhein-
land-Pfalz Hessen

übrige 
Länder Bund

Steuermehreinnahmen vor Finanz-
ausgleich 356 109 453

Veränderung Gemeindefinanzkraft 
(100 %) wegen GU -52 -16

Veränderung Finanzkraft 1,5 % 0,2 %

FKA -187 -42 229 -

allgemeine BEZ 0 0 43 -43

übrige BEZ 0 0 -5 5

Wirkung Finanzausgleich insgesamt -187 -42 267 -38

Wirkung nach Finanzausgleich 169 67 267 415

Rheinland-Pfalz Hessen

übrige 
Länder BundLand

Kom-
munen Land

Kom-
munen

KSt (nach Zerlegung) 342 106 448

Gewerbesteuer 514 174

Gewerbesteuerumlage 32 -55 10 -17 30

Mehreinnahme vor Finanz-
ausgleich 374 459 116 157 0 477

Veränderung Finanzkraft 4,2 % 0,5 %

FKA -533 -111 644 -

allgemeine BEZ -210 0 105 104

übrige BEZ -77 0 53 25

Finanzausgleich insgesamt -820 -111 802 129

Auswirkung insgesamt -446 459 5 157 802 607
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Auch ohne den ausdrücklichen Verweis auf die Leistungs-
schwäche als Anspruchsvoraussetzung dürfte der Bezug 
einer weiteren BEZ zumindest auf längere Frist fraglich 
sein. Ob Rheinland-Pfalz weiterhin, wie in § 11 Abs. 4 
festgelegt, BEZ wegen Kosten politischer Führung in Hö-
he von 48,3 Mio. Euro erhalten kann, hängt stark von der 
langfristigen Wirtschafts- und Steuerentwicklung in Mainz 
ab. Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-
richts dürfte es ausgesprochen problematisch sein, einem 
finanzstarken Land Sonderbedarfs-BEZ zu gewähren, da 
auch für diese Leistungen „im Regelfall“ gelten muss, dass 
„die Berücksichtigung von Sonderlasten nicht dazu führen 
(darf), dass die Finanzkraft des begünstigten Landes die 
durchschnittliche Finanzkraft der Länder nach dem hori-
zontalen Finanzausgleich übersteigt“ (BVerfGE 101, 158, 
S. 234). Sollte Rheinland-Pfalz aber dauerhaft ein finanz-
starkes Land werden, könnte der Bund auch diese BEZ 
aus verfassungsrechtlichen Gründen infrage stellen.

Am problematischsten erscheinen aber die Konsequenzen 
von Hebesatzsenkungen in einzelnen Kommunen. Diese 
können dazu führen, dass der Finanzkraft des jeweiligen 
Landes höhere Beträge zugerechnet werden, als bei der 
Gewerbesteuer tatsächlich aufkommt. Diese normierten 
Einnahmen werden seit der Reform der Bund-Länder-
Finanzbeziehungen 2020 zu 75 % in den FKA einbezogen 
– davor zu 64 %. Durch diesen Anstieg nimmt die Wahr-
scheinlichkeit zu, dass einem Land mehr Steuereinnahmen 
seiner Kommunen zugerechnet werden, als die Kommunen 
tatsächlich vereinnahmen. Die kommunalen Entscheidungs-
träger nehmen ihre Hebesatzautonomie wahr. Sie sind nicht 
– zumindest nicht unmittelbar – von diesen finanziellen Kon-
sequenzen betroffen, denn die höheren Finanzausgleichs-
leistungen belasten zunächst allein den Landeshaushalt.

Gelingt es Rheinland-Pfalz (und der Stadt Mainz) jedoch, 
den Biotechnologie-Standort nachhaltig zu stärken und 
zusätzliche Arbeitsplätze und Einkommen zu schaffen, 
könnte das durch die dort generierte Wertschöpfung 
entstehende Steueraufkommen auf eine breitere Basis 
gestellt werden. Auf diese Weise könnte ein Teil der hier 
identifizierten Abschöpfungseffekte der reinen Gewinn-
besteuerung und vor allem die negativen Auswirkungen 
auf den Landeshaushalt gemindert werden.
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•	 Das weltweit anhaltende Pandemie-Geschehen sorgt 
– etwa über die Schließung von Häfen oder fehlende 
Schiffsbesatzungen – nach wie vor für Störungen im 
internationalen Warenhandel. Einzelereignisse in der 
Logistik wie die Sperrung des Suezkanals verschärften 
zwischenzeitlich den Rückstau. Direkte Produktions-
ausfälle durch die Pandemie kommen hinzu.

•	 Ein deutlicher Nachfrageanstieg auf dem Markt für 
Halbleiter – durch eine coronabedingte Mehrnachfrage 
etwa für Laptops und durch technologische Mehrbe-
darfe für Elektroautos – trifft auf hoch ausgelastete und 
erst mittelfristig erweiterbare Angebotskapazitäten.

•	 Temporäre Angebotsausfälle, beispielsweise durch 
den Brand von Halbleiterfabriken in Asien oder auf 
dem Holzmarkt nach Waldbränden in den USA, haben 
die Engpässe zusätzlich verschärft.

Diese Produktionsprobleme bei den Unternehmen füh-
ren zu Versorgungsengpässen auf bestimmten Märkten, 
zu höheren Produktionskosten und teilweise zu höheren 
Verkaufspreisen. Im Sommer 2021 sah rund die Hälfte 
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Hubertus Bardt, Michael Grömling

Anhaltende Produktionslücken durch 
Vorleistungsengpässe
Die anhaltenden Probleme bei der Beschaffung von Vorleistungen belasten die deutsche 
Wirtschaft. Drei Viertel der Unternehmen berichten derzeit von Produktionsausfällen von 
im Durchschnitt 7 %. Erst ab dem zweiten Halbjahr 2022 wird sich die Situation deutlich 
verbessern. Aber auch im Jahr 2023 rechnet noch knapp die Hälfte der privatwirtschaftlichen 
Unternehmen mit Ausfällen. Neben den fehlenden Vorleistungen ist vor allem der 
Fachkräftemangel eine permanente Produktionsbremse.

Prof. Dr. Hubertus Bardt leitet den Bereich 

Wissenschaft am Institut der deutschen Wirtschaft (IW) 

in Köln und ist Honorarprofessor an der Heinrich-Heine-

Universität Düsseldorf.

Prof. Dr. Michael Grömling leitet die Forschungsgruppe 

Konjunktur am Institut der deutschen Wirtschaft (IW) in 

Köln und ist Professor für Volkswirtschaftslehre an der 

International University (IU), Campus Köln.

Der Mangel an Vorleistungen hat sich nach dem wirt-
schaftlichen Tiefpunkt der Coronakrise im Frühjahr 2020 
zu einer wesentlichen Bremse für den Aufschwung ent-
wickelt (Bardt et al., 2021a). Elektronische Bauteile, Bau-
materialien, Metalle, Chemikalien und Papier – die Liste 
der Vorprodukte mit Lieferschwierigkeiten ist lang. Teil-
weise können die notwendigen Teile zu höheren Preisen 
beschafft werden, damit die eigene Produktion am Lau-
fen gehalten wird. Vor allem der Automobilindustrie macht 
der Mangel an Halbleitern und elektronischen Bauteilen 
schwer zu schaffen. Die Produktion lag dort zuletzt auf 
Basis des Produktionsindexes um rund 50 % unter dem 
Niveau des Jahres 2018. Dies wirkt über die vielfältigen 
Verflechtungen in andere Wirtschaftsbereiche hinein, die 
ihrerseits unter Transportproblemen und Produktions-
behinderungen leiden. Nachdem die durch die Pande-
mie bedingte Produktionslücke (gegenüber dem Jahres-
durchschnitt 2019) der gesamten deutschen Industrie in 
Höhe von gut 30 % im Frühjahr 2020 bis zum Jahresende 
2020 auf knapp 4 % verringert werden konnte, ist sie im 
Jahresverlauf 2021 wieder deutlich auf zuletzt rund 10 % 
angewachsen. Diese Produktionslücke steht einem wei-
terhin wachsenden Auftragsbestand gegenüber.

Die Ursachen für diese Störungen in den internationalen 
Vorleistungsnetzwerken sind vielfältig:

•	 Die überraschend schnelle Erholung der Weltwirtschaft 
nach dem Tiefpunkt im Frühjahr 2020 hat zu einem 
Rückstau geführt. Gleichzeitig müssen sich Zuliefer- 
und Wertschöpfungsstrukturen nach dem plötzlichen 
Stillstand von 2020 und dem Stop-and-Go im Gefolge 
der weiteren Infektionswellen neu organisieren.
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men erwartet eine höhere Produktion oder Geschäftstä-
tigkeit als im Vorjahr, nur 15 % aller Firmen erwarten einen 
Rückgang gegenüber 2021. Gleichwohl konstatieren die 
vom IW befragten Unternehmen anhaltende Produktions-
ausfälle – in zeitlich unterschiedlicher Intensität:

Bezogen auf das vierte Quartal 2021 stellen drei Viertel 
der befragten Unternehmen (auf Basis von ungewichte-
ten Ergebnissen) Produktionsausfälle infolge fehlender 
Vorleistungen fest (vgl. Abbildung 1). Davon gehen 28 
Prozentpunkte in einer Größenordnung von bis zu 5 % an 
Produktionseinschränkung aus, weitere 24 Prozentpunk-
te von Einbußen bis zu 10 %. Knapp ein Viertel der Betrie-
be hatte im vierten Quartal 2021 mit großen Problemen 
zu kämpfen – dabei schätzen 17 % aller befragten Firmen 
ihre Produktionsausfälle auf bis zu 20 % und 6 % auf über 
20 %. Gut 1 % der Betriebe produzierte weniger als die 
Hälfte seines Normaloutputs. Die stärksten Produktions-
einschränkungen erfahren derzeit die Industrieunterneh-
men – darunter vor allem die Hersteller von Investitions-
gütern. Nur ein Zehntel der Investitionsgüterfirmen konn-
te im vierten Quartal 2021 reibungslos produzieren – im 
Dienstleistungssektor waren es dagegen fast 44 %.

Die IW-Befragung zeigt, dass gestörte Produktionsprozes-
se die Unternehmen auch 2022 die Konjunktur hierzulande 
belasten werden. Während im Vergleich zum vierten Quartal 
2021 das Belastungsniveau im ersten Halbjahr 2022 sogar 
leicht zunehmen dürfte, ist in der zweiten Jahreshälfte 2022 
eine spürbare Entlastung zu erwarten: Der Anteil der Betrie-
be ohne Beeinträchtigung steigt zunächst auf knapp 80 % 

der Unternehmen hohe oder mittlere Überwälzungsmög-
lichkeiten dieser höheren Produktionskosten auf ihre Ver-
kaufspreise (Bardt et al., 2021b). Dies hat aber auch zur 
Folge, dass sich zum einen die Nachfrage in diesen Märk-
ten nach den Einschränkungen infolge des Einbruchs 2020 
nicht vollständig erholen kann. Zum anderen gehen die 
nicht überwälzbaren Produktionskostenanstiege zulasten 
der Rentabilität und dies dämpft die Erholung der Investi-
tionen deutlich ab. Seit dem dritten Quartal 2020 war mit 
Blick auf die Ausrüstungsinvestitionen in Deutschland kein 
Fortschritt mehr zu beobachten (Bardt et al., 2021a).

Differenzierte Erholungszeiten

Die aufgezeigten Ursachen der gegenwärtigen Engpässe 
bei den Vorleistungen deuten auf unterschiedliche Zeit-
räume hin, in denen eine Normalisierung der Produktions-
prozesse stattfinden kann. Kurzfristige Vorleistungs- und 
Angebotsausfälle können zumeist zeitnah ausgeglichen 
werden. Das gilt auch für Einzelereignisse in der Logistik 
wie Bahnstreiks oder die Suez-Blockade, die gleichwohl 
in der gegenwärtig angespannten Situation stärker wirken 
als im Normalfall. Die Nachwirkungen der Coronakrise 
2020 in Logistik und Produktion sollten ebenfalls schritt-
weise zurückgehen. Mit kurz- und mittelfristigen Ausfällen 
aufgrund von erneuten und unerwartet starken Corona-
Ausbrüchen muss gleichwohl weiterhin gerechnet werden.

Bei den Halbleitern ist eine kurzfristige Verbesserung da-
gegen nicht zu erwarten (SIA, 2021). Der zusätzliche Nach-
frageanstieg konnte nicht durch freie Kapazitäten aufge-
fangen werden. Auch eine kurzfristige Kapazitätsauswei-
tung ist aufgrund der hohen Kosten und der notwendigen 
Planungsvorläufe nicht möglich. Eine Entspannung könnte 
allenfalls über die Nachfrageseite erfolgen: Mehranschaf-
fungen als direkte Folge der Coronakrise werden nicht 
erneut vorgenommen. Zudem dämpfen höhere Preise die 
Nachfrage. Perspektivisch dürften die verfügbaren Chips in 
wertschöpfungsintensiven Gütern wie Kraftfahrzeugen ein-
gesetzt werden. Hier liegt allerdings mit Blick auf Deutsch-
land und die hohe Bedeutung der Automobilwirtschaft im 
gesamtwirtschaftlichen Branchengefüge ein großes eng-
passbedingtes Konjunkturrisiko (Bardt et al., 2021a).

Betroffenheit der Unternehmen

Um die bestehenden und die in naher Zukunft erwarteten 
Produktionsausfälle in der deutschen Wirtschaft zu ver-
messen, wurden im Rahmen der IW-Konjunkturumfrage 
(Grömling, 2018) im November 2021 über 2.800 Unter-
nehmen nach dem Ausmaß und den Gründen ihrer Pro-
duktionsbeeinträchtigungen befragt. Zunächst ist festzu-
halten, dass für 2022 eine hohe konjunkturelle Zuversicht 
dominiert (Grömling, 2021). Fast die Hälfte der Unterneh-

Abbildung 1
Ausmaß der Produktionsbeeinträchtigungen wegen 
Vorleistungsproblemen und Produktionslücke

Anmerkungen: Anteil auf Basis ungewichteter Ergebnisse der IW-Kon-
junkturbefragung unter 2.842 Unternehmen in Deutschland im November 
2021. Produktionslücke (Produktionsausfall im Vergleich zur Normal-
produktion vor der Coronapandemie) auf Basis gewichteter Ergebnisse 
(nach Betrieben, Beschäftigten und Regionen).

Quelle: Institut der deutschen Wirtschaft.
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nicht berücksichtigt werden. Vielmehr dominieren unter-
nehmensnahe Dienstleister sowie Industrie- und Bauunter-
nehmen, wo die Produktionsbeeinträchtigungen aufgrund 
ihrer arbeitsteiligen Produktionsprozesse stärker auftreten.

Weitere Einschränkungen

Fehlende Vorleistungen sind nur ein Grund für Produkti-
onsausfälle in Unternehmen in Deutschland (vgl. Abbil-
dung 2). Gemäß der IW-Umfrage erwarten 27 % der Un-
ternehmen starke oder mittlere Beeinträchtigungen ihrer 
Produktion im Jahr 2022 durch fehlende elektronische 
Bauteile wie Halbleiter. Vor allem bei der Produktion von 
Investitionsgütern sind hier große Störungen angezeigt: 
Über 47 % dieser Betriebe sieht auch 2022 starke oder 
mittlere Beeinträchtigungen durch eine nicht ausreichen-
de Belieferung mit elektronischen Bauteilen auf sich zu-
kommen. 30 % aller befragten Firmen sind durch einen 
Mangel an sonstigen Vorleistungen beeinträchtigt. Das 
gilt für die Industrie und die Bauwirtschaft gleichermaßen. 

Die aktuellen Produktionsstörungen infolge fehlender Zulie-
ferungen resultieren auch aus Logistikproblemen. Dies trifft 
die Unternehmen sowohl bei der Zulieferung von Vorleistun-
gen als auch bei der eigenen Belieferung von Kunden. Mit 
Blick auf 2022 erwarten 35 % der Befragten mittlere oder 
starke Probleme in der Produktion durch Logistikengpäs-
se – darunter 10 Prozentpunkte in einem starken Ausmaß. 
Auch hier sind die größten Einschränkungen im Bereich der 
Industrie zu verorten. Während nur ein Fünftel der Indust-
riefirmen ohne Logistikprobleme agieren kann, sind es in 
der Bauwirtschaft gut 30 % und im Dienstleistungsbereich 
die Hälfte der vom IW befragten Unternehmen. In diesem 
Kontext können auch Infrastrukturprobleme in Deutschland 
aufgeführt werden. Knapp ein Fünftel aller Unternehmen 
führt Produktionsbeeinträchtigungen 2022 auf Infrastruk-

und geht dann auf 70 % zurück. Rund ein Drittel der Betriebe 
rechnet aber auch in der zweiten Jahreshälfte 2022 mit Pro-
duktionsausfällen in einer Größenordnung von mehr als 5 % – 
davon rund 3 Prozentpunkte mit Einbußen jenseits von 20 %.

Eine weitgehende mittelfristige Entspannung der Zuliefer- 
und Produktionsprobleme und der ihr zugrunde liegenden 
Ursachen erwartet vor dem Hintergrund der aktuellen In-
formationslage und der damit einhergehenden Verunsi-
cherungen offensichtlich nur gut die Hälfte der befragten 
Firmen. Gut ein Viertel geht auch für 2023 davon aus, dass 
Produktionsausfälle von bis zu 5 % des Normaloutputs 
eintreten. Gut 2 % aller Betriebe erwarten sogar einen 
Ausfall von über 20 %. Diese relative Entspannung gilt so-
wohl für die Dienstleister (mit ihrem aktuell deutlich gerin-
geren Belastungsniveau) als auch für die Industrie.

Ausmaß der Produktionslücken

In Abbildung 1 sind die Anteile von Unternehmen darge-
stellt, die am aktuellen Rand und für die nähere Zukunft ein 
bestimmtes Ausmaß an Produktionseinbußen infolge von 
gestörten Zulieferketten erwartet. Dabei werden die Unter-
nehmen unabhängig von ihrer Betriebsgröße berücksich-
tigt. Um eine Größenordnung für die damit einhergehenden 
gesamtwirtschaftlichen Produktionslücken zu erhalten, 
wird auf gewichtete Ergebnisse zurückgegriffen. Da in der 
Befragung kleine Unternehmen (weniger als zehn Beschäf-
tigte) nicht berücksichtigt werden, halten sich die Unter-
schiede zwischen gewichteten und ungewichteten Ergeb-
nissen in engen Grenzen. Zudem muss bei der Schätzung 
einer gesamtwirtschaftlichen Produktionslücke das Inter-
vall hinsichtlich der Betroffenheit normiert werden. Dazu 
wurde die Mitte des jeweiligen Intervalls gewählt.

Auf Basis dieser Schätzungen und der vom IW befrag-
ten Wirtschaftsbereiche ergibt sich für das vierte Quartal 
2021 eine Produktionslücke in den der Befragung zugrun-
de liegenden Wirtschaftsbereichen – Industrie, Bauwirt-
schaft und Teile der privatwirtschaftlichen Dienstleister 
– in Höhe von 7 %. Gemäß dieser Schätzung gehen die 
gesamtwirtschaftlichen Produktionsausfälle im ersten 
Halbjahr 2022 auf nur knapp 7 % zurück und im zweiten 
Halbjahr 2022 dürften sie sich auf knapp 5 % belaufen.

Abbildung 1 zeigt, dass auch im Jahr 2023 die angebots-
seitigen Störungen im gegenwärtigen Urteil der Unter-
nehmen nicht behoben sein werden (Leiss und Wohlrabe, 
2021). Die damit einhergehende Produktionslücke dürfte 
dann schätzungsweise bei 3 % im Vergleich mit einer Ge-
schäftslage ohne Vorleistungs- und Produktionsstörungen 
liegen. Dabei ist zu bedenken, dass in der IW-Konjunk-
turumfrage der gesamte öffentliche Sektor und Teile der 
privatwirtschaftlichen Dienstleister (wie das Finanzwesen) 

Anmerkungen: Anteil auf Basis ungewichteter Ergebnisse der IW-Konjunk-
turbefragung unter 2.842 Unternehmen in Deutschland im November 2021.

Quelle: Institut der deutschen Wirtschaft.

Abbildung 2
Gründe von Produktionsproblemen
Anteil von Unternehmen, die starke oder mittlere Produktionsbeeinträch-
tigungen für 2022 erwarten, in % aller Unternehmen
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Abbildung 1 hat gezeigt, dass sich die Produktionsstörungen 
infolge von fehlenden Vorleistungen 2022 nicht vollständig 
zurückbilden. Vielmehr dürften sie sogar über das Jahr hi-
naus anhalten, allerding in deutlich abgeschwächter Weise. 
Eine Abschwächung wird auch für die in Abbildung 2 dar-
gestellten konkreten Produktionsstörungen von den Unter-
nehmen erwartet. Besonders deutlich ist der Rückgang bei 
den Behinderungen infolge fehlender sonstiger Vorleistun-
gen. Der Anteil der in starkem oder mittlerem Ausmaß be-
einträchtigten Unternehmen ist mit Blick auf das Gesamtjahr 
2022 um 8 Prozentpunkte niedriger als zum Befragungszeit-
punkt im November 2021. Hier erwarten die Unternehmen 
eine schrittweise Auflösung der Engpässe. Gleiches gilt für 
die Logistikprobleme mit einem Minus von 4 Prozentpunk-
ten. Bei Elektronikbauteilen wird dagegen mit kaum einer 
Verbesserung gerechnet. Dabei geht allerdings der Anteil der 
stark betroffenen Unternehmen deutlich von 15 % auf 9 % 
zurück und der Anteil der im mittleren Ausmaß beeinträch-
tigten Betriebe steigt entsprechend an. Das Halbleiterprob-
lem dürfte nach Ansicht der Unternehmen also auch 2022 
prägen. Zunehmende Sorgen gibt es hingegen bezüglich der 
Cyberattacken (+3 Prozentpunkte), hinsichtlich der Energie-
versorgung und durch fehlende Fachkräfte (jeweils 4 Pro-
zentpunkte). Während die kurzfristigen Produktionshemm-
nisse abnehmen, ist bei den längerfristigen Unternehmens
risiken eine zunehmende Besorgnis zu beobachten.
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turmängel zurück. Dabei tragen zum einen die Verkehrs-
beschränkungen bei – anekdotisch erkennbar an mehreren 
Brückensperrungen in Deutschland. Zum anderen können 
hier auch die allgemeinen Schwierigkeiten mit der digitalen 
Infrastruktur genannt werden. Eine unsichere Energiever-
sorgung stellt für die Geschäftsabläufe in den Unternehmen 
ein unterschiedlich hohes Produktionsrisiko dar. Insbeson-
dere die energieintensiven Produktionsprozesse in der In-
dustrie dürften durch eine stockende Energieversorgung 
stark belastet werden. Jedenfalls sehen 23 % der Indust-
riebetriebe mögliche starke oder mittlere Beeinträchtigun-
gen – im Dienstleistungssektor liegt der entsprechende 
Anteil aber auch bei 19 %. Die Informations- und Kommu-
nikationstechnologien, die hier breitflächig zur Anwendung 
kommen, erfordern ebenfalls eine hohe Versorgungssicher-
heit. Immerhin 16 % aller Unternehmen messen auch den 
Produktionsausfällen infolge von Cyberattacken eine starke 
oder mittlere Bedeutung zu. Hier sind es insbesondere die 
Dienstleister, die mit Blick auf das Jahr 2022 von einer er-
höhten Vorsicht geprägt sind.

Die gegenwärtig schwache Investitionstätigkeit in 
Deutschland ist zum einen von der bestehenden Verun-
sicherung durch die Coronapandemie geprägt. Die Er-
holung und die Bedienung des mittlerweile aufgestauten 
Investitionsbedarfs in Deutschland wird allerdings auch 
durch eine eingeschränkte Verfügbarkeit von Investitions-
gütern zurückgehalten (Bardt et al., 2021a). Gemäß der 
IW-Konjunkturumfrage vom November 2021 sprechen 
17 % der Unternehmen von Produktionsproblemen im 
Jahr 2022, weil sie nicht in ausreichendem Niveau an In-
vestitionsgüter kommen. Dies gilt in besonderem Ausmaß 
für die Bauwirtschaft und im Dienstleistungssektor für den 
Bereich Transport und Logistik. Hier dürften sich insbe-
sondere die Produktionsprobleme in der Automobilwirt-
schaft zu einem Investitionshindernis entwickelt haben.

Mit Blick auf das Produktionspotenzial und die möglichen 
Auswirkungen der Pandemie kommt neben dem Investiti-
onsgeschehen auch dem Faktor Arbeit eine entscheiden-
de Bedeutung zu. 56 % der befragten Unternehmen sehen 
für 2022 Produktionshemmnisse, weil Fachkräfte fehlen 
(DIHK, 2021). Davon sprechen sogar 25 Prozentpunk-
te von starken Produktionsstörungen. Diese Situation ist 
mittlerweile ein langfristiges Problem in Deutschland – das 
zudem auch die Investitionstätigkeit der Unternehmen zu-
rückhält (Grömling, 2017).

Title: Persistent Production Gaps Due to Input Bottlenecks
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of skilled workers is a permanent brake on production.
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Am 24. November 2021 trat das neue Infektionsschutzge-
setz in Kraft, das die 3G-Regelung am Arbeitsplatz sowie 
die Homeofficepflicht zur Verringerung des Infektionsge-
schehens enthält. Aus der Pflicht zu 3G und der damit ver-
bundenen Überprüfung ergab sich erstmals seit Beginn der 
Pandemie die Möglichkeit, diese Anteile auf betrieblicher 
Ebene abzubilden. Dies ist eine wichtige Änderung, da die 
bisherigen Entscheidungen über pandemiebezogene Maß-
nahmen im Bereich der Wirtschaft vor allem aus Annahmen 
sowie Übertragungen aus anderen Datenquellen (z. B. der 
allgemeinen Impfquote) abgeleitet wurden. Um eine wirk-
same Pandemiepolitik auch effizient zu gestalten, d. h. ins-
besondere nicht mehr Schaden insgesamt (und häufig an 
anderer Stelle) zu erzeugen als Nutzen zu erbringen, sind 
genaue(re) Kenntnisse der Betroffenheit erforderlich.

Durch die Erhebung des Impf- und Genesenenstatus (2G), 
ergänzt um die Zahlen von Antigen-Schnelltests sowie den 
Beschäftigtenanteil im Homeoffice können wichtige Hin-
weise auf die allgemeine Gefährdungslage im wirtschaft-
lichen und beruflichen Alltag sowie auf den damit verbun-
denen organisatorischen Aufwand in den Betrieben gege-
ben werden. Die Informationen auf Betriebsebene spiegeln 
einen wichtigen Teil der tatsächlichen Infektionsgefahren 
für die Beschäftigten wider, da sie einen Großteil des Ta-
ges – sofern nicht mobil arbeitend – in diesem Umfeld ver-
bringen. Zudem können Ansatzpunkte zur Steigerung der 
Impfquoten aufgezeigt werden. Die nachfolgenden Ergeb-
nisse tragen damit beispielhaft zu einer Verbesserung der 
Informationsbasis bei. Durch eine regelmäßige, genauere 
Abbildung könnten kurzfristig anstehende Entscheidungen 
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und wirtschaftspolitische Eingriffe zielgenauer entwickelt 
werden. Es muss aber darauf hingewiesen werden, dass 
mit Blick auf das mitunter dynamische Pandemiegesche-
hen die Ergebnisse nur eine Momentaufnahme der Situa-
tion in Niedersachsen in der ersten Dezemberhälfte 2021 
geben können. So hatte die fünfte Welle (Omikron-Varian-
te) zum Zeitpunkt der Erhebung noch nicht begonnen.

Datenbasis

In einer Online-Blitzumfrage vom 8. bis 14. Dezember 2021 
von den Unternehmerverbänden Niedersachsen (UVN), IHK 
Hannover, creditreform und dem Institut für Wirtschaftspo-
litik der Leibniz Universität Hannover wurden Unternehmen 
in Niedersachsen zum Anteil geimpfter und genesener Be-
schäftigter, zur Zahl der täglichen Tests sowie den Anteilen 
im Homeoffice (zeitweise und permanent) befragt. Die Kon-
zeption der Befragung erfolgte in Kooperation von UVN und 
dem Institut für Wirtschaftspolitik der Leibniz Universität 
Hannover. Kontaktiert wurden Unternehmen in den Vertei-
lern des Instituts der Norddeutschen Wirtschaft (INW), der 
IHK Hannover und von creditreform Hannover.
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Die Stichprobe der antwortenden Betriebe (Stand: 
14.12.2021, 10.30 Uhr) umfasst 743 Unternehmen, in denen 
insgesamt 87.411 Beschäftigte tätig sind. Auswertbare Fälle 
zu einzelnen Fragen können aufgrund fehlender Antworten 
abweichen. Plausibilitätschecks gegenüber offenkundig 
falschen Eintragungen wurden im Online-Befragungsinstru-
ment berücksichtigt. Datenbereinigungen waren aufgrund 
der kurzen klaren Fragestruktur nur in wenigen Fällen erfor-
derlich. Folgende Änderungen und Anpassungen wurden 
vorgenommen: Ersetzt wurde der 2G-Status (geimpfte oder 
genesene Beschäftigte), wenn die Angabe zum Impfstatus 
(geimpfte Beschäftigte) durch die Befragten maßgeblich 
verstanden wurde. Für die Auswertungen wurden aus den 
Angaben in absoluten Werten zu Beschäftigten, Geimpften 
oder Genesenen usw. Quotienten auf Betriebsebene be-
rechnet, die eine Abbildung der Durchschnittsanteile über 
die Betriebe erlauben. Ergänzend wurden beschäftigungs-
gewichtete Quotienten berechnet, um die durchschnittli-
chen Beschäftigungsanteile ausweisen zu können. 

Die Stichprobe ist eine Gelegenheitsstichprobe und nicht 
repräsentativ für alle Unternehmen und Beschäftigten in 
Niedersachsen. Daher können für die folgenden Auswer-
tungen keine Hochrechnungen vorgenommen werden. Die 
Ergebnisse spiegeln aber eine grundlegende Tendenz über 
die 2G-Situation in niedersächsischen Betrieben sowie zu 
den Unterschieden zwischen Branchen und Betriebsgrö-
ßen im Dezember 2021 wider. Da die Angaben auf Betriebs
ebene erfolgen, ergeben die Angaben nicht direkt ein Bild 
der Gesamtsituation für die Beschäftigten in den Sektoren, 
nach Betriebsgrößen oder in den Branchen allgemein. Der 
Blick auf die durchschnittliche 2G-Quote im Unternehmen 
gibt vielmehr einen wichtigen Hinweis auf den durchschnitt-
lichen Gefährdungsgrad am Arbeitsplatz. Im Gegensatz zu 
Aussagen auf Bevölkerungsebene wird so der individuellen 
betrieblichen Situation und damit der Alltagswirklichkeit der 
Beschäftigten in den Betrieben explizit Rechnung getragen.

Einige Einschränkungen durch die Wahl der Untersuchungs-
methode sind aber zu beachten: Unter der Annahme, dass 
Beschäftigte auf eine Offenlegung verzichten und stattdes-
sen durch regelmäßige Testungen den 3G-Status nachwei-
sen können, stellen die berechneten 2G-Quoten eine Un-
tergrenze des tatsächlichen 2G-Status in den Unternehmen 
dar. Die tatsächlichen Quoten wären in diesen Unternehmen 
dann höher. Daneben könnte das Antwortverhalten mit dem 
2G-Status im Betrieb zusammenhängen. Betriebe mit be-
sonders hohen oder niedrigen Impf- bzw. 2G-Quoten könn-
ten vermehrt an der Befragung teilgenommen haben. In die-
sem Fall würden die tatsächlichen Quoten über- bzw. unter-
schätzt. Zudem beruhen alle Angaben auf Einschätzungen 
von Entscheider:innen in den Betrieben; die Genauigkeit kann 
dabei, z. B. mit zunehmender Betriebsgröße und/oder hohem 
Beschäftigtenanteil, der permanent mobil arbeitet, variieren.

Empirische Ergebnisse

Stichprobenzusammensetzung

Die Stichprobenzusammensetzung im Hinblick auf die 
sektorale Verteilung und die Anteile der Betriebsgrößen-
klassen ist in Tabelle 1 dargestellt. Bedingt durch den 
genutzten Adressverteiler sind Betriebe aus der Industrie 
im Vergleich zur tatsächlichen Situation überrepräsen-
tiert, Handel und Dienstleistungen unterrepräsentiert. Aus 
demselben Grund ist auch der Anteil der Kleinstbetriebe 
geringer als der tatsächliche, die Anteile kleiner, mittlerer 
und großer Unternehmen sind entsprechend größer. Et-
wa 97 % der befragten Betriebe sitzen in Niedersachsen, 
wovon rund 40 % aus der Region Hannover stammen. 
Mit großem Abstand folgen Osnabrück (10 %), Celle (5 %) 
und Verden (4 %). Die übrigen Anteile verteilen sich relativ 
gleichmäßig über die Gesamtfläche des Bundeslandes.

Geimpfte und Genesene: 2G-Quote

Tabelle 2 zeigt die Anteile der Beschäftigten, die einen 
Impf- oder Genesenennachweis (2G-Nachweis) vorwei-
sen können, in Bezug zu allen Beschäftigten im Betrieb. In 
der ersten Spalte sind die Mittelwerte über die Anteile aller 
Betriebe (insgesamt sowie nach Sektoren, Betriebsgrößen 
und ausgewählten Branchen) dargestellt. In der zweiten 
Spalte sind die nach Zahl der Beschäftigten gewichteten 
Mittelwerte präsentiert. Während die erste Spalte also den 
Mittelwert über alle befragten Unternehmen zeigt und da-
mit den durchschnittlichen Alltag bzw. die betrieblichen 
Kontakte wiedergibt, bleiben Größenunterschiede unbe-
rücksichtigt. Diese werden in der zweiten Spalte berück-
sichtigt und bilden näherungsweise die Situation für die 
Beschäftigten insgesamt ab. Außerdem wird der Median 
ausgewiesen. Er gibt an, wie hoch der Beschäftigtenanteil 
mit Impf- oder Genesenennachweis in der Hälfte der Be-
triebe ist. D. h., in der einen Hälfte der Betriebe liegt er unter 
dem angegebenen Anteil, in der anderen Hälfte darüber. 
Vervollständigt wird die Tabelle durch Angaben zur Zahl 
der antwortenden Unternehmen und der darin tätigen Be-
schäftigten. Die Tabellen für die übrigen Ergebnisse glie-
dern sich analog, um die Vergleichbarkeit zu verbessern.

Vor dem Hintergrund einer möglichst hohen Immunität zur 
Beendigung der Pandemie bzw. zur Verringerung der ge-
sundheitlichen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen 
Schäden zeigt sich mit einem Anteil von 89,3 % im Mittel der 
antwortenden niedersächsischen Betriebe insgesamt eine 
sehr hohe 2G-Quote. Auch wenn dieser Anteil aufgrund un-
terschiedlicher Unternehmensgrößen nicht dem Anteil der 
2G-Quote der beschäftigten Bevölkerung entspricht, ist er 
für wirtschaftspolitische Entscheidungen, die alle Unter-
nehmen in gleicher Weise betreffen, relevant, weil das Ar-
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Tabelle 1
Struktur der Stichprobe

1 bis zur letzten Seite durchgeklickt.  2 Erbringung von Finanz- und Ver-
sicherungsdienstleistungen, von freiberuflichen, wissenschaftlichen und 
technischen Dienstleistungen, von sonstigen Dienstleistungen und von 
sonstigen wirtschaftlichen Dienstleistungen.  3 alle nicht ausgewiesenen 
Branchen (ohne fehlende Angabe).

Anmerkung: Die Summen über die Sektoren bzw. Betriebsgrößen wei-
chen aufgrund fehlender Angaben von „Insgesamt“ ab. Alle Anteile ohne 
fehlende Angaben.

Quelle: UVN, IHK Hannover, creditreform und Institut für Wirtschaftspoli-
tik der Leibniz Universität Hannover (2021).

beitsumfeld einen wichtigen Aspekt potenzieller Kontakte 
darstellt. Die 2G-Quote der innerbetrieblichen Umgebung 
gibt einen Hinweis auf das Risiko von Ansteckungen bzw. 
Erkrankungen mit einem schweren Verlauf am Arbeitsplatz.
Gewichtet nach Beschäftigtenzahl lag der Anteil in der ers-
ten Dezemberhälfte bei 83,3 %. Dies ist ein Hinweis, dass 
die 2G-Quoten in größeren Unternehmen geringer als in 
kleineren sind. Hierfür sind vermutlich organisatorische As-
pekte eine Erklärung, wie z. B. die höhere Anonymität der 
Belegschaft in Großunternehmen.1 Die Impfquote (nicht 

1	 Da Großbetriebe in der Stichprobe stark überrepräsentiert sind, wür-
de das zugleich für eine Unterschätzung der Impfquote sprechen (alle 
anderen möglichen Verzerrungen einmal außer Acht gelassen).

ausgewiesen) lag nur leicht unter der 2G-Quote und zeigt 
in allen Differenzierungen sehr ähnliche Tendenzen. Die be-
schäftigungsgewichtete Impfquote lag bei 80,2 %. Sie war 
etwas höher als die offizielle Impfquote von 78 %, die das 
RKI für Niedersachsen in der Altersgruppe 18 bis 59 Jahre 
auswies (Stand: 15.12.2021; NDR, 2021). Die Unterschiede 
zwischen ungewichteter und gewichteter 2G-Quote oder 
auch zwischen ungewichteter und gewichteter Impfquote 
machen deutlich, dass differenzierte Maßnahmen speziell 
in größeren Unternehmen sinnvoll erscheinen.

Die Größenunterschiede bestätigen sich auch in den dif-
ferenzierten Zahlen: Während die 2G-Quoten bei kleinsten 
bis mittleren Unternehmen zwischen 88,3 % und 90,7 % 
(gewichtet: 89,2 % bis 90,9 %) lagen, waren sie bei den 
Großbetrieben in der Stichprobe mit 83,8 % (ungewichtet) 
bzw. 79,6 % (gewichtet) etwas geringer. Diese Werte wer-
den aber durch einzelne Unternehmen mit noch geringeren 

Betriebe Beschäftigte

N Anteil (%) N Anteil (%)

Insgesamt1 743 - 87.411 -

Nach Sektoren

Landwirtschaft 7 1,1 173 0,2

Industrie 261 41,8 44.166 54,1

Dienstleistungen 357 57,1 37.264 45,7

Nach Betriebsgrößen

Kleinstunternehmen 176 24,5 981 1,1

Kleinunternehmen 276 38,4 7.268 8,3

Mittlere Unternehmen 204 28,4 24.221 27,7

Großbetriebe 63 8,8 54.941 62,9

Nach ausgewählten Branchen

Baugewerbe 149 23,8 15.970 19,6

Dienstleistungen2 164 26,2 16.533 20,3

Energieversorgung 12 1,9 13.812 16,9

Gastgewerbe 10 1,6 427 0,5

Gesundheits- und Sozialwesen 38 6,1 8.385 10,3

Handel 39 6,2 2.090 2,6

Information und Kommunikation 25 4,0 2.219 2,7

Verarbeitendes Gewerbe 91 14,6 13.768 16,9

Verkehr und Lagerei 49 7,8 4.465 5,5

Sonstige3 48 7,7 3.934 4,8

Durchschnitt

Median
(%)

N 	
Be-

triebe

N 
Beschäf-

tigte
(ungewich-

tet, %)
(gewichtet, 

%)2

Insgesamt 89,3 83,3 92,9 693 83.282

Nach Betriebsgrößen

Kleinstunterneh-
men 88,3 89,2 100,0 174 964

Kleinunternehmen 90,7 90,9 93,3 267 6.977

Mittlere Unterneh-
men 89,8 89,4 91,5 192 22.540

Großbetriebe 83,8 79,6 88,5 60 52.801

Nach ausgewählten Branchen

Baugewerbe 86,3 86,2 89,6 142 15.066

Dienstleistungen3 89,7 76,3 95,5 157 16.140

Energieversorgung 81,7 76,7 91,2 12 13.812

Gastgewerbe 91,8 92,5 96,5 10 427

Gesundheits- und 
Sozialwesen 92,7 92,2 93,6 36 6.790

Handel 91,2 91,6 93,3 37 1.815

Information und 
Kommunikation 84,1 59,6 93,3 25 2.219

Verarbeitendes 
Gewerbe 91,3 88,0 92,9 88 13.338

Verkehr und 
Lagerei 89,7 86,9 92,4 48 4.413

Tabelle 2
2G-Quote im Dezember 20211

1 Frage: „Wie groß ist die Anzahl der Beschäftigten, die gegenwärtig ei-
nen Impf- oder Genesenennachweis vorweisen können?“, Antworten im 
Verhältnis zur Beschäftigtenzahl im Betrieb.  2 nach Zahl der Beschäftig-
ten.  3 Siehe Fußnote 2 Tabelle 1.

Quelle: UVN, IHK Hannover, creditreform und Institut für Wirtschaftspoli-
tik der Leibniz Universität Hannover (2021).
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sich im Gesundheits- und Sozialwesen. Beide Bereiche 
stehen aufgrund der Vielzahl sozialer Kontakte im beson-
deren Brennpunkt möglicher Verbreitungswege von CO-
VID-19 und haben zudem geringere Möglichkeiten für mo-
biles Arbeiten als andere Branchen. Dass mobiles Arbeiten 
die Belastung durch erforderliche Tests reduzieren kann, 
zeigen die vergleichsweise niedrigen Raten in Branchen 
mit hohen Homeoffice-Anteilen, wie z. B. Dienstleistungen, 
Energieversorgung, Information und Kommunikation.

Mobiles Arbeiten: Homeoffice bzw. Remote Work

Mit den zunehmenden Inzidenzzahlen seit Ende Septem-
ber 2021 wurde auch die stärkere Nutzung von mobilem 
Arbeiten bzw. Homeoffice zunächst empfohlen und durch 
das aktuelle Infektionsschutzgesetz und der Homeoffice-
Pflicht, wo möglich, konkretisiert. Mobiles Arbeiten ist in 
Unternehmen in unterschiedlicher Weise, z. B. in Abhän-

Anteilen getrieben, wie der Vergleich mit dem Median zeigt: 
Die Hälfte der Großunternehmen hatte eine 2G-Quote von 
88,5 % oder mehr. Gleiches gilt, wenn auch auf höherem 
Niveau, für die Kleinstunternehmen, bei denen die Hälfte 
sogar eine vollständige 2G-Quote von 100 % erreichte.

Die Betrachtung der verschiedenen Branchen zeigt keine 
allzu großen Unterschiede. Betriebe im Gastgewerbe, Ge-
sundheits- und Sozialwesen, Handel und verarbeitenden 
Gewerbe hatten im Dezember 2021 2G-Quoten von über 
90 % (ungewichtet) und in vergleichbarer Größenordnung 
bei Berücksichtigung der Beschäftigungsanteile. In den 
Sektoren Energieversorgung, Dienstleistungen und Infor-
mation und Kommunikation waren die Anteile (gewichtet) 
jedoch deutlich geringer; etwa ein Viertel bis gut 40 % der 
Beschäftigten erbrachte den 2G-Nachweis nicht. Dass dies 
vermutlich auf eine ungleiche Verteilung zurückzuführen ist, 
zeigt der Blick auf den Median: Mit Ausnahme des Bauge-
werbes lagen die 2G-Quoten in allen Branchen bei jeweils 
der Hälfte der Unternehmen teilweise deutlich über 90 %.

Testaufwand: Tests pro Kopf und Tag

Tabelle 3 gibt das Testgeschehen in den Unternehmen im 
Dezember 2021 wieder. Im Durchschnitt der Unternehmen 
wurden knapp ein Viertel der Beschäftigten pro Tag getes-
tet (23,1 %). Die Zahlen sind nicht komplementär zum 2G-
Status, weil sich auch Mitarbeiter:innen mit diesem Sta-
tus testen (lassen können), weil Beschäftigte nicht in das 
Unternehmen kommen (mobiles Arbeiten) oder weil sich 
Beschäftigte außerhalb testen, z. B. durch Bürgertests.

Regelmäßige Tests sollen – insbesondere in Branchen mit 
hohem Kundenkontakt – das Risiko der Ansteckung der 
Beschäftigten sowie die Ausbreitung unter der Kundschaft 
verringern und beugen dadurch bedingten Produktions-
ausfällen oder Vertrauensverlusten vor. Sie bedeuten für 
die Unternehmen allerdings auch einen zusätzlichen ad-
ministrativen und logistischen Aufwand und reduzieren die 
zur Verfügung stehende Arbeitszeit ohne Ausgleich. Hier-
bei unterscheiden sich die Aufwände zwischen Betrieben 
unterschiedlicher Größe und nach Branchen teilweise er-
heblich. Während bei Kleinstunternehmen knapp ein Vier-
tel der Belegschaft (24,3 %) täglich getestet werden muss-
te, lag der Anteil bei Großunternehmen bei etwa jedem/r 
zehnten Beschäftigten (10,5 %). Entsprechend ist davon 
auszugehen, dass auch die dadurch induzierten Produk-
tionsausfälle bei den größeren Unternehmen geringer sind.

Deutliche Unterschiede zeigen sich auch zwischen den 
Branchen. Die höchste Belastung hatte das Gastgewerbe; 
hier wurden im Durchschnitt mehr als die Hälfte der Be-
schäftigten täglich getestet (allerdings enthält die Stich-
probe nur zehn Betriebe). Ein weiterer hoher Anteil findet 

Tabelle 3
Tests pro Kopf und Tag im Dezember 2021

1 Frage: „Wie hoch ist die Anzahl der durchschnittlich durchgeführten 
COVID-19 Antigen-Schnelltests am Tag?“, Antworten im Verhältnis zur 
Beschäftigtenzahl im Betrieb.  2 nach Zahl der Beschäftigten.  3 Siehe 
Fußnote 2 Tabelle 1.

Quelle: UVN, IHK Hannover, creditreform und Institut für Wirtschaftspoli-
tik der Leibniz Universität Hannover (2021).

Durchschnitt

Median
(%)

N 	
Be-

triebe

N 
Beschäf-

tigte
(ungewich-

tet, %)
(gewichtet, 

%)2

Nach Betriebsgrößen

Kleinstunterneh-
men 27,3 24,3 14,3 167 926

Kleinunternehmen 23,8 22,7 15,8 265 6.950

Mittlere Unterneh-
men 21,3 20,5 13,3 189 22.515

Großbetriebe 12,9 10,5 10,0 56 48.541

Nach ausgewählten Branchen

Baugewerbe 25,5 19,5 20,0 143 15.389

Dienstleistungen3 22,1 8,8 12,5 156 13.284

Energieversorgung 21,4 7,0 10,9 12 13.812

Gastgewerbe 64,5 53,4 29,2 10 427

Gesundheits- und 
Sozialwesen 39,0 31,5 40,0 35 6.777

Handel 16,2 11,1 11,8 35 1.784

Information und 
Kommunikation 16,8 12,7 8,3 25 2.219

Verarbeitendes 
Gewerbe 19,6 14,4 13,4 84 12.742

Verkehr und 
Lagerei 18,8 13,4 8,9 47 4.404
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In Branchen, wo das Homeoffice aus den Erfahrungen der 
vergangenen Jahre – und vermutlich seit Beginn der Pande-
mie – leicht und relativ friktionsfrei umsetzbar ist, arbeiteten 
große Teile der Beschäftigten im Dezember 2021 zeitweilig 
zuhause. Besonders hoch waren die Anteile in den Branchen 
Dienstleistungen, Energieversorgung und Information und 
Kommunikation; hier arbeiteten die Beschäftigten die Hälfte 
oder mehr ihrer Arbeitszeit von zuhause aus.

Tabelle 5 ergänzt die Angaben um den Anteil der Beschäf-
tigten, die im Dezember zu keiner Zeit im Unternehmen 
arbeiteten. Sie hatten daher auch keine Arbeitswege zu-
rückzulegen, was ein geringeres Ansteckungs- sowie Ver-
breitungsrisiko impliziert. Der Anteil im Durchschnitt der 
Betriebe lag zwar nur bei etwa 11,1 %, was aber mehr als 
einem Viertel der Beschäftigten entspricht (26,3 %). Der 
Anteil der permanent mobil arbeitenden Beschäftigten lag 
damit in der Bandbreite von 22 % bis 29 %, die auch infas 

gigkeit von Wirtschaftszweig, Produktionsmethode, Art 
der Dienstleistung, möglich.

In Tabelle 4 sind Ergebnisse der Einschätzung zum durch-
schnittlichen Anteil der Arbeitszeit im Homeoffice dar-
gestellt. Während dieser Anteil im Mittel der Betriebe bei 
18,2 % lag, ist der Anteil beschäftigungsgewichtet mit 
33,6 % deutlich größer – hierin spiegeln sich Größen- und 
Branchenunterschiede wider, die Auswirkungen auf die 
Möglichkeiten und Erfordernisse von Homeoffice haben. 
Dies bestätigt auch der Vergleich mit dem Median: In der 
Hälfte der Betriebe lag der Anteil bei 4 % oder darunter, in 
der anderen Hälfte entsprechend höher.

Speziell in Großbetrieben wurde ein großer Anteil der Ar-
beitszeit zuhause erbracht. Der durchschnittliche Anteil lag 
bei 31 %, beschäftigungsgewichtet sogar bei 43,8 %. Au-
ßerdem lassen sich klare sektorale Unterschiede erkennen. 

Tabelle 4
Durchschnittlicher Anteil der Arbeitszeit im 
Homeoffice im Dezember 2021

Durchschnitt

Median
(%)

N 	
Be-

triebe

N 
Beschäf-

tigte
(ungewich-

tet, %)
(gewichtet, 

%)2

Nach Betriebsgrößen

Kleinstunterneh-
men 19,0 14,5 0,0 174 964

Kleinunternehmen 15,5 15,6 2,0 265 6.895

Mittlere Unterneh-
men 17,5 17,5 5,0 189 22.235

Großbetriebe 31,0 43,8 20,0 55 48.821

Nach ausgewählten Branchen

Baugewerbe 9,3 15,0 0,3 140 14.486

Dienstleistungen3 30,9 50,2 20,0 157 15.085

Energieversorgung 38,8 67,9 35,0 12 13.812

Gastgewerbe 7,1 20,8 0,0 10 427

Gesundheits- und 
Sozialwesen 7,9 7,5 0,6 36 6.790

Handel 3,3 4,6 0,0 37 1.815

Information und 
Kommunikation 59,2 66,0 70,0 25 2.219

Verarbeitendes 
Gewerbe 12,7 15,9 5,0 86 12.990

Verkehr und 
Lagerei 11,7 10,8 0,0 47 4.369

1 Frage: „Welchen Anteil der Arbeitszeit verbringen die Beschäftigten 
aktuell durchschnittlich im mobilen Arbeiten (Home-Office/Remote 
Work)?“  2 nach Zahl der Beschäftigten.  3 Siehe Fußnote 2 Tabelle 1.

Quelle: UVN, IHK Hannover, creditreform und Institut für Wirtschaftspoli-
tik der Leibniz Universität Hannover (2021).

Tabelle 5
Beschäftigtenanteil im mobilen Arbeiten1 im 
Dezember 2021

1 Frage: „Welcher Anteil der Beschäftigten arbeitet aktuell permanent 
mobil bzw. von zuhause?“  2 nach Zahl der Beschäftigten.  3 Siehe Fuß-
note 2 Tabelle 1.

Quelle: UVN, IHK Hannover, creditreform und Institut für Wirtschaftspoli-
tik der Leibniz Universität Hannover (2021).

Durchschnitt

Median
(%)

N 	
Be-

triebe

N 
Beschäf-

tigte
(ungewich-

tet, %)
(gewichtet, 

%)2

Nach Betriebsgrößen

Kleinstunterneh-
men 14,6 10,0 0,0 173 962

Kleinunternehmen 8,4 8,0 0,0 260 6.761

Mittlere Unterneh-
men 8,6 8,3 1,0 189 22.215

Großbetriebe 21,1 36,9 10,0 56 50.631

Nach ausgewählten Branchen

Baugewerbe 6,9 9,3 0,0 138 14.179

Dienstleistungen3 21,7 42,3 4,0 158 16.334

Energieversorgung 15,3 63,5 6,5 12 13.812

Gastgewerbe 6,7 21,5 0,0 9 377

Gesundheits- und 
Sozialwesen 1,1 1,0 0,0 36 6.790

Handel 0,7 0,9 0,0 37 1.815

Information und 
Kommunikation 33,8 41,8 20,0 25 2.219

Verarbeitendes 
Gewerbe 7,0 11,0 1,0 81 12.874

Verkehr und 
Lagerei 9,5 6,4 0,0 48 4.413
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her Präsenzerfordernis und vielen Sozialkontakten müssen 
testen, während in Unternehmen ohne diese Anforderun-
gen die Arbeit nach Hause verlagert wird. Im ersten Fall lie-
gen die direkten Kosten vor allem auf der Arbeitgeberseite 
(Beschaffung der Tests, Verlust von Produktionskapazität 
durch verringerte Arbeitszeiten), im Fall von Homeoffice tra-
gen dagegen vor allem die Beschäftigten die Kosten.

Inwieweit die hohen 2G-Quoten und Homeoffice-Anteile 
förderlich für die vergleichsweise niedrige Inzidenz und 
die geringe Zahl von Hospitalisierungen (Stand: Dezember 
2021) in Niedersachsen im Bundesvergleich waren, kann 
mit den Daten nicht exakt quantifiziert werden. Ein posi-
tiver Beitrag lässt sich aber vermuten, da die betriebliche 
Umgebung einen wichtigen Teil der täglichen Kontakte und 
damit der Infektionsmöglichkeiten repräsentiert. Die ermit-
telten Werte können zudem als positives Indiz einer großen 
Akzeptanz der Impfung gewertet werden. Aufgrund der ho-
hen Impfquoten ist von einer erfolgreichen Durchführung 
der aktuellen Boosterimpfungen auszugehen. Die Hete-
rogenität in den Ergebnissen sollte bei der Entwicklung 
von Maßnahmen und politischen Entscheidungen stärker 
berücksichtigt werden. Anstelle von „One size fits all“-
Maßnahmen sollte möglichst differenziert vorgegangen 
werden, um Vertrauen und Zustimmung zu erhalten und ef-
fizient zu agieren. Evidenzbasierte Politik sollte sich auf be-
lastbare Daten stützen, Eingriffe und Maßnahmen sollten 
ausgewogen sein. Sie sollten neben der Wirksamkeit auch 
immer das Kosten-Nutzen-Verhältnis (Effizienz) berück-
sichtigen. Eine vergleichbare Erhebung könnte regelmäßig 
und am besten repräsentativ erfolgen, um die notwendigen 
Grundlagen für etwaige Eingriffe zu erstellen.
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für den Zeitraum der Homeoffice-Pflicht von Januar bis 
Mai 2021 ermittelt hatte (Corona Datenplattform, 2021). 
Ein solch restriktives Arbeitsmodell ist aus verschiede-
nen Gründen, z. B. aufgrund professioneller und sozialer 
Isolation oder der Organisation der Arbeitsabläufe, für die 
Mehrheit der Unternehmen nicht möglich oder nicht ge-
wollt. Dies zeigt auch der Median: 50 % der Unternehmen 
beschäftigten keine Mitarbeiter:innen dauerhaft mobil.

Grundsätzlich sind die Muster des permanenten mobilen 
Arbeitens mit denen des anteiligen mobilen Arbeitens ver-
gleichbar, die Anteile aber erwartungsgemäß etwas geringer. 
Insbesondere in Großbetrieben (36,9 %) und in den Bran-
chen Dienstleistungen (42,3 %), Energieversorgung (63,5 %) 
und Information und Kommunikation (41,8 %) arbeiteten sub-
stanzielle Beschäftigtenanteile permanent zuhause und hat-
ten somit keine arbeitsbedingten persönlichen Kontakte.

Fazit

Durch die Änderung des Infektionsschutzgesetzes im No-
vember 2021 wurde die Abbildung der 3G- und 2G-Quoten 
auf betrieblicher Ebene knapp ein Jahr nach Beginn der 
Impfungen möglich. Die vorgestellte Analyse vermittelt 
erstmalig einen Eindruck über die Situation am Arbeitsplatz 
in niedersächsischen Betrieben auf Grundlage einer Kurz-
umfrage aus der zweiten Dezemberwoche. Im Mittel aller 
befragten Betriebe lag die 2G-Quote bei über 89 %. Die 
Auswertung macht zugleich Unterschiede in den 2G-Quo-
ten zwischen den kleinsten, kleinen und mittleren Betrieben 
auf der einen Seite und den Großbetrieben auf der ande-
ren Seite deutlich. Unterschiede zwischen den Branchen 
sind weniger stark ausgeprägt. Die Unternehmen nutzten 
Homeoffice im Dezember 2021 wieder in großem Umfang. 
Bereits bei Kleinstunternehmen ist jede/r zehnte Beschäf-
tigte dauerhaft im Homeoffice, bei Großunternehmen mehr 
als jede/r Dritte. In einigen Branchen sind die Anteile mit 
mehr als 4 von 10 bzw. sogar mehr als 6 von 10 permanent 
im Homeoffice noch deutlich höher. Testraten und -bedarfe 
waren und sind sehr unterschiedlich zwischen den Bran-
chen. Testerfordernisse und Homeoffice sind zudem teil-
weise komplementäre Maßnahmen: Unternehmen mit ho-

Title: Vaccinated, Recovered and Tested in the Workplace: Situation in Firms in Lower Saxony at the End of 2021

Abstract: The amendment of the Infection Protection Act at the end of November 2021 made it possible to map vaccinated, recov-

ered and tested employees at the firm-level for the first time after the start of vaccinations in Germany. The Employers’ Associations 

of Lower Saxony (UVN), IHK Hannover, creditreform and the Institute for Economic Policy at Leibniz University Hanover conducted a 

short online survey on the vaccination and recovery status, the number of antigen rapid tests as well as the proportion of employees 

working from home. The results provide important indications about the general risk in everyday professional life, as well as  the as-

sociated organisational effort in firms.
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Unternehmen und deren Fähigkeit, Kredite zu bedienen, 
der Anteil notleidender Kredite schnellte in die Höhe und 
aufgrund von Verlusten schmolz die Kapitalbasis der Ban-
ken. Zudem gerieten die italienischen Banken von zwei 
weiteren Seiten unter Druck. Zum einen zogen Banken 
anderer Länder und internationale Investierende kurzfris-
tige Kredite im Interbankenmarkt und darüber hinaus zu-
rück, sodass auch die Liquiditätsversorgung der Banken 
litt und die EZB einspringen musste. Zum anderen gerie-
ten die italienischen Banken in einen Teufelskreis mit dem 
hoch verschuldeten italienischen Staat. Beide hingen so 
voneinander ab, dass sie sich gegenseitig in eine immer 
tiefere Krise zu ziehen drohten.

Es dauerte lange, bis wichtige Altlasten der Euro-Schul-
denkrise entschieden in Angriff genommen wurden. Erst 
spät ging man das Problem der notleidenden Kredite an, 
dann aber – auch durch Drängen der Euro-Partner – mit 
Tempo und Durchschlagskraft. Der Anteil notleidender 
Kredite an allen Krediten sank in Italien von immensen 
17 % Mitte 2015 auf 6,7 % Ende 2019 vor der Coronakrise 
(vgl. Abbildung 1). Die italienischen Banken gewannen da-
bei wichtige Erfahrungen mit Instrumenten zur Veräuße-
rung notleidender Kredite. Trotz des enormen Fortschritts 
stand Italien immer noch schlechter da als viele andere 
Euroländer. Der EWU-Durchschnitt betrug Ende 2019 
3,2 % (vgl. Abbildung 2). Diese und die direkt folgenden 

Die Entwicklung des Abbaus der Altlasten und zukünftiger 
Risiken im italienischen Bankensystem hat eine hohe wirt-
schaftliche und politische Bedeutung in der Europäischen 
Union (EU). So entscheidet die Resilienz der italienischen 
Banken und ihre Kreditvergabefähigkeit in und nach der 
Coronakrise mit darüber, ob die europäischen Aufbaufinan-
zen und die Reformen der Regierung Draghi das chronisch 
schwache Wachstum in Italien stärken können. Das ist wich-
tig, um die hohe Staatsverschuldung in Italien tragfähig zu 
halten. Belastungsfaktoren für die italienischen Banken sind 
neben der Coronakrise, die die heimische Wirtschaft hart 
traf, auch noch verbliebene Altlasten aus der Euro-Schulden-
krise. Diese Frage ist auch für weitere Integrations- und So-
lidaritätsschritte in der Europäischen Währungsunion (EWU) 
relevant. Das gilt etwa für die Vollendung der Bankenunion, 
die sowohl im Koalitionsvertrag der deutschen Bundesre-
gierung (SPD et al., 2021) als auch im Programm der fran-
zösischen EU-Ratspräsidentschaft (Französischer Vorsitz im 
Rat der EU, 2022) als Ziel genannt wird. Hier geht es um die 
Frage, ob, unter welchen Bedingungen und in welcher Form 
eine gemeinsame Einlagensicherung für die EWU-Banken 
eingerichtet werden kann. Weil damit eine Vergemeinschaf-
tung von Risiken verbunden wäre, war politisch vereinbart, 
dass zuvor die Altlasten der Euro-Schuldenkrise hinreichend 
abgebaut und neue Risikopuffer aufgebaut werden.

Italiens Bankensystem bis zur Krise

Italiens Bankensystem wurde während der Euro-Schul-
denkrise stark gebeutelt. Die Wirtschaftskrise schwächte 

JEL: G2, O5, E6Wirtschaftsdienst, 2022, 102(2), 133-138

DOI: 10.1007/s10273-022-3116-5

Jürgen Matthes

Italiens Bankensystem und die Coronakrise
Risiken durch die enge Verflechtung zwischen Staaten und Banken

Das italienische Bankensystem ist bislang recht gut durch die Coronakrise gekommen. Dazu 
haben umfangreiche staatliche Hilfsmaßnahmen ebenso beigetragen wie Vorkrisenreformen 
mit Blick auf Altlasten aus der Euro-Schuldenkrise. Dazu zählen der Abbau notleidender 
Kredite und der Aufbau von Kapitalpuffern. Doch 2022 könnten Firmeninsolvenzen zur 
erneuten Belastungsprobe werden, wenn staatliche Kreditgarantien und -moratorien allmählich 
auslaufen. Risiken liegen für das italienische Bankensystem mittelfristig vor allem in der engen 
Verflechtung zwischen Staat und Banken. Eine Staatsschuldenkrise droht damit rasch zu einer 
umfassenden Wirtschaftskrise zu werden.

©	 Der/die Autor:in 2022. Open Access: Dieser Artikel wird unter der 
Creative Commons Namensnennung 4.0 International Lizenz veröf-
fentlicht (creativecommons.org/licenses/by/4.0/deed.de).

	 Open Access wird durch die ZBW – Leibniz-Informationszentrum 
Wirtschaft gefördert.

Jürgen Matthes leitet das Kompetenzfeld Internationale 

Wirtschaftsordnung und Konjunktur am Institut der 

deutschen Wirtschaft.



Wirtschaftsdienst 2022 | 2
134

Analysen  Bankensystem  

Auch stiegen die Verbindlichkeiten des italienischen Ban-
kensystems im Rahmen des EWU-Zahlungssystems 
Target2 zwischen 2015 und 2019 weiter – von einer wei-
ten Spanne um die 200 Mrd. Euro auf zwischen 400 Mrd. 
und 550 Mrd. Euro (Sinn, 2022). Hier spielen ebenfalls die 
Ankaufprogramme der EZB eine Rolle, unter anderem 
weil die Banca d’Italia auch in Frankfurt a. M. italienische 
Staatsanleihen kauft und weil verkaufende internationale 
Anlegende ihre Erlöse nicht mehr in Italien anlegten. Dies 
ist zwar ein gewisses Misstrauensvotum gegenüber dem 
italienischen Bankensystem, sollte aber auch nicht über-
bewertet werden.

Insgesamt wies das italienische Bankensystem im Winter 
2020, als die Coronakrise begann, zwar weiterhin Schwä-
chezeichen auf, war aber durch den starken Abbau der 
notleidenden Kredite und den weiteren Aufbau der Kapi-
talpuffer besser aufgestellt als es noch 2015 zu erwarten 
war. Das zeigte sich auch an einer moderaten Profitabilität 
von 4,8 % im Jahr 2019 (Return on Equity), die höher lag 
als etwa in Deutschland mit nur 1,7 % (EBF, 2020).

Entwicklungen während der Krise

Gleichwohl bestanden am Anfang der Krise große Sorgen, 
dass die italienischen Banken erneut in eine tiefe Krise 
geraten könnten. Denn Italien war anfänglich besonders 
stark von der Coronakrise betroffen. Zudem griff ein früher 
und besonders strikter Lockdown. Das traf die Wirtschaft 
durch ihre Branchenstruktur – mit einem relativ hohen An-
teil von Tourismus und Gastgewerbe – vergleichsweise 
hart. Bei massenhaften Unternehmenspleiten und Zah-
lungsproblemen, so die Sorge, wäre es bei den Banken 

Abbildung 1
Entwicklung notleidender Kredite bei Italiens Banken 
Anteil notleidender Kredite an allen Krediten in %

Angaben für signifikante Banken unter EZB-Aufsicht.

Quelle: ECB (2022).

Abbildung 2
Notleidende Kredite im EWU-Vergleich
Anteil notleidender Kredite an allen Krediten in % im vierten Quartal 2019 
und im dritten Quartal 2021

Angaben für signifikante Banken unter EZB-Aufsicht. Keine Angaben für 
Slowakei und 2019 für Litauen, Ranking gemäß der Werte von 2021.

Quellen: ECB (2022; 2020a; 2021a).
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Angaben beziehen sich auf die von der EZB überwachten 
signifikanten Banken, von denen es in Italien elf gibt. Auch 
die Kapitalpuffer zur Abfederung künftiger Risiken wuch-
sen zwischen 2015 und 2019 – gemessen an der harten 
Kernkapitalquote (CET 1) von 11,5 % auf 14 % der risiko-
gewichteten Aktiva (vgl. Abbildung 3). Damit schnitt Italien 
im EWU-Vergleich gleichwohl nur mäßig ab, befand sich 
aber nah am EWU-Durchschnitt, der von den großen Län-
dern geprägt wird (vgl. Abbildung 4).

Bei dem Nexus zwischen Staaten und Banken – einer wei-
teren Altlast aus der Euro-Schuldenkrise – ist dagegen 
nichts passiert, obwohl dieser in der Euro-Schuldenkrise 
zu einem gefährlichen Teufelskreis führte (Demary und 
Matthes, 2013). Zwar ging der Anteil der von den italieni-
schen Banken gehaltenen Staatsanleihen zwischen Ende 
2015 und Ende 2019 von rund 30 % auf etwa 20 % zurück, 
was auch mit den Ankaufprogrammen der EZB zu tun ha-
ben dürfte. Doch blieb der Anteil der gehaltenen Staatsan-
leihen an der Bilanzsumme der italienischen Banken, der 
im Zuge der Euro-Schuldenkrise auf neue Höchststände 
gestiegen war, im gleichen Zeitraum auf sehr hohem Ni-
veau. Mit 10,3 % verzeichnete Italien Ende Dezember 2019 
die höchste Quote unter allen Euroländern. In Deutschland 
und Frankreich betrug diese weniger als 2 % (vgl. auch 
Abbildung 7), wobei in Deutschland zu berücksichtigen 
ist, dass diese Statistik kleinere Banken wie Sparkassen 
nicht erfasst, die eng mit deutschen Kommunen verfloch-
ten sind. In Spanien, Portugal, Griechenland, Zypern lie-
gen die Quoten zwischen knapp 6 % und 8 %. Der Anteil 
an der Bilanzsumme ist der deutlich wichtigere Indikator, 
weil er die Verwundbarkeit der Banken aufzeigt, die bei 
Unsicherheiten über die Tragfähigkeit der Staatsschulden 
und sich dadurch ergebenden Kursverlusten entstehen 
würde. Da die Staatsschulden bei Italien besonders hoch 
sind, ist diese Konstellation sehr bedenklich.
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Abbildung 5 macht deutlich, dass die Hilfsmaßnahmen vor 
allem bei der Kreditvergabe an Privatkundschaft erhebliche 
Auswirkungen in Italien gehabt haben dürften. So gingen 
hier die Ausfallraten sehr deutlich zurück, von 4,8 % Ende 
2019 auf 1,8 % im dritten Quartal 2021. Eine nicht ganz so 
starke Verbesserung zeigt sich bei den Verlustquoten bei 
der Privatkundschaft. Diese Angaben der Europäischen 
Bankenaufsichtsbehörde (EBA) gelten für tendenziell grö-
ßere Banken, die einen internen ratingbasierten Ansatz zur 
Ermittlung ihrer Kapitalanforderungen nutzen dürfen. Ein 
wichtiger Unterschied zu Deutschland fällt bei der Privat-
kundschaft ins Auge. Die Ausfallraten und auch die Verlust-
quoten liegen hierzulande zu beiden Betrachtungszeitpunk-
ten deutlich niedriger. Auch ist in Deutschland 2021 nur eine 
unwesentliche Verbesserung zu erkennen. Bei der Kredit-
vergabe an Unternehmen sind weniger Unterschiede zwi-
schen Italien und Deutschland vorhanden. Doch auch hier 
fällt ins Auge, dass die Ausfallraten in Italien deutlich gesun-
ken sind. Dies gilt auch, aber weniger stark für Deutschland.

Im Jahresverlauf 2021 verstärkte sich die Divergenz bei 
der Nutzung staatlicher Hilfen zwischen Italien und der 
EU noch, auch weil in vielen anderen Ländern Moratorien 
beendet wurden (etwa in Frankreich und Spanien), wäh-
rend sie in Italien verlängert wurden. Selbst im Herbst 
2021 waren nach Angaben der EZB (ECB, 2021b) noch 
zwischen 5 % und 10 % der neuen Kredite mit staatlichen 
Garantien versehen. Der starke Rückgriff auf die Hilfen 
kann als Indiz für gewisse inhärente Schwächen im itali-
enischen Bankensystem gesehen werden. Die staatliche 
Hilfe trug auch dazu bei, dass sich der Anteil notleidender 
Kredite weiter verringerte – von 6,7 % Ende 2019 auf 3,6 % 

zu starken Kreditausfällen und Verlusten gekommen, so-
dass die Banken ihre Kreditvergabe in und nach der Krise 
hätten einschränken müssen und es womöglich zu einer 
Kreditklemme gekommen wäre. Um das zu verhindern, er-
griff der italienische Staat umfangreiche Hilfsmaßnahmen. 
Dazu zählen vor allem eine zeitweise Aussetzung der In-
solvenzregeln, Kreditschuldenmoratorien und staatliche 
Garantien für Bankkredite. Zudem stellte die EZB Liquidität 
über zusätzliche Refinanzierungsmöglichkeiten bereit und 
schuf ein neues krisenbezogenes Ankaufprogramm für 
Staatsanleihen, auch um die Finanzmärkte zu beruhigen.

Die italienischen Wirtschaftsakteur:innen griffen stark 
auf viele dieser Hilfsinstrumente zurück. Nach Angaben 
des IWF (IMF, 2021) profitierten zwischenzeitlich rund 
14 % der Bankkredite insgesamt von Moratorien. Nicht 
finanzielle Firmen nutzen diese Möglichkeit deutlich stär-
ker als private Haushalte. Das gilt auch für staatliche Kre-
ditgarantien. Rund 18 % der Bankkredite an nicht finan-
zielle Unternehmen waren nach IWF-Angaben ganz oder 
teilweise mit solchen Garantien versehen. Diese Maß-
nahmen trugen dazu bei, die Kreditqualität der Banken 
zu schonen und eine Kreditklemme während der Krise zu 
verhindern. Die Kreditvergabe entwickelte sich während 
der Krise deutlich günstiger als in der Zeit nach der Euro-
Schuldenkrise und reflektierte den hohen krisenbeding-
ten Liquiditätsbedarf der Privatwirtschaft – der Kreditan-
stieg ging aber vollständig auf Kredite mit staatlichen 
Garantien zurück. Solche banken- und kreditbezogenen 
Sondermaßnahmen wurden in Italien Ende 2020 dreimal 
stärker genutzt als im EU-Durchschnitt – gemessen am 
Anteil an den vergebenen Krediten (IMF, 2021). Im vierten 
Quartal 2020 gingen z. B. über ein Drittel der Kredite mit 
Moratorien in der EU auf Italien zurück. Auch auf EZB-
Sonderliquiditätsmaßnahmen griffen italienische Banken 
besonders stark zurück.

Abbildung 4
Hartes Kernkapital im EWU-Vergleich
Anteil von hartem Kernkapital (CET1 Ratio) an den risikogewichteten 
Aktiva in %

Angaben für signifikante Banken unter EZB-Aufsicht. Keine Angaben für 
Slowakei und 2019 für Litauen, Ranking gemäß der Werte von 2021.

Quellen: ECB (2022; 2020a; 2021a).

Abbildung 3
Entwicklung der Kapitalpuffer von Italiens Banken 
Anteil von Kernkapital (Tier1 Ratio) und hartem Kernkapital (CET1 Ratio) 
an den risikogewichteten Aktiva in %

Angaben für signifikante Banken unter EZB-Aufsicht.

Quelle: ECB (2022).
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Staatsanleihen an der Bilanzsumme der italienischen Ban-
ken zwischenzeitlich von gut 10 % Ende 2019 auf knapp 12 % 
im August 2020 zunahm (vgl. Abbildung 6). Seitdem ging der 
Anteil bis November 2021 wieder auf 10,5 % zurück. Er bleibt 
damit aber der höchste aller Euroländer (vgl. Abbildung 7).

Ausblick auf 2022 und potenzielle Risiken

Es ist zu erwarten, dass die bisher durch die staatlichen 
Hilfsmaßnahmen überdeckten Krisenprobleme stärker viru-
lent werden, wenn Garantien und Moratorien allmählich ab-
gebaut werden (IMF, 2021). Tatsächlich erwarten Fachleute 
für Italien einen überdurchschnittlichen Anstieg der Insolven-
zen – sie dürften 2022 um etwa 15 % über dem Vorkrisen
niveau von 2019 liegen (Lemmerle et al., 2021). Damit werden 
Kreditausfallraten und auch der Anteil notleidender Kredite 
wieder zunehmen. Zwar ist der erwartete Anstieg der Insol-
venzen nicht außergewöhnlich hoch, doch ist es trotzdem 
geboten, die Situation von Banken und Unternehmen genau 
zu beobachten. Sollten die notleidenden Kredite nach der 
Coronakrise – etwa auch wegen höherer Zinsen – deutlich 
ansteigen, werden die italienischen Banken ihre Erfahrungen 
bei der Veräußerung solcher Kredite nutzen müssen.

Ein Anstieg der Kreditausfälle dürfte bei Auslaufen der Son-
dermaßnahmen auch bei der Privatkundschaft anstehen, 
wo die staatlichen Hilfen zu deutlich geringeren Ausfallraten 
beigetragen haben, wie Abbildung 5 zeigt. Doch sollten die 
Risiken hier nicht zu groß sein. Denn anders als in anderen 
Euroländern schlummern in Italien keine größeren Risiken 
im Immobiliensektor durch starke Anstiege bei Preisen und 
Hypotheken. Auch bei der Verschuldung der privaten Haus-
halte steht Italien passabel da. Sie stieg zwar in der Krise 
stark an, doch bleibt die Zinslast relativ zum verfügbaren 
Einkommen im Euroraumvergleich niedrig (ECB, 2021b). 
Stärker noch als in anderen Euroländern ist in Italien zudem 
der Anteil mit einer Zinsbindung von mehr als fünf Jahren 

im dritten Quartal 2021 (vgl. Abbildung 1). Damit schneidet 
Italien aber weiterhin etwas schlechter ab als die meisten 
anderen Euroländer (EWU-Durchschnitt 2,2 %). Auch die 
Kapitalpuffer nahmen in diesem Zeitraum im Zuge der um-
fangreichen Sondermaßnahmen weiter zu – bezogen auf 
den Anteil des harten Kernkapitals an den risikogewichte-
ten Aktiva von 14 % auf 15,3 % (vgl. Abbildung 3) – womit 
Italien nah am EWU-Durchschnitt bleibt.

Dass das italienische Bankensystem trotz gewisser 
Schwächen weniger stark betroffen war als anfänglich 
befürchtet, liegt neben den umfangreichen staatlichen 
Hilfsmaßnahmen auch daran, dass es aufgrund zwischen-
zeitlicher Öffnungsphasen eine vergleichsweise starke 
wirtschaftliche Erholung gab und Italien schnell eine hohe 
Impfquote erreichte. Zudem trug auch die wirtschaftliche 
Zuversicht bei, die dadurch entstand, dass Italien umfang-
reiche EU-Gelder vor allem im Rahmen des EU-Aufbau-
fonds zugesagt wurden – und vor allem dass die breite 
Regierungskoalition unter dem neuen Ministerpräsidenten 
Draghi die Chance ergriff, einen umfangreichen Aufbau- 
und Resilienzplan vorzulegen (Matthes, 2021a).

Im Zuge der Coronakrise hat sich jedoch die enge Verflech-
tung zwischen Staat und Banken in Italien weiter verstärkt. 
Das gilt vor allem für die umfangreichen staatlichen Kredit-
garantien, die eine beidseitige Abhängigkeit mit sich brin-
gen. Zudem haben italienische Banken einen erheblichen 
Teil der erhöhten Staatsverschuldung in Form von weiteren 
Staatsanleihen aufgekauft, sodass der Anteil der heimischen 

Abbildung 5
Ausfallraten und Verlustquoten bei Italiens Banken*
in %

*Nur Banken mit der Erlaubnis für internen ratingbasierten Ansatz zur Er-
mittlung der Kapitalanforderungen. Kreditvergabe an Privatkundschaft 
schließt Immobilienkredite ein.

Quellen: EBA (2019; 2021).

Abbildung 6
Staat-Banken-Nexus: Heimische Staatsanleihen in 
Bankbilanzen – Entwicklung in Italien im Zeitverlauf
Anteil der heimischen Staatsanleihen an der Bilanzsumme in %

Angaben für signifikante Banken unter EZB-Aufsicht.

Quellen: ECB (2022); Institut der deutschen Wirtschaft.
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re weitere Transmissionskanäle zwischen Staatsanleihe-
märkten und den Finanzierungsbedingungen für Banken 
gibt (Demary und Matthes, 2013).

Fazit und wirtschaftspolitische Einordnung

Die Altlasten der Euro-Schuldenkrise im italienischen Ban-
kensystem mit Blick auf notleidende Kredite und Kapital-
puffer wurden recht weitgehend abgebaut, dies gilt aber 
nicht für den Nexus zwischen Staaten und Banken. Damit 
würde sich eine Krise bei den Staatsschulden direkt auf das 
Bankensystem und die italienische Wirtschaft übertragen. 
Dieser Befund hat weitreichende wirtschaftspolitische Im-
plikationen. So erscheint es damit umso wichtiger, dass es 
bei der Reform des Stabilitäts- und Wachstumspakts nicht 
wie von Italien (und Frankreich) angestrebt (Draghi und Ma-
cron, 2022) zu einer Aufweichung der europäischen Fiskal-
regeln kommt. Zu wichtig ist der Erhalt der Tragfähigkeit der 
italienischen Staatsschulden, als dass sie durch neue Aus-
nahmen für nur eingeschränkt produktive öffentliche Inves-
titionen gefährdet werden darf (Matthes, 2022).

Zudem lässt sich die Gefahr nicht vollständig ausschlie-
ßen, dass Zinserhöhungen – über eine Spirale fehlenden 
Vertrauens und immer höherer Zinsen – letztlich zu einer 
Zahlungsunfähigkeit Italiens führen könnten. In einem sol-
chen Extremfall wäre eine Umschuldung der Staatsschul-
den – auch im Sinne der No-Bailout-Regel – das Mittel der 
Wahl. Um diesen Schritt zu erleichtern, wurden im Zuge der 
Euro-Schuldenkrise sogenannte Umschuldungsklauseln in 
die Staatsanleihen der EWU-Länder aufgenommen, deren 
Handhabung in einem weiteren Reformschritt weiter verein-
facht wird (Matthes, 2021b). Doch macht der enge Staaten-
Banken-Nexus in Italien eine Umschuldung politisch nahezu 
unmöglich, eben weil dies unweigerlich zu einer massiven 
Banken- und Wirtschaftskrise führen würde. Einer Umschul-
dung steht im Übrigen möglicherweise auch der hohe Anteil 
der Staatsanleihebestände von EZB und Eurosystem entge-
gen, weil damit bestehende Umschuldungsverfahren aus-
gehebelt zu werden drohen (Heinemann, 2021).

Diese Konstellation hat zweierlei politische Implikatio-
nen. Zum einen macht es ein solches Szenario der EZB 
schwerer, zur Inflationsbekämpfung die Zinsen zu erhö-
hen und aus den Staatsanleihekaufprogrammen konse-
quent auszusteigen – der Geldpolitik droht die fiskalische 
Dominanz. Vor allem die Veräußerung von Staatsanleihen 
aus ihren Anlagebeständen könnte zu Verwerfungen an 
den Finanzmärkten führen. Die Finanzstabilitätsrisiken 
auf den systemrelevanten Staatsanleihemärkten kon-
kurrieren für die EZB daher zumindest implizit mit den 
Risiken einer Inflation. Zum anderen würde bei einer dro-
henden Zahlungsunfähigkeit der politische Druck enorm 
sein, Italien mit umfangreichen Rettungsprogrammen zu 

unter den Neukrediten an Haushalte gestiegen, was weni-
ger verletzlich gegenüber möglichen Zinsanstiegen macht.

Das zentrale Risiko für das italienische Bankensystem ver-
birgt sich an anderer Stelle. Denn ein merklicher Zinsan-
stieg könnte mittelfristig die Tragfähigkeit der hohen italie-
nischen Staatsschulden gefährden und damit indirekt auch 
die italienischen Banken. Aufgrund des sehr hohen Anteils 
der Staatsanleihen in den Bilanzen der italienischen Banken 
schlummert hier eine große Gefahr für die Zukunft. Denn 
mit steigenden Zinsen verlieren die Staatsanleihen an Wert. 
Da rund die Hälfte davon in Italien (2020) normalerweise 
nach Marktwert bilanziert werden muss (ECB, 2020b), wür-
de dies kurzfristig zu Verlusten führen und das Kernkapi-
tal der italienischen Banken angreifen. Eine Simulation der 
EZB (ECB, 2020b) zeigt, dass sich Wertveränderungen von 
Staatsanleihen besonders stark auf italienische Banken 
auswirken verglichen mit dem Euroraumdurchschnitt. Wert-
minderungen bei Staatsanleihen können auch dadurch ent-
stehen, dass EZB und Eurosystem weniger Staatsanleihen 
aufkaufen, wenn die krisenbedingten Anleihekaufprogram-
me wegen der gestiegenen Inflation beendet werden.

Während der Coronakrise hat die europäische Banken-
aufsicht eine temporäre Ausnahme ermöglicht, um solche 
verlustbringenden Bewertungsänderungen weitgehend 
zu verhindern. Doch diese Sonderregel muss bei Aus-
laufen der Coronakrise wieder abgeschafft werden, um 
hinreichende Bilanzwahrheit zu ermöglichen. Dann wür-
de die Verwundbarkeit des italienischen Bankensystems 
gegenüber Wertveränderungen der italienischen Staats-
anleihen virulent – und es würde möglicherweise eine 
Kreditklemme drohen, die die italienische Wirtschaft in 
der Breite schwächt. Dies gilt umso mehr, als es mehre-

Abbildung 7
Staat-Banken-Nexus: Heimische Staatsanleihen in 
Bankbilanzen – Vergleich der Euroländer
Anteil der heimischen Staatsanleihen an der Bilanzsumme in %

Angaben für signifikante Banken unter EZB-Aufsicht.

Quellen: ECB (2022); Institut der deutschen Wirtschaft.
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wäre. Wenn die Banken – so die vermutliche Sorge in Ita-
lien – hier zurückhaltender wären, könnte dies zu Absatz-
problemen und höheren Zinsen am Primärmarkt führen. 
Doch dieser Schluss greift zu kurz. Denn wenn die Staats-
finanzen als stabil gelten, werden auch andere Anlegende 
wie in- und ausländische Fonds und Versicherungen als 
Käufer am Primärmarkt auftreten. Eine Regierung hat es 
also selbst in der Hand, für eine glaubwürdige Fiskalpolitik 
zu sorgen. Der Stabilitäts- und Wachstumspakt kann ihr 
dabei als externer Glaubwürdigkeitsanker dienen und soll-
te nicht als einengendes Korsett gesehen werden.
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unterstützen. Es erscheint zumindest fraglich, ob sich die 
italienische Regierung auf die Reformen einlassen würde, 
die bei einem für diesen Fall angebrachten Hilfsprogramm 
des Europäischen Stabilitätsmechanismus unverzichtbar 
wären. Sollte dies nicht der Fall sein, würde ein Hilfspro-
gramm die No-Bailout-Klausel ad absurdum führen.

Schließlich spielt der Staaten-Banken-Nexus auch bei der 
geplanten Vollendung der Bankenunion eine wichtige Rolle, 
vor allem bei der avisierten Schaffung einer europäischen 
Einlagensicherung. Wenn die italienischen Banken bei Tur-
bulenzen am Staatsanleihemarkt in Italien unter Druck ge-
rieten, könnte es – wie schon zeitweise in der Euro-Schul-
denkrise – zu einem Vertrauensverlust der italienischen An-
legenden in ihre Banken kommen – bis hin zu einem Bank 
Run. Eine europäische Einlagensicherung soll dem vorbeu-
gen und Vertrauen schaffen. Doch wenn es aufgrund des 
Staaten-Banken-Nexus trotz einer solchen Hilfszusiche-
rung zu Bankenkonkursen käme, müsste die europäische 
Einlagensicherung italienische Anlegende entschädigen. 
Diese Risikovergemeinschaftung könnte Banken in anderen 
Euroländern teuer zu stehen kommen (Demary, 2013). Da-
her war die mögliche Schaffung einer europäischen Einla-
gensicherung von Anfang an an den hinreichenden Abbau 
der Altlasten aus der Euro-Schuldenkrise gebunden.

Es ist damit richtig und unverzichtbar, dass der Koalitions-
vertrag der neuen Bundesregierung zumindest indirekt ei-
nen Bezug zwischen der Schaffung einer Einlagen-Rück-
versicherung und dem Abbau des Staaten-Banken-Nexus 
herstellt. Dazu wäre es sinnvoll und nötig, die Bankenre-
gulierung so zu ändern, dass Banken wie für andere Anla-
gen auch für Staatsanleihen ausreichende Risikovorsorge 
betreiben müssen, was bislang nicht der Fall ist (Schuster 
et al., 2013). Mit einer längeren Übergangsphase sollten 
Staatsanleihen daher nicht mehr als risikolos eingestuft 
werden, wie es bisher der Fall ist. Abbildung 7 zeigt, dass 
die (größeren) Banken in vielen anderen Euroländern mit 
einem deutlich geringeren Anteil von heimischen Staats-
anleihen in ihren Bilanzen auskommen. Das sollte mittel-
fristig auch für Italien machbar sein. Dabei ist allerdings zu 
berücksichtigen, dass Banken wichtige Käuferinnen von 
Staatsanleihen sind, wenn Staaten diese am Primärmarkt 
zur Finanzierung herausgeben. Hier dürfen EZB und Euro-
system nicht agieren, weil das direkte Staatsfinanzierung 
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Seit Ende des Zweiten Weltkriegs hat Europa eine enor-
me Wiederaufbau- und Einigungsperiode erlebt. Sie hat 
den politischen und wirtschaftlichen Bedeutungsverlust 
des Kontinents, der im Zuge der beiden Weltkriege ein-
getretenen war, wettgemacht. Im Kern ist diese Konso-
lidierung der frühen Beilegung französisch-deutscher 
Antagonismen zu danken, woraus die Integrationsbewe-
gung entsprang, die in der heutigen EU ihren Höhepunkt 
erreicht hat. Der Integrationsprozess war noch zu Beginn 
des 21. Jahrhunderts von der Euroeinführung und der 
Osterweiterung geprägt. Dann folgten aber die weltweite 
Finanzkrise (2008/2009), die Eurokrise (2010 bis 2012), die 
Flüchtlings- und Migrationskrise (2015/2016), die Schrit-
te zum Brexit (2016 bis 2020) und die sich über die Welt 
ausbreitende Coronakrise ab 2020. Gegenwärtig kämpft 
die EU – wie auch die übrige Welt – zudem gegen den 
fortschreitenden Klimawandel an.

Als Folge dieser Phänomene hat sich in der EU schritt-
weise eine Identitätskrise aufgebaut, die zeigt, dass das 
Integrationsgebilde nicht auf einem unverrückbaren Fun-
dament steht, sondern laufend gerechtfertigt und an neue 
Entwicklungen angepasst werden muss. Die sukzes-

siv steigende Zahl der Mitgliedstaaten von ursprünglich 
sechs auf bis zu 28 hat die Heterogenität des politischen 
Meinungsspektrums und der Wirtschaftsstrukturen so 
weit erhöht, dass das umspannende Integrationsband 
zu reißen droht. Eine schmerzliche Folge war der Brexit, 
das Ausscheiden Großbritanniens aus der EU im Januar 
2020. Damit ist die globale Bedeutung der EU als führen-
der Wirtschaftsblock und als politischer Widerpart gegen 
US-amerikanische, russische oder chinesische Machtin-
teressen geschrumpft.

Eurokrise bewältigt – Wachstumsziel verfehlt

Die globale Finanzkrise von 2008/2009 hat die EU zu-
nächst als externe Herausforderung erreicht, um sich 
dann ab 2010 als Eurokrise zu einem internen Problem zu 
verdichten. Zur Bewältigung der Krise wurde ab 2012 ei-
ne Austeritätspolitik verfolgt, die von Befürwortenden als 
unumgänglich erachtet und von Gegner:innen als „neo-
liberale“ Fehlkonstruktion mit unabsehbaren wirtschaft-
lichen und gesellschaftlichen Schäden eingestuft wurde. 
Tatsächlich war die fiskalische Bremse für manche Pro-
blemländer eine unumgängliche Sofortmaßnahme, um 
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Abbildung 1
Wirtschaftsentwicklung in Deutschland und in den 
Programmländern des Euro-Rettungsschirms
reales BIP pro Kopf

Quelle: Eurostat (2021).

Abbildung 2
EU verfehlt wirtschaftliche Annäherung an USA
reales BIP pro Kopf, Kaufkraftparitäten in internationalem US-Dollar – 	
logarithmische Skala

Quelle: Internationaler Währungsfonds (2021).
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das Vertrauen der Finanzmärkte in die Zahlungsfähigkeit 
dieser Länder aufrechtzuhalten. Als Dauerlösung war sie 
nicht geeignet. Daher konnten die von der Eurogruppe 
(unter Mitwirkung des Internationalen Währungsfonds) 
geschnürten Rettungspakete, die auch das Schicksal der 
Gläubigerbanken im Auge hatten, nur eine befristete Un-
terstützung gewähren, deren Folgen und Erfolge in den 
betroffenen Programmländern durchaus unterschiedlich 
waren (vgl. Abbildung 1): Gemessen an der Entwicklung 
des realen BIP/Kopf waren Griechenland, Spanien und 
Irland von den Maßnahmen kurzfristig am stärksten be-
troffen. Allerdings fiel Irland von einem vergleichsweise 
hohen Einkommensniveau zurück und erholte sich spek-
takulär, wogegen das viel weniger reiche Griechenland 
weit zurückgeblieben ist. Im Jahr 2019 (also vor der Co-
ronakrise) lag das BIP/Kopf in Griechenland immer noch 
um 21 % unter dem Niveau von 2007, in Zypern erreichte 
es gerade wieder den Vorkrisenwert. Unterschiedliche 
Zuwächse gab es in Spanien (+3 %), Portugal (+8 %) und 
Irland (+46 %). In Deutschland lag das BIP/Kopf um fast 
13 % über dem Ausgangswert von 2007.

Ungeachtet der fiskalischen Austerität hat die Eurokrise 
dem europäischen Integrationsprozess wichtige Impulse 
gegeben: Es kam zur Errichtung des Europäischen Fi-
nanzaufsichtssystems (2011), zur Gründung des Europä-
ischen Stabilitätsmechanismus ESM (2012), zum schritt-
weisen Aufbau einer Bankenunion (2014) und zu ersten 
Ansätzen für eine Kapitalmarktunion (2015). Dennoch hat 
die EU ihre selbstgesteckten Ziele nicht erreicht. Vor al-
lem die propagierte Aufholjagd zum Einkommensniveau 
der USA ist gescheitert (vgl. Abbildung 2). Dies erfordert 
Anpassungen entweder bei den Zielen, indem man die 

Zielfunktion vom Pro-Kopf-Einkommen auf die gesamte 
Wohlfahrt inklusive Klimaziele ausdehnt (hier ist die EU 
nicht zu schlagen!) oder bei den operativen Instrumenten 
(Forcieren von Wachstumsträgern, die oft nicht mit den 
Klimazielen vereinbar sind) oder beim Verfassungsrah-
men (auch auf mittlere Sicht unrealistisch).

Unvollständig gebliebene Europaidee

Haben die mehr als ein halbes Jahrhundert anhaltenden 
Integrationsbemühungen in Europa eine kollektive eu-
ropäische Identität hervorgebracht? Dafür sprechen die 
rapide Erweiterung der EU an Mitgliedsländern und die 
damit verbundenen wirtschaftlichen Vorteile, dagegen 
die unvermeidliche Zunahme an Heterogenität. Bei allen 
faktenbasierten Vorteilen der europäischen Integration 
ist diese gerade in Krisenzeiten einem erheblichen Ge-
genwind ausgesetzt.

Der Begriff der „europäischen Identität“ scheint offizi-
ell erstmals in den Dokumenten für den Gipfel der EG-
Staatsoberhäupter in Kopenhagen vom Dezember 1973 
auf, in denen das „gemeinsame Erbe“ und die „eigenen 
Interessen“ der damals neun Mitgliedstaaten betont wur-
den. Mit „europäischer Identität“ war zu dieser Zeit eine 
positive Sichtweise verbunden, die ganz unterschiedliche 
Perspektiven des Integrationsprozesses abdeckte und 
ihren Ausdruck im (2000 eingeführten) Motto der EU „In 
Vielfalt geeint“ fand.

Das Verhältnis zwischen Vielfalt und Einheit ist über die 
Zeit nicht konstant geblieben. In Krisenzeiten nimmt die 
Bedeutung zentralstaatlicher Elemente regelmäßig zu 
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– wie etwa in der Eurokrise und in der Coronakrise. Als 
Ausnahme von dieser Regel gewannen bzw. behielten in 
der Migrationskrise die Nationalismen die Oberhand. Mit-
telfristig gibt es eher Weiterentwicklungen auf zwischen-
staatlicher Ebene denn auf Gemeinschaftsebene. Für den 
früheren Präsidenten der Eurozone, Jeroen Dijsselbloem 
(2018), liegt dies im Wesen der EU, in der die Mitgliedstaa-
ten über Vertragsänderungen sowie über neue Steuern 
und ihre Verwendung entscheiden. Dies gilt insbesondere 
auch für Krisenzeiten, in denen nicht ohne die Finanzkraft 
der Mitgliedstaaten und die Bereitschaft zur Zusammen-
arbeit vorgesorgt werden kann.

Die noch immer unvollendete europäische Identität ist als 
Antithese zu den Ideen der europakritischen radikalen 
Rechtspopulisten zu sehen, die sich nur der nationalen 
Identität als emotionaler Basis der Gesellschaft verbun-
den fühlen. Seit der Migration im Jahr 2015 erhalten diese 
Gruppen vermehrt Zuspruch, indem sie plakativ gegen 
die Bedrohung Europas durch massive Zuwanderung auf-
treten. Mit der Immigration kämen nicht nur europafrem-
de kulturelle und religiöse Einflüsse ins Land, es würden 
damit auch Arbeitsplätze gefährdet. Nur der Nationalstaat 
könne effektiv dagegen vorgehen, die asylfreundliche EU 
verliere sich hingegen in fruchtlosen Debatten über die 
Verteilung und Integration von Geflüchteten. Faktum ist 
allerdings, dass nur im Rahmen der EU sowohl ein ko-
ordinierter Schutz der Außengrenzen als auch eine faire 
Verteilung der Lasten aus der erhöhten Migrationsbewe-
gungen bewerkstelligt werden kann.

Konstruktionsfehler stehen dem Integrationsziel der 
EU im Wege

In Umfragen wird die wirtschaftliche Integration nach wie 
vor als klarer Vorteil bekundet, doch gewinnen Gegen-
strömungen mit ausgeprägt nationalistischen Tendenzen 
an Stärke. Dies ist nicht nur eine Folge der Flüchtlings-
krise, verschiedene große und kleine Konstruktionsfehler 
der EU laden die nationalen und regionalen Identitäten mit 
europakritischen Tönen auf und erschweren das Entste-
hen einer übergreifenden Europaidee.

Seit vielen Jahren wird versucht, einen eklatanten Man-
gel im Integrationsgefüge der EU zu beheben, jenen in 
der Sozialpolitik. Die schwerpunktmäßig bei den Mit-
gliedstaaten angesiedelten sozialen Agenden wurden 
durch den Vertrag von Amsterdam (1997/1999) in den 
primären Rechtsbestand der EU aufgenommen (Artikel 
151 AEUV) und im November 2017 durch die „Europä-
ische Säule sozialer Rechte“ konkretisiert. Dennoch ist 
die Asymmetrie zwischen der gut ausgebauten Politik 
zur Vermeidung von makroökonomischen Ungleichge-
wichten und den unzureichenden Koordinationsmecha-

nismen im sozialen Bereich weiterhin gegeben (Aiginger 
und Kreuz, 2021). Zu den am häufigsten angeführten Un-
zulänglichkeiten gehört das Demokratiedefizit der EU-In-
stitutionen. Es äußert sich schon im Mangel an gesamt-
europäisch agierenden politischen Parteien, weshalb 
die Probleme der Gemeinschaft primär aus nationaler 
Sicht dargestellt und beurteilt werden. Die Missachtung 
des Spitzenkandidatenmodells für die Bestellung der 
Europäischen Kommission im Jahr 2019 durch die Mit-
gliedstaaten hat diesen Eindruck noch verstärkt. Beklagt 
wird auch die gefühlte Überregulierung durch „Brüssel“, 
selbst wenn die Verantwortung dafür meist bei den Mit-
gliedstaaten zu finden ist. Insgesamt wird die EU oft als 
„Projekt der Eliten“ gebrandmarkt, bei dem „das Volk“ 
nur wenig mitzureden habe.

Die Weiterentwicklung der EU als Gemeinschaft wird 
durch das Einstimmigkeitsprinzip im Rat behindert, das 
jedem Mitgliedstaat in grundsätzlichen Fragen eine Veto
möglichkeit einräumt. Im Gründungsvertrag der EWG war 
dagegen vorgesehen, diese Regel ab 1966 durch eine 
qualifizierte Mehrheit zu ersetzen, das ist aber im ent-
scheidenden Moment am französischen Veto gescheitert.  
Heute müsste – angesichts der inzwischen sehr großen 
Zahl der Mitgliedstaaten – die Einstimmigkeit auf ganz 
wenige Grundsatzfragen eingeschränkt und jedenfalls in 
rein operativen Bereichen und in Finanzierungsfragen be-
seitigt werden. Als Systemmangel ebenso schwer wiegt 
der undurchsichtige Kompetenzdschungel zwischen den 
Mitgliedstaaten und der EU-Ebene sowie die verschwom-
mene Aufgabenteilung auf EU-Ebene zwischen legislati-
ver und exekutiver Gewalt.

Obwohl die Aufklärung des 18. Jahrhunderts als wichtige 
intellektuelle Basis für die europäische Integration und ihr 
Wertesystem gilt, hat sich deren Idee einer universellen 
Staatsbürgerschaft in der EU bisher nicht durchgesetzt. 
Die Unionsbürgerschaft (sie soll die nationale Staatsbür-
gerschaft nicht ersetzen, sondern ergänzen) wurde zwar 
1992 durch den Vertrag von Maastricht eingeführt, sie hat 
aber bisher kaum identitätsstiftend gewirkt.

In der Wirtschaftspolitik der Eurozone hat sich die Di-
chotomie zwischen einheitlicher Geldpolitik und natio-
nalstaatlichen Fiskalpolitiken zum einzig konsensfähigen 
Steuerungssystem entwickelt. In Krisenzeiten entstehen 
daraus enorme Friktionen zwischen Mitgliedsländern mit 
hoher Staatsverschuldung und hohen Kosten der Finan-
zierung auf der einen Seite und den Vertreter:innen einer 
nachhaltigen Austeritätspolitik auf der anderen. Die im 
Zuge der Coronapandemie aufgebaute Solidarität hat 
diese Spannungen etwas verringert, indem nun (zumin-
dest temporär) auch gemeinschaftliche Finanzierungs-
modelle diskutiert werden können.
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Abbildung 3
Eurobarometer-Einschätzungen der wichtigsten  
EU-Probleme

Quelle: Eurobarometer (2021).
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Kein Konsens in der Migrationspolitik

Im Inneren der EU hat sich das Spektrum politischer Ziele 
durch die erhöhte Migration ab 2015 dramatisch verengt, 
um nur noch einen Problembereich im Auge zu haben: 
die in manchen Augen eintretende Überfremdung. Dazu 
hat nicht nur die Zuwanderung selbst beigetragen, son-
dern auch das populistische Schüren von Ängsten für rein 
parteipolitische Zwecke. Verschwörungsmythen verbrei-
ten sich rascher und nachhaltiger als die weniger sensa-
tionellen Tatsachen des Alltags. Europa wurde von der 
Zuwanderung unvorbereitet getroffen und besaß keine 
Strukturen zu dessen Bewältigung. Die hastig getroffenen 
Maßnahmen (z. B. Schließen der Balkanroute) überforder-
ten die Asylsysteme der Anlandestaaten, sie konnten die 
irreguläre Migration nicht stoppen.

In allen betroffenen Ländern bewegt sich seitdem das po-
litische Spektrum vom Zentrum weit nach rechts zu einer 
ausgeprägten Abwehrhaltung gegen Zuwanderung, auch 
gegen die von der Menschenrechtskonvention geschütz-
ten Geflüchtete. Der Zuwachs an Geflüchteten 2021 hat 
verdeutlicht, dass auf europäischer Ebene die Sicherung 
der Außengrenzen vorangetrieben werden müsste. Die-
ses Vorhaben kommt wegen abweichender Interessen 
der Mitgliedstaaten nicht entscheidend weiter, weshalb 
einzelne Länder ihre Probleme gegen die Regeln des Bin-
nenmarkts mit der (Wieder-)Errichtung nationaler Grenzen 
und Zäune zu lösen versuchen. Im aktuellen Konflikt mit 
Weißrussland, das Drittlands-Geflüchtete an die Grenze 
zu Polen verfrachtet und dort aussetzt, stehen auch die 
Menschenrechte in der EU auf dem Prüfstand.

Rechtspopulismus als Anti-Bewegung

In der politischen Realität Europas wird Populismus als ei-
ne Bewegung gegen die herrschenden Gruppen verstan-
den, auch wenn diese demokratisch legitimiert sind. Der 
nationalistische Rechtspopulismus stemmt sich gegen 
jede Überlagerung der nationalen Identität durch supra-
nationale Elemente. Die Wahlerfolge der Rechtspopulis-
ten lassen sich hauptsächlich auf Ängste vor einer schlei-
chenden Änderung der kulturellen Werteordnung (Fami-
lienstrukturen, Religiosität) zurückführen, die kurz- bis 
mittelfristig noch von wirtschaftlichen Schocks überlagert 
sein können (Rodrik, 2019). Aktuell löst die Einwanderung 
von Personen mit niedriger beruflicher Qualifikation aus 
anderen Kulturkreisen Aversionen bei Teilen der Bevölke-
rung aus und fördert deren Unterstützung rechtspopulis-
tischer bis rechtsextremer Akteure. Die beiden Gruppie-
rungen unterscheiden sich in der Art des Gegners: Beim 
Rechtspopulismus ist es die Elite, beim rechtsextremen 
Nativismus sind es die ethnischen Minderheiten. Beide 
lehnen aber die EU in ihrer derzeitigen Form ab, weil sie 

Einschränkungen der nationalen Souveränität und Identi-
tät nicht hinnehmen wollen.

Die Migration wurde zwischen 2015 und 2019 in Euro
barometer-Umfragen meist als das größte Problem der 
EU bezeichnet. Erst die Pandemie hat die Ängste um die 
Gesundheit und die wirtschaftliche Lage in den Vorder-
grund gerückt, die Einwanderungsthematik ist aber im 
Sommer 2021 wieder verstärkt ins Bewusstsein der Be-
fragten zurückgekehrt (vgl. Abbildung 3).

Die rechtspopulistischen und rechtsextremen Bewegun-
gen verstecken ihren autoritären Kern häufig hinter dem 
Anspruch, im Interesse des „Volkes“ zu agieren. Der in 
Princeton tätige deutsche Politologe Jan-Werner Mül-
ler (2016) sieht aber im Rechtspopulismus nicht so sehr 
einen Kampf gegen die Eliten als vielmehr gegen Plura-
lismus. Daraus ergibt sich wiederum eine Gegnerschaft 
zur liberalen Demokratie, denn diese ist ohne Pluralis-
mus nicht denkbar. Auch wenn rechtspopulistische Be-
wegungen die liberale Demokratie infrage stellen, sollte 
ihnen nach Taggart (2012) nicht mit einer Dämonisierung 
begegnet werden. Vielmehr müssten die von Populisten 
aufgegriffenen Problembereiche auch Gegenstand libe-
ral-demokratischer Politik sein, die Antworten auf Fragen 
der Immigration, des Multikulturalismus und der weiteren 
europäischen Integration anzubieten hätte.

Brexit: Die EU auf dem Weg zur Konsolidierung?

Der Austritt von Großbritannien aus der EU ist die Folge ei-
ner populistisch geführten innenpolitischen Auseinander-
setzung, die keine Rücksicht auf die negativen ökonomi-
schen Konsequenzen sowohl für Großbritannien als auch 
für die EU27 nahm. Zusätzlich bediente das Brexit-Refe-
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rendum eine Reihe von Aversionen (gegen den europäi-
schen Kontinent, gegen Immigrierende aus Polen) und My-
then (über ein – längst vergangenes – britisches Imperium).

Die Hintergründe des Brexits lassen sich anhand des 
Globalisierungstrilemmas von Rodrik (2007) ausleuchten. 
Dort wird die Unvereinbarkeit von Nationalstaat, Demo-
kratie und Globalisierung in den Raum gestellt. Sampson 
(2017) greift diesen Gedanken auf und interpretiert den 
Brexit als demokratische Reaktion auf den schleichen-
den Verlust an britischer Souveränität im Zuge der fort-
schreitenden Integration in die EU. Für die EU bedeutet 
das umgekehrt, dass eine immer tiefere Integration der 
Mitgliedstaaten mit dem Fortbestand von nationaler 
Demokratie im Widerspruch zu stehen scheint. Daraus 
folgert Sampson für ein demokratisches Europa, dass 
sich entweder eine kollektive europäische Identität (an-
stelle der bisherigen nationalen Identitäten) herausbilden 
müsste oder die supranationale Komponente der EU zu 
reduzieren sein wird (indem man beispielsweise die Per-
sonenfreizügigkeit einschränkt). Ansonsten sei mit weite-
ren Austritten aus der EU zu rechnen.

Nach dem Brexit ist die zurückbleibende EU27 weniger 
heterogen als zuvor. Gesamteuropäisch hat aber die So-
lidarität gelitten, und es ist nicht auszuschließen, dass 
sich sowohl bei den Briten (Schottland, Nordirland) als 
auch in der EU (Katalonien, Flandern) manche Separa-
tismen verfestigen. Vom Brexit sollte die EU lernen, dass 
ein Gleichklang bei den Grundwerten wichtiger ist als 
vordergründige Größe.

Empirische Studien zu den makroökonomischen Folgen 
des Brexit ergeben, dass auf beiden Seiten des Kanals 
Wohlfahrtsverluste zu verbuchen sind, die aber in Groß-
britannien höher ausfallen als in der EU27. Gravierende 
Verwerfungen sind allerdings auszuschließen, weil einer-
seits nun schon mehrere Jahre für Anpassungen genutzt 
werden konnten und andererseits mit dem neuen Han-
delsabkommen nicht alle Brücken zur EU abgebrochen 
werden. Offen ist allerdings, ob das Abkommen hinsicht-
lich Nordirland voll umgesetzt werden kann.

COVID-19 als Test für Solidarität

Eine gewisse Unterstützung für die europäische Solida-
rität kam von der Coronapandemie, deren gesundheitli-
che, wirtschaftliche und soziale Schäden dem Gemein-
schaftsgedanken einen unverhofften Impuls versetzt 
haben. Gleichzeitig haben die Ängste vor Krankheit und/
oder Impfung sowie das holprige Anlaufen von nationalen 
und gemeinschaftlichen Maßnahmen ein neues Betäti-
gungsfeld für Rechtspopulisten und ihre Verschwörungs-
mythen eröffnet. Maskenverweigernde, Lockdown- und 

Impfgegner:innen können sich mit jenen verbünden, die 
durch die Krise in gesundheitliche, psychische oder wirt-
schaftliche Schwierigkeiten geraten sind.

Welche Rolle konnte die EU ohne zentrale Kompetenzen 
im Gesundheitsbereich bei der Bewältigung der Pande-
mie spielen? Wurden die wirtschaftlichen und politischen 
Folgen der Pandemie optimal verkraftet? Als sich die Co-
ronapandemie auszubreiten begann, konnte die schon 
seit der Migrationskrise eingeübte Abschottung der Bin-
nengrenzen aktiviert werden. Damit ließ sich zwar die 
Ausbreitung des COVID-19-Virus nicht verhindern, wohl 
aber wurden nationale Schutzmaßnahmen ohne langwie-
rige Abstimmung auf EU-Ebene rasch verwirklicht. Als 
Kehrseite konnte Frankreich Anfang März 2020 kurzfristig 
alle Atemschutzmasken im Lande beschlagnahmen und 
Deutschland – entgegen aller Binnenmarktregeln – eine 
bereits eingeleitete Lieferung von medizinischer Schutz-
ausrüstung nach Frankreich verhindern.

Mittel- bis langfristig wird die Coronakrise wohl auch ei-
ne Neubewertung der globalen Wertschöpfungsketten 
in Gang setzen, die auch eine Sicherung von „strategi-
schen“ Produktionen in der EU zum Ziel hat. Auf diesem 
Weg sollten aber weder die nationalen Protektionismen 
verstärkt noch essenzielle Produktionen in Entwicklungs-
ländern (weiter) unterwandert werden (z. B. über Export-
subventionen für die EU-Landwirtschaft).

Die EU wurde von der Coronakrise zu einem Zeitpunkt 
getroffen, als sie noch in der Bewältigung der Vorgänger-
krisen verhaftet war und die neue EU-Kommission ihre 
Pläne in Umsetzung bringen wollte. Einige Aspekte der 
Pandemie erinnern an die zuvor gerade überwundenen 
Krisen. An die Flüchtlingskrise gemahnen die Lockdowns 
und Grenzschließungen, an die Eurokrise die enormen 
staatlichen Hilfen und ihre Finanzierung. Ein wichtiger Un-
terschied zur Finanzkrise ist, dass damals wirtschaftliche 
Ungleichgewichte als Auslöser fungierten, während sie 
nun eine Folge der Krise sind. Im Unterschied zur Flücht-
lingskrise, die in Zahlen gemessen werden konnte, be-
stand nun die Gefahr eines sich schleichend anbahnen-
den Kollapses des Gesundheitssystems.

Manche der über Jahre entstandenen politischen und 
wirtschaftlichen Risse zwischen den EU-Ländern wurden 
durch den Schock über COVID-19 kurzfristig zugedeckt. 
Sie traten aber wieder hervor, als die ersten Notmaßnah-
men die Pandemie einzudämmen schienen. Dazu kamen 
neue, durch die Coronakrise selbst ausgelöste Zwiste, etwa 
um die Zulassung und Verteilung von Impfstoffen oder um 
binnenmarktwidrige Grenzschließungen. Die Konfliktlösung 
kostete nicht nur Zeit, sondern zeigte (wieder einmal) die 
Grenzen für die Integrationsbereitschaft in Europa auf.
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Zur Begrenzung der wirtschaftlichen Schäden der Pan-
demie waren auf nationaler und EU-Ebene enorme Mittel 
aufzuwenden. Die Politik stand vor der Herausforderung, 
die begrenzten Fördermittel auf die überlebenswichtigen 
und -fähigen Projekte zu konzentrieren. Die Pandemie 
breitete sich aus, als in der EU gerade das mittelfristige 
EU-Budget 2021-27 verhandelt wurde. Dazu kam nun das 
Erfordernis, auf EU-Ebene Finanzhilfen zu gewähren, um 
in Ergänzung zu den nationalen Anstrengungen einen Zu-
sammenbruch ganzer Wirtschaftsbereiche zu verhindern. 

Daraus entstand ein Paket aus zwei zentralen Kompo-
nenten, dem Mehrjährigen Finanzrahmen (MFR) 2021/27 
und dem temporären Aufbauinstrument „Next Generation 
EU“ (NGEU) mit einem Gesamtvolumen von 1.824,3 Mrd. 
Euro (zu Preisen von 2018). Die 750 Mrd. Euro des NGEU-
Programms wird die EU langfristig (bis 2058) über ge-
meinschaftliche Schuldtitel mit solidarischer Haftung aller 
Mitgliedstaaten (Corona-Bonds) am Kapitalmarkt refinan-
zieren. Die Projekte werden in den Nationalen Aufbau- 
und Resilienzplänen (NARPs) definiert, die im Rahmen 
des Europäischen Semesters auf Basis der länderspe-
zifischen Empfehlungen des Rates abgewickelt werden. 
Damit wird der Aufbau nach der Krise wiederum von den 
regionalen Sichtweisen der Mitgliedstaaten dominiert, 
gemeinschaftliche Ziele (abgesehen von den EU-weit vor-
geschriebenen Projekten zur grünen Wirtschaft und zum 
digitalen Wandel) werden allenfalls bei der Finanzierung 
berücksichtigt. Dem übergeordneten Ziel wäre besser ge-
dient gewesen, wäre die Auswahl der Projekte nach ge-
meinschaftlichen Gesichtspunkten von einem unabhän-
gigen (dem Europäischen Parlament berichtspflichtigen) 
Gremium vorgenommen worden.

Völlig verabsäumt wurde es, bei dieser Gelegenheit auch 
gleich die schon lange anstehende Strukturbereinigung 
im EU-Budget anzugehen und sie mit einer Vertiefung des 
Subsidiaritätsprinzips zu verknüpfen. In der Kohäsions-
politik wäre dies ebenso möglich wie in der Agrarpolitik, 
hier etwa mit einer Verlagerung der „Säule 1“ (Einkom-
mensstützung und Marktmanagement) auf die nationale 
Ebene. Im Gegenzug müssten gemeinschaftsrelevante 
Fragen des Klimawandels, der Pandemiesteuerung und 
der menschenwürdigen Behandlung von Geflüchteten auf 
die EU-Ebene gehoben werden.

Erfolgreiche Krisenstabilisierung

In Krisenzeiten erweist sich Solidarität als besonders 
gefragtes Verhalten. Viele Beobachter:innen bewerten 
daher die fiskalischen Maßnahmen der EU zur solidari-
schen Bewältigung der Coronakrise als beachtlichen Er-
folg, weil der Nachfrage- und Produktionsausfall rasch 
stabilisiert werden konnte. Hingegen gibt es Kritik an 

der Allokationsfunktion der Maßnahmen. Das Programm 
NGEU ist mit der Vorgabe gestartet worden, maßgeblich 
zum Klimaschutz und zur Digitalisierung beizutragen. In 
der Umsetzung werden allerdings bei vielen Projekten 
Substitutionseffekte vermutet, indem schon länger vor-
bereitete nationale Vorhaben nun von der Gemeinschaft 
finanziert werden. Außerdem gibt es keine klare Trennung 
zwischen rein privaten Aktivitäten mit individueller Ge-
winnerwartung und jenen Aufgaben, die nur von der öf-
fentlichen Hand erfüllt werden können und daher eine ge-
meinschaftliche Finanzierung rechtfertigen. Hinsichtlich 
der Verteilungsfunktion gewähren die Mittel aus NGEU 
nicht primär einen Ersatz für Schäden aus der Coronakri-
se. Vielmehr verteilen sie netto von reicheren zu ärmeren 
Ländern (gemessen am BIP/Kopf) um und ergänzen da-
mit nur die bisherige Kohäsionspolitik (Fuest, 2021).

Bei aller Kritik an den komplexen Hilfsprogrammen muss 
man anerkennen, dass sich die EU und ihre Gremien in 
Krisenzeiten als ausreichend flexibel erwiesen haben, 
frühere rote Linien zu überschreiten, um die Wohlfahrt in 
der Gemeinschaft zu optimieren. Die Zukunft der EU wird 
auch daran zu messen sein, wie erfolgreich in der Coro-
nakrise nationale Alleingänge den Gemeinschaftsinteres-
sen untergeordnet werden konnten.

Um in der Coronakrise die Funktion der Banken als 
Finanzintermediärinnen und Risikotragende aufrecht zu 
halten, hat die Europäische Zentralbank seit dem Frühjahr 
2020 eine Reihe von Lockerungsmaßnahmen beschlos-
sen. Als Ergebnis dieser Politik ist die Liquidität im Ban-
kensektor massiv angestiegen, sodass sie zur Jahres-
mitte 2021 um ein Vielfaches höher war als während der 
Eurokrise. Bei den privaten Nichtbanken hat sich dies in 
einer drastischen Erhöhung der Sparquote und in einer 
leichten Zunahme der Bargeldhaltung niedergeschlagen 
(vgl. Abbildung  4). Die expansive Geldpolitik hat insge-
samt verhindert, dass die übrigen Hilfsmaßnahmen auf 
europäischer und nationaler Ebene an Finanzierungs-
grenzen gestoßen wären. Die von vielen befürchtete Infla-
tion beschränkt sich bisher auf exogene Faktoren, doch 
sind die Währungsbehörden gut beraten, eine sukzessive 
Rückführung der Überliquidität vorzubereiten.

Bei den Verhandlungen über die Finanzierung der Maß-
nahmen gegen die Coronakrise ist das schon längere Zeit 
schwelende Problem der Rechtsstaatlichkeit virulent ge-
worden. Die Kommission hat insbesondere gegen Polen 
und Ungarn Verfahren nach Artikel 7 EUV eingeleitet, um 
Vorwürfe des Verstoßes gegen diesen Grundsatz der EU 
zu prüfen und allenfalls mit Sanktionen dagegen vorzuge-
hen. Letztlich stellt sich die Frage, ob ein anhaltendes Ab-
weichen eines Mitgliedstaats von etablierten Grundsätzen 
der EU nur über einen Austritt gelöst werden kann oder ob 
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Abbildung 4
Liquiditätsindikatoren für den Euroraum

Quelle: Eurostat.
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und in welcher Form Raum für eine Peripherie von Ländern 
mit eingeschränkten Rechten und Pflichten besteht.

Solche Überlegungen führen zu einem Kerneuropa-
Modell mit differenzierter Integration. In diesem Sinne 
plädiert etwa Ohr (2017) dafür, an Stelle von „mehr Eu-
ropa“ ein „besseres Europa“ anzustreben, das den Mit-
gliedstaaten mehr Flexibilität zugesteht. Nur wenn nicht 
immer alle Mitglieder mit ihren unterschiedlichen wirt-
schaftlichen und sozialen Rahmenbedingungen sämtli-
che Integrationsschritte mitmachen müssen, werden sie 
sich weiterhin mit der EU identifizieren können. Es gelte, 
die bisherigen Errungenschaften der europäischen Inte-
gration, insbesondere des europäischen Binnenmarkts, 
zu betonen und die Integrationsbereitschaft nicht durch 
Forderungen nach einer „immer engeren Union“ aufs 
Spiel zu setzen.

Welche Zukunft hat die EU?

Haben die wiederkehrenden Krisen den europäischen In-
tegrationsprozess gestärkt oder geschwächt? Ist die EU 
auf dem Weg zu einer „differenzierten Integration“ oder zu 
einer „differenzierten Desintegration“ (Tekin, 2016), wenn 
nicht überhaupt zur Auflösung? Die Krisen im vergange-
nen Jahrzehnt haben die Grenzen einer weitgehend abs-
trakten Europaidee aufgezeigt. Da es gemeinschaftliche 
Institutionen derzeit nur in Ansätzen gibt, lässt sich „Eu-
ropa“ der Bevölkerung auf nationaler Ebene nur unzurei-
chend näherbringen. Von den wahlabhängigen nationalen 
Politiker:innen sind keine Initiativen zur Beschränkung ihrer 
eigenen Position zu erwarten, weshalb es ohne äußeren 
Druck auf absehbare Zeit keine verfassungsmäßig abgesi-
cherte entscheidende Stärkung der EU-Ebene geben wird.

Langfristig wird eine weitere Vertiefung des Integrati-
onsziels der EU nur zu erreichen sein, wenn die demo-
kratische Legitimation von EU-Institutionen gestärkt 
und die Gewaltenteilung besser verankert wird. Um die 
Wähler:innen ausreichend mit europäischen Fragestellun-
gen und Standpunkten vertraut zu machen, bedarf es po-
litischer Parteien, die über ihre regionalen und nationalen 
Fragestellungen hinaus auch europäisch argumentieren 
und werben können.

Um das bisher erreichte Integrationsniveau zu halten und 
mit Leben zu erfüllen, sollte dem in Artikel 5 Absatz 3 EUV 
festgelegten Subsidiaritätsprinzip konsequenter als bisher 
Rechnung getragen werden. Als Gegenleistung könnte von 
den Mitgliedstaaten mehr Solidarität bei gemeinschaftli-
chen Anliegen eingefordert werden. Im daraus resultieren-
den System wären gesamteuropäische Ziele auf der EU-
Ebene (Top Down) zu definieren, die Umsetzung sollte aber 
auf nationaler und regionaler Ebene (Bottom Up) erfolgen, 
dort nämlich, wo der politische Kontakt zu den betroffenen 
Personen mit ihren Bedürfnissen laufend gepflegt wird. Die 
Kontrolle der Umsetzung müsste dann wieder einheitlich 
auf europäischer Ebene angesiedelt sein.

Die Kaskade von Krisen, denen die EU in den vergange-
nen eineinhalb Jahrzehnten ausgesetzt war, hat das Ge-
fühl der Zusammengehörigkeit in Europa tendenziell ge-
stärkt. Dies sollte für die „Konferenz zur Zukunft Europas“ 
genutzt werden, die seit Mai 2021 an Vorschlägen zur 
Beseitigung der in den Krisen sichtbar gewordenen ins-
titutionellen Mängel der EU arbeitet (Europäische Kom-
mission, 2021). Hier sollten die von den Skeptiker:innen 
der europäischen Integration aufgeworfenen Fragen und 
Anliegen aufgegriffen und verarbeitet werden. Ein solcher 
Reformanlauf könnte die EU auf einer verbesserten de-
mokratischen Basis handlungsfähiger machen. Die EU 
könnte auf diese Weise zum Vorbild für das friedliche Mit-
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für den Kontinent in weite Ferne gerückt. Für die Zeit bis 
dahin lohnt es sich, zweitbeste Lösungen anzupeilen. Ei-
nige davon wurden hier diskutiert und Wege zu ihrer Ver-
wirklichung aufgezeigt.
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einander unterschiedlicher Länder mit nicht deckungs-
gleichen Kulturen werden. Einen Beitrag zur Zukunft der 
EU wird diese Konferenz aber nur leisten können, wenn 
sie mit einem konsensfähigen Gesamtpaket den Reform-
willen in den Mitgliedstaaten stärken kann.

Die EU ist eine hybride Staatsform mit dominierenden 
Elementen eines Staatenbundes und einigen abgegrenz-
ten Bereichen eines Bundesstaats. Aufgrund eines Urteils 
des Deutschen Bundesverfassungsgerichts von 2009 ist 
die EU auch nach dem Vertrag von Lissabon „kein Bun-
desstaat, sondern bleibt ein Verbund souveräner Staaten 
unter Geltung des Prinzips der begrenzten Einzelermäch-
tigung“. Nicht nur rechtlich, auch politisch konnte der ur-
sprüngliche Ansatz, als vereintes Europa in der Welt mit 
einer Stimme zu sprechen, bisher nicht verwirklicht wer-
den. Im Verhältnis zur Welt ist Europa zwar wirtschaftlich 
eine Großmacht, politisch ist es aber nach wie vor zer-
splittert, sodass in internationalen Gremien (Vereinte Na-
tionen, Internationaler Währungsfonds, Weltbank etc.) oft 
nur seine größeren Mitgliedstaaten wahrgenommen wer-
den. Diese Schwäche hat mit dem Austritt Großbritanni-
ens aus der EU noch zugenommen.

Die EU ist ein zutiefst politisches Projekt mit einem enor-
men wirtschaftlichen Potenzial, es ist allerdings noch 
nicht weit über seine wirtschaftlichen Anfänge hinaus-
gekommen. Die Krisen haben das Integrationsprojekt 
der EU geprägt: Sie haben den Kern der EU gestärkt, 
gleichzeitig haben sie aber die Unterschiede zwischen 
den Mitgliedstaaten schärfer hervortreten lassen. Damit 
ist die Idee einer politischen Union als optimales Fernziel 

Title: Crisis-tested Europe – Towards a Patchwork Union?

Abstract: Based on an insufficiently consolidated “European identity”, the European Union has recently been exposed to the chal-
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Staatsangehörigkeit abhängt. Abbildung 1 zeigt die Entwick-
lung des Erwerbspersonenpotenzials bei unterschiedlichen 
Annahmen zur künftigen Erwerbsbeteiligung und zum Wan-
derungsgeschehen. Damit lässt sich diese Entwicklung in die 
Einflussfaktoren Demografie, Verhalten (Erwerbsquoten) und 
Migration zerlegen. Die unterste Linie in der Abbildung 1 stellt 
ein Szenario mit dem rein demografischen Effekt dar. Die-
ser resultiert aus dem Bevölkerungsrückgang und vor allem 
aus der Alterung. Szenario 1 blendet also das Wanderungs-
geschehen völlig aus der Betrachtung aus (und entspricht 
damit einer hypothetischen Situation, in der niemand nach 
Deutschland zieht, aber auch niemand das Land verlässt). Au-
ßerdem basiert es auf der heutigen Erwerbsbeteiligung, d. h. 
konstanten Erwerbsquoten. Aufgrund der aktuell gegebenen 
Altersstruktur würde das Erwerbspersonenpotenzial in den 
kommenden Jahren stark schrumpfen. Bis 2035 beträgt der 
demografische Effekt -7,2 Mio. Personen (-15 %). Der Rück-
gang setzt sich nach 2035 fort, sodass das Erwerbspersonen-
potenzial 2060 mit 31,3 Mio. Arbeitskräften um gut 16,1 Mio. 
unter dem Stand im Ausgangsjahr 2020 läge (-34 %).

Realistischerweise ist von einer weiter steigenden Erwerbs-
beteiligung der Frauen und Älteren auszugehen. Die Er-
werbsquoten deutscher Frauen liegen in den mittleren Jahr-
gängen aktuell bereits bei 90 %. Ausländerinnen haben da-
gegen um bis zu 20 Prozentpunkte niedrigere Erwerbsquo-
ten. Höhere Erwerbsquoten wären bei ihnen sicher denkbar 
und dieser substanzielle Unterschied nimmt in der Projektion 
auch etwas ab. Es bleibt trotzdem eine erhebliche Differenz 
zur Erwerbsbeteiligung deutscher Frauen. Bei den Älteren 
ist als Folge der Rentengesetzgebung (Rente mit 67) mit ei-
nem Anstieg der Erwerbsquoten zu rechnen. Zudem dürfte 
bei einem wachsenden Anteil an Akademiker:innen – mit ei-
nem in der Regel längeren Verbleib im Erwerbsleben – die 
Erwerbsquote weiter steigen. In der vorliegenden Projektion 
(Szenario 2) steigt die Erwerbsquote bei den 60- bis 64-jähri-
gen Männern von derzeit 74 % bis 2030 auf 82 %; bei den 60- 
bis 64-jährigen Frauen von nicht ganz 67 % auf 70 %. Weiter 
zählen in der Projektion 2020 fast 30 % der 65- bis 69-jäh-
rigen Männer zum Erwerbspersonenpotenzial; 2030 werden 
es gut 52 % sein. Bei den Frauen dieser Altersgruppe steigt 
die Erwerbsquote von derzeit 20 % auf 34 %. Nach 2030 ver-
harren die Erwerbsquoten der Älteren weitgehend auf dem 
dann erreichten Niveau. In einem zweiten Szenario – eben-
falls ohne Wanderung – werden diese zu erwartenden Stei-
gerungen der Erwerbsquoten sowohl bei Frauen als auch bei 
Älteren angenommen. Aufgrund der höheren Erwerbsquoten 

Aktuell wird trotz der Coronapandemie intensiv über ei-
nen demografisch bedingten künftigen Fachkräftemangel 
diskutiert, wobei schon jetzt viele offene Stellen mangels 
Bewerber:innen nicht besetzt werden können (Kubis, 2021). 
Die Folgen wären fatal: Betriebe könnten schließen oder 
ins Ausland abwandern und es drohen Finanzierungspro-
bleme in der Sozialversicherung. Die Fachkräftediskussion 
geht dabei von einem Rückgang des Arbeitskräfteangebots 
aus, also der Zahl an Arbeitskräften, die den Betrieben po-
tenziell zur Verfügung steht. Aufgrund des seit langer Zeit 
bekannten negativen demografischen Trends ist mit einem 
stark sinkenden Arbeitskräftepotenzial zu rechnen. Die ak-
tuellste Projektion des Instituts für Arbeitsmarkt- und Be-
rufsforschung (Fuchs et al., 2021) zeigt, mit welchen Einbrü-
chen beim Arbeitskräfteangebot künftig zu rechnen ist.

Über viele Jahre hat ein steigendes Erwerbspersonenpotenzi-
al den Aufschwung am Arbeitsmarkt gestützt. Unmittelbar vor 
der Covid-19-Pandemie zählte die deutsche Statistik 45,1 Mio. 
Erwerbstätige, 1,4 Mio. Erwerbslose und 0,9 Mio. Personen in 
der „Stillen Reserve“, die manchmal als verdeckte Arbeitslo-
sigkeit betrachtet wird. Zusammen ergab das 2019 ein Erwerb-
spersonenpotenzial von fast 47,4 Mio. Personen – rund 2,9 
Mio. mehr als zur Jahrtausendwende. Hohe Zuzüge aus dem 
Ausland und eine zunehmende Erwerbsbeteiligung von Frau-
en und Älteren machten dies trotz eines negativen demografi-
schen Trends möglich. Doch schon vor der Pandemie kam der 
Zuwachs beim Erwerbspersonenpotenzial ins Stocken (Bauer 
et al., 2021). Rein rechnerisch ergibt sich das Erwerbsperso-
nenpotenzial aus der Bevölkerung1 und deren Erwerbsbetei-
ligung2, wobei Letztere vom Alter, dem Geschlecht und der 

1	 Basisjahr der Bevölkerungsprojektion ist 2020. Die Ausgangsbevölke-
rung wurde deterministisch mit der Komponenten-Kohorten-Methode 
nach Alter und Geschlecht fortgeschrieben. Um dem besonderen Ein-
fluss der Zuwanderung und der unterschiedlichen Erwerbsbeteiligung 
gerecht zu werden, differenziert das Modell zusätzlich nach Nationali-
tät – nach Deutschen und Nichtdeutschen (Fuchs und Söhnlein, 2005).

2	 Die Erwerbsbeteiligung wird nach Altersgruppen, Geschlecht und 
Deutschen/Nichtdeutschen vorausgeschätzt. Alle Berechnungen 
basieren auf den Erwerbsquoten des Mikrozensus plus der hinzu-
geschätzten Stillen Reserve, wofür eine aktuelle Schätzung vorliegt 
(Fuchs und Weber, 2021). Erwerbsquoten plus Stille-Reserve-Quoten 
ergeben Potenzialerwerbsquoten, die zur sprachlichen Vereinfachung 
im Text als Erwerbsquoten bezeichnet werden.
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damit steigen auch deren Fortzüge. Nicht zu vergessen, dass 
auch viele Personen mit deutscher Nationalität das Land ver-
lassen. Deren negativer Wanderungssaldo senkt die Gesamt-
zuwanderung. Aus der Komponentenzerlegung – Demografie, 
Verhalten und Migration – wird die überragende Bedeutung 
der Demografie für die künftige Entwicklung des Arbeitskräf-
teangebots deutlich: Durch eine höhere Erwerbsbeteiligung 
und bei eher niedrigen Wanderungsannahmen lässt sich der 
Effekt der demografischen Alterung nicht kompensieren.

Der demografische Trend wirkt sich nicht nur auf die abso-
lute Größenordnung des Erwerbspersonenpotenzials aus, 
sondern führt zwischenzeitlich zu dessen starker Alterung. 
Die Migration der tendenziell eher jüngeren Menschen be-
einflusst zwar das Ausmaß der demografischen Alterung, 
hält sie aber wohl nicht auf. Nach den vorliegenden Berech-
nungen dürften am Arbeitsmarkt künftig weniger Erwerbs-
personen jüngeren und mittleren Alters zur Verfügung ste-
hen. In Abbildung 2 wird dieser Trend für ausgewählte Jahre 
dargestellt. 2020 waren 9,4 Mio. Erwerbspersonen jünger 
als 30 Jahre. Im Szenario 3 mit einem Wanderungssaldo 
von 100.000 sind es 2035 gut 8,5 Mio. und 2060 nur noch 
7,2 Mio. Die Zahl der 30- bis 49-jährigen Erwerbspersonen 
sinkt bei diesem Szenario von 19,6 Mio. 2020 auf 18,8 Mio. 
2035 und anschließend bis 2060 auf 16,3 Mio. Die Zahl der 
älteren Arbeitskräfte ist in der Vergangenheit stark gestie-
gen: Das Potenzial der 50-jährigen und älteren Erwerbsper-
sonen lag 2000 bei 10,3 Mio. Im Basisjahr der Projektion 
zählten wir bereits 18,4 Mio. ältere Erwerbspersonen. Bei 
einer Nettozuwanderung von 100.000 Personen und stei-
genden Erwerbsquoten dürfte sich ihre Zahl bis 2035 auf 
17,1 Mio. verringern. 2060 umfasst diese Altersgruppe beim 
Szenario 3 nur noch 14,8 Mio. Erwerbspersonen. Der Grund 
für dieses Absinken ist die Alterung der Baby-Boomer-Ge-
neration, von der immer mehr in Rente gehen. In Abbildung 
2 ist zu erkennen, dass die Gruppe der 65-Jährigen und Äl-
teren noch längere Zeit größer wird, ganz langfristig gese-
hen aber auch abnimmt. Bei Szenario 4 mit einem Wande-
rungssaldo von 400.000 Personen würde sich der Umfang 
der jüngeren und mittleren Altersjahrgänge des Erwerbs-
personenpotenzials gegenüber 2020 kaum ändern oder so-
gar geringfügig steigen, der Rückgang bei den Älteren wäre 
allerdings deutlich geringer: 2035 wären es 17,7 Mio. und 
2060 knapp 18,0 Mio. 50-jährige und ältere Erwerbsperso-
nen. Auch die Zugewanderten unterliegen der Alterung.

verläuft der Abwärtstrend bei Szenario 2 weniger extrem als 
bei Szenario 1. Im Unterschied zu einer rein demografischen 
Betrachtung ergibt sich ein positiver verhaltensbedingter Ef-
fekt, der sich bis 2060 auf ca. 2,4 Mio. an zusätzlichen Ar-
beitskräften beläuft. Trotzdem sinkt das Erwerbspersonen-
potenzial bis 2035 um knapp 4,5 Mio. Da sich die Zuwächse 
aufgrund steigender Erwerbsquoten bis 2060 abschwächen, 
ergibt sich ein Rückgang des Erwerbspersonenpotenzials 
bis 2060 von 13,7 Mio. (-29 %) gegenüber 2020.

Der Migrationseffekt auf das Erwerbspersonenpotenzial 
hängt entscheidend vom Wanderungssaldo ab. Dargestellt 
werden zwei Wanderungsvarianten. Beide gehen von den 
gleichen Erwerbsquoten wie Szenario 2 aus. Bei einer jähr-
lichen Nettozuwanderung von 100.000 Personen sinkt das 
Erwerbspersonenpotenzial von 47,4 Mio. 2020 auf 44,4 Mio. 
2035 und auf 38,3 Mio. 2060 (Szenario 3). Bis 2060 würde 
das Erwerbspersonenpotenzial bei dieser (angesichts der 
aktuellen Zahlen eher niedrigen) Nettozuwanderung um 
9,1 Mio. Personen gegenüber 2020 schrumpfen (-19 %). 
Für eine vollständige Kompensation bräuchte es eine jähr-
liche Nettozuwanderung von 400.000 Personen (Szenario 
4). Daraus würde bis 2060 ein Wanderungseffekt von 14,2 
Mio. Erwerbspersonen resultieren. Mit dem erwähnten Ver-
haltenseffekt von 2,4 Mio. würde dies den demografischen 
Effekt langfristig leicht übertreffen: Wir errechnen für 2060 
ein Erwerbspersonenpotenzial von fast 47,9 Mio. Personen.

Die im Vergleich zu den letzten Jahren vor der Pandemie nied-
rige Nettozuwanderung von 100.000 Personen pro Jahr von 
Szenario 3 bewerten wir als eine durchaus realistische, lang-
fristige Möglichkeit für künftige Wanderungsströme. Ein we-
sentlicher Grund dafür ist unter anderem das sinkende Wan-
derungspotenzial aus den Hauptherkunftsländern der EU-
Zuwanderung durch den dort ebenfalls wirkenden demografi-
schen Wandel. Außerdem steigt bei höheren Zuzügen die Zahl 
der in Deutschland lebenden ausländischen Bevölkerung, und 

Abbildung 1
Entwicklung des Erwerbspersonenpotenzials

Quelle: IAB-Kurzbericht 25/2021 (Fuchs et al., 2021).
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Es zeigt sich, dass das Erwerbspersonenpotenzial in 
Deutschland voraussichtlich sinken wird. Selbst Szenari-
en mit sehr optimistischen Annahmen verdeutlichen, wie 
schwer es sein wird, diesen Trend zu verlangsamen. Al-
lerdings bilden die Szenarien nur die Entwicklung auf der 
Personenebene ab. Volkswirtschaftlich sind auch die Ar-
beitszeiten wichtig, denn für das Wirtschaftswachstum ist 
das Arbeitsvolumen entscheidend. Längere Arbeitszeiten 
wären denkbar – immerhin arbeitet mehr als die Hälfte aller 
Arbeitnehmerinnen in Teilzeit (Wanger, 2020). Der daraus 
zu erwartende Effekt dürfte angesichts der Arbeitszeit-
wünsche der Beschäftigten jedoch gering sein: Im Durch-
schnitt möchten die Erwerbstätigen nur eine Stunde mehr 
pro Woche arbeiten. Ein stabiles Erwerbspersonenpoten-
zial erforderte jedoch eine Steigerung der Arbeitszeit um 
gut ein Drittel. Aufgrund der besonderen Bedeutung der 
Migration dürften politische Weichenstellungen wie das 
2020 in Kraft getretene Fachkräfteeinwanderungsgesetz 
in die richtige Richtung zielen. Auch Bildungsmaßnahmen, 
steigende Qualifikation und damit eine höhere Produktivität 
der Beschäftigten können längerfristig die negativen Folgen 
eines sinkenden Erwerbspersonenpotenzials für Wirtschaft 
und Arbeitsmarkt mildern. Letztlich sind die aktive Teilnah-
me Älterer am Erwerbsleben, die Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf sowie die Integration von Migrant:innen gesell-
schaftspolitische Ziele, die nicht nur aus Arbeitsmarktpers-
pektive höchsten Stellenwert haben.
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Denkbar, obgleich nicht sehr realistisch, wären noch höhere 
Erwerbsquoten. Dazu wurden drei Simulationen mit sehr op-
timistischen Annahmen hinsichtlich der Erwerbsquoten von 
deutschen Frauen (Vereinbarkeit), Ausländerinnen (Integrati-
on) und Älteren (Renten) gerechnet. Die Simulation zur Ver-
einbarkeit bildet eine vollständige Angleichung der Erwerbs-
quoten deutscher Frauen an die deutscher Männer von 30 
bis 59 Jahren ab. Die Simulation zur Integration zeigt den Ef-
fekt einer besseren Arbeitsmarktintegration der in Deutsch-
land lebenden Ausländerinnen. Dabei werden für die 15- bis 
59-jährigen Ausländerinnen die gleichen Erwerbsquoten wie 
bei deutschen Frauen angenommen. Der Effekt eines länge-
ren Verbleibs Älterer im Erwerbsleben geht nach Fuchs und 
Weber (2020) von einer Verschiebung der Erwerbsquoten 
aus: Für die Gruppe der 60- bis 64-Jährigen wird künftig die 
Erwerbsquote der 55- bis 59-Jährigen aus 2030 angenom-
men und die Verschiebung für die 65- bis 69-Jährigen wird 
ebenso mit Bezug auf die 60- bis 64-Jährigen modelliert. Die 
Rentensimulation liefert sowohl für 2035 mit 2,4 Mio. zusätz-
lichen Erwerbspersonen als auch für 2060 mit noch 1,8 Mio. 
Personen quantitativ bedeutsame Mehrungen beim Erwerbs
personenpotenzial. Dagegen fallen die Zuwächse bei den 
Rechnungen zur Vereinbarkeit mit 0,6 Mio. 2035 und 0,5 Mio. 
2060 sowie zur Integration mit 0,4 Mio. bzw. 0,3 Mio. deutlich 
schwächer aus. Der Gesamteffekt würde 2035 gut 3,4 Mio. 
und 2060 etwa 2,5 Mio. Erwerbspersonen betragen. Der Ef-
fekt schwächt sich wegen der demografischen Entwicklung 
ab, da die Erwerbsbeteiligung in Deutschland nach 2035 
schon rein mathematisch nur noch wenig gesteigert werden 
kann. Inwieweit diese recht extremen Steigerungen der Er-
werbsquoten wirklich möglich sind, wird hier nicht diskutiert. 

Title: Demographic Ageing Leads to a Sharply Declining Labour Force Potential

Abstract: The demographic development in Germany will lead to a declining number of people of working age and thus potentially in 

the labour force. The age structure is shifting towards older cohorts. The labour force will decline by 16 million workers between 2020 

and 2060. However, an increase in the labour force participation of women and elderly people combined with immigration will mitigate 

the demographic effect. An average net migration of 100,000 persons per year would result in a projected decline in the labour force 

of 9 million by 2060. An extremely high migration of at least 400,000 persons would allow the potential labour force to remain roughly 

constant. A sensitivity analysis also looks at the effects that may arise if the participation rates increased even further.

Abbildung 2
Altersstruktur des Erwerbspersonenpotenzials
Annahmen: Wanderungssaldo p. a. +100.000, steigende Erwerbsquoten

Quelle: eigene Darstellung (Fuchs, Söhnlein und Weber, 2021).
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stoffmärkte und stellten die Weltwirtschaft vor große He-
rausforderungen. Die Auswirkungen der Markteingriffe 
waren umso gravierender, da China in den vergangenen 
20 Jahren zum weltweit größten Verbraucher und Produ-
zenten von Industriemetallen aufgestiegen ist und heute 
zu den wichtigsten Akteuren der Weltwirtschaft zählt.

Im Zuge der fortschreitenden Urbanisierung und der In-
vestitionen in die Infrastruktur hat sich China zum welt-
weit größten Verbraucher von Industriemetallen entwi-
ckelt und damit große Volkswirtschaften wie die USA 
und die Europäische Union weit hinter sich gelassen. 
Heute entfallen auf den chinesischen Verbrauch über 
45 % der weltweiten Nachfrage nach Blei, Zinn und Zink 
und über 50 % der weltweiten Nachfrage nach Alumini-
um, Nickel und Kupfer.

Im Gegensatz zu anderen Industrieländern deckt China 
einen großen Teil seines Metallbedarfs aus heimischer 
Produktion. China verfügt zwar nur über etwa 3 % der 
weltweit bekannten Bauxit-, Kupfer- und Nickelreserven 
und über etwa 20 % der bekannten Blei-, Zinn- und Zin-
kreserven, fördert diese Erze aber deutlich schneller als 
andere Länder. Infolgedessen entfallen auf China 20 % bis 
47 % der weltweiten Produktion von Bauxit-, Blei-, Zinn- 
und Zinkerzen. Eine noch bedeutendere Rolle spielt China 
hingegen als Produzent von veredelten Metallen. Mehr als 
die Hälfte des gesamten Aluminiums wird in China herge-
stellt. Die chinesische Produktion von Kupfer, Zinn, Zink 
und Blei macht über 40 % des weltweiten Angebots aus, 
die von Nickel 35 % (vgl. Abbildung 2) (Schüler-Zhou et al., 
2020; World Bank Group, 2021).
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Abbildung 1
Entwicklung des HWWI-Index für Nichteisenmetalle
Index 2020=100

Quelle: Hamburgisches WeltWirtschaftsInstitut (HWWI).
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Die Rohstoffmärkte waren in den vergangenen zwei Jah-
ren durch Produktionsausfälle, unterbrochene Lieferket-
ten, hohe Frachtraten und drastisch gestiegene Rohstoff-
preise gekennzeichnet. Bei der Analyse der Preistreiber 
fällt auf, dass bestimmte Akteure eine besondere Rolle 
bei der Entwicklung der Rohstoffpreise spielten. Während 
auf den Rohölmärkten die Organisation der erdölexpor-
tierenden Länder (OPEC+) durch Veränderungen der För-
dermenge die Preisentwicklung mitbestimmte, wurden 
die Preise für Industrierohstoffe maßgeblich durch die 
Marktmacht Chinas geprägt. So wurden die internationa-
len Lieferketten insbesondere durch Lockdown-Maßnah-
men und Hafenschließungen in China nachhaltig gestört, 
was zu anhaltenden Versorgungsengpässen auf den 
Märkten für Industriemetalle führte. Die Industriemetall-
nachfrage wurde durch die rasante Erholung der chinesi-
schen Wirtschaft schon frühzeitig gesteigert. So stiegen 
bereits im Frühjahr 2020 die Preise für Industriemetal-
le stark an, obwohl sich die westlichen Industriestaaten 
noch in einer Rezession befanden. Der HWWI-Index für 
Nichteisenmetalle, der die Preisentwicklung von Alumini-
um, Blei, Kupfer, Nickel, Zink und Zinn abbildet, nahm seit 
Mai 2020 kontinuierlich zu und überschritt im Herbst 2021 
sein Zehnjahreshoch (vgl. Abbildung 1).

Die staatlichen Eingriffe Chinas als Reaktion auf die Her-
ausforderungen der Coronakrise hatten in den vergange-
nen zwei Jahren erhebliche Auswirkungen auf die Roh-
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Abbildung 2
Chinas Anteil an der weltweiten Metallproduktion 
und am weltweiten Metallverbrauch

Quelle: World Bank Group, 2021.
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z. B. Kupfer, Kobalt und Nickel. Auch die chinesische Stahl- 
und Aluminiumproduktion ist in hohem Maße emissionsin-
tensiv. Um CO2-Emissionen zu reduzieren, wurde die chi-
nesische Stahl- und Aluminiumproduktion 2021 wiederholt 
eingeschränkt. Da auf China fast 60 % der Rohstahlpro-
duktion und mehr als die Hälfte der gesamten Aluminium-
produktion entfallen, haben sich die Maßnahmen direkt auf 
die Preise ausgewirkt. Während die Preise für Aluminium 
und Stahl anstiegen, fielen die Preise für Eisenerz.

Das Eingreifen der chinesischen Regierung zur Bekämp-
fung der neuen hochansteckenden Omikron-Virusvarian-
te wird in den kommenden Monaten erneut große Auswir-
kungen auf die Rohstoffmärkte haben. China verfolgt eine 
No-Covid-Strategie, was bedeutet, dass China bereits 
auf einige wenige Neuinfektionen mit extremer Abschot-
tung reagiert. Während Chinas Abschottungsstrategie bei 
der ersten Corona-Welle effektiv funktionierte und China 
schneller als andere Länder zum normalen Leben zurück-
kehren konnte, besteht die Gefahr, dass die No-Covid-
Strategie zur Abwehr der weitaus ansteckenderen Omi-
kron-Variante zu permanenten Abschottungsmaßnahmen 
führen wird. Abriegelungen ganzer Städte und strenge 
Ausgangsbeschränkungen in China würden erneut zu 
Produktionsausfällen und Unterbrechungen der internati-
onalen Lieferketten führen. Die sich bereits abzeichnende 
Verlangsamung des chinesischen Wirtschaftswachstums 
wird sich ebenfalls auf den Rohstoffmärkten bemerkbar 
machen und in den Preisen niederschlagen.

Die Entwicklungen der vergangenen zwei Jahre haben 
einmal mehr deutlich gemacht, dass die Abhängigkeit der 
Weltwirtschaft von China auf den Märkten für Industrieroh-
stoffe zu einem Risikofaktor geworden ist. Aufgrund der 
enormen Marktmacht, die China auf den Rohstoffmärkten 
besitzt, wirken sich die politischen Entscheidungen Chinas 
direkt auf die Weltmarktpreise aus und beeinflussen letztlich 
die gesamte Weltwirtschaft. Darüber hinaus hat die Reakti-
on auf die Herausforderungen durch die Coronapandemie 
deutlich gemacht, dass China auch zu drastischen staatli-
chen Maßnahmen greifen wird, um seine Ziele zu erreichen. 
Die starke Abhängigkeit von China als größtem Lieferanten 
und Verbraucher von Industriemetallen wird auch in Zukunft 
eine Herausforderung für die Weltwirtschaft darstellen.

Claudia Wellenreuther

Hamburgisches WeltWirtschaftsInstitut (HWWI)
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Aufgrund der enormen Bedeutung Chinas auf den Märk-
ten für Industriemetalle wirken sich Veränderungen der 
chinesischen Nachfrage oder des chinesischen Angebots 
unmittelbar auf die Weltmarktpreise aus. Dieser Risiko-
faktor wird dadurch verschärft, dass China nicht immer 
vorhersehbar auf Herausforderungen reagiert und sich 
nicht scheut, in den Markt einzugreifen.

Anhand des drastischen Anstiegs der Rohstoffpreise in 
den vergangenen sechs Monaten lässt sich exemplarisch 
aufzeigen, welch weitreichende Auswirkungen Markt-
eingriffe der chinesischen Regierung auf die globalen 
Rohstoffpreise haben können. Aufgrund einer schweren 
Dürre im Frühjahr 2021 in einigen Regionen Chinas fiel 
die Stromerzeugung aus Wasserkraftwerken aus, was zu 
einer Verknappung der chinesischen Energieversorgung 
führte. Infolgedessen stieg die Nachfrage nach Substitu-
ten wie Kohle und Erdgas. Da Chinas Kohleangebot durch 
den Handelsstreit mit Australien, einem der wichtigsten 
Kohlelieferanten Chinas, bereits eingeschränkt war, führte 
die erhöhte Nachfrage zu einem enormen Preisanstieg auf 
den Weltmärkten für Energierohstoffe wie Kohle, Erdgas 
und Rohöl. Aufgrund der staatlich gedeckelten Stromprei-
se waren die chinesischen Kohlekraftwerke jedoch nicht 
in der Lage, zu den gestiegenen Kohlepreisen zu produ-
zieren, wodurch eine weitere Stromerzeugungsquelle ein-
geschränkt wurde. Das gesunkene Stromangebot traf auf 
eine erhöhte chinesische Stromnachfrage, die unter an-
derem durch den wirtschaftlichen Aufschwung getrieben 
wurde. Die Folge war eine Stromknappheit in China, die 
sich wiederum auf die Märkte für Industrierohstoffe aus-
wirkte. Um Strom zu sparen, wurde die energieintensive 
Metallproduktion in China, z. B. die Aluminiumproduktion, 
heruntergefahren. Infolgedessen stieg der Weltmarktpreis 
für Aluminium drastisch an. Ebenfalls als Reaktion auf die 
Energieknappheit wurde die chinesische Stahlproduktion 
in der letzten Jahreshälfte 2021 deutlich zurückgefahren, 
was sich in sinkenden Eisenerzpreisen niederschlug.

Die von China angestrebte Dekarbonisierung der Wirt-
schaft zur Bekämpfung der Klimakrise wird China in den 
nächsten Jahren vor große Herausforderungen stellen. 
China ist der weltweit größte Emittent von CO2-Gasen und 
hat sich das Ziel gesetzt, bis 2060 klimaneutral zu werden. 
Staatliche Maßnahmen und Markteingriffe mit dem Ziel, 
die Emissionen des Landes zu reduzieren, wirken sich be-
reits heute auf die Preise vieler Rohstoffe aus. Die Kohle
industrie in China ist für einen erheblichen Teil der CO2-
Emissionen des Landes verantwortlich und deckt rund 
60 % des chinesischen Energieverbrauchs. Auf dem Weg 
zur Klimaneutralität investiert China daher verstärkt in er-
neuerbare Energien, was die Nachfrage auf den Rohstoff-
märkten langfristig verändern wird. Zu den im Rahmen der 
Energiewende besonders gefragten Rohstoffen gehören 
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